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04 Erläuterungen zum Schlussbericht  
 
 Das RPA hat gemäß § 156 Abs. 3 NKomVG seine Bemerkungen zur Prüfung 

des Jahresabschlusses und des konsolidierten Gesamtabschlusses jeweils in 
einem Schlussbericht zusammenzufassen. 
 
Nach diesen Vorgaben ist die Berichtspflicht mittels entsprechender Schluss-
berichte grundsätzlich auf die Bemerkungen aus den aus der Prüfung des 
Jahresabschlusses und des konsolidierten Gesamtabschlusses gewonnenen 
Erkenntnissen auf Basis der Aufgaben im Sinne des § 155 Abs. 1 Nr. 1 
i. V. m. § 156 Abs. 1 NKomVG sowie § 155 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. § 156 Abs. 2 
Satz 1 und 2 NKomVG begrenzt. 
 
Davon unbenommen fasst das RPA mit diesem Schlussbericht seine Bemer-
kungen über die aus der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse auf Basis der ihm 
insgesamt obliegenden und übertragenen Aufgaben zusammen. Ausgenom-
men davon sind hier die Bemerkungen zur Prüfung des konsolidierten Ge-
samtabschlusses, die in einem gesonderten Schlussbericht zusammengefasst 
werden. 
 
Dieser Schlussbericht enthält somit wesentliche Bemerkungen und den Prü-
fungsvermerk aus der Prüfung entsprechend § 155 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 156 
Abs. 1 NKomVG, die bzw. der für den Rat eine Entscheidungsgrundlage für 
den Beschluss über den Jahresabschluss sowie für die Entlastung des OBM 
sein sollen (§ 129 Abs. 1 Satz 3 NKomVG) sowie - unter Beachtung der zuvor 
genannten Einschränkung - wesentliche Bemerkungen aus Prüfungen aus 
den übrigen dem RPA obliegenden und übertragenen Aufgaben. 
 
Grundlage einer Bemerkung können sein: 
 
• Einwendungen des RPA aufgrund von Beanstandungen, die sich im 

Rahmen der Prüfungsdurchführung gegen abgrenzbare Prüfungsge-
genstände ergeben und bis zur Beendigung der Prüfung vom Geprüf-
ten nicht behoben werden und/oder 

• Prüfungshemmnisse gegenüber dem RPA, also besondere Umstände, 
aufgrund derer seitens des RPA Teile eines Prüfungsgegenstands 
nicht mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden können. 
 

 In diesem Rahmen klassifiziert das RPA den Begriff „Bemerkung“ wie folgt: 
 
B Bemerkung aufgrund geringfügiger Beanstandungen, die seitens des 

RPA im Berichtsjahr zu Einwendungen geführt haben, ggf. ergänzt um 
Hinweise zur Behebung von Fehlern und Mängeln oder zur Verbesse-
rung bestehender Prozesse, oder aufgrund geringfügiger Prüfungs-
hemmnisse. 

B/St Bemerkung aufgrund wesentlicher Beanstandungen, die seitens des 
RPA im Berichtsjahr zu Einwendungen geführt haben, oder aufgrund 
wesentlicher Prüfungshemmnisse mit der Bitte um Stellungnahme des 
OBM. 

WB/St Wiederholte Bemerkung aufgrund geringfügiger oder wesentlicher Be-
anstandungen, die seitens des RPA in Vorjahren zu Einwendungen ge-
führt haben und noch nicht erledigt sind, oder aufgrund geringfügiger 
oder wesentlicher Prüfungshemmnisse mit der Bitte um Stellungnahme 
des OBM. 
 
Die Bemerkungen „B“ sind unter Tz. 06 und die Bemerkungen „B/St“ 
und „WB/St“ sind in Tz. 07 des Schlussberichts aufgeführt. 
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05 Erläuterungen zur Prüfung der Haushaltswirtschaft  
 
 Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 19. Dezember 2023 beschlossen 

(Vorlage 23-22696 Beschluss zum Gesetz zur Beschleunigung kommunaler 
Abschlüsse (NBKAG)), die Erleichterungsregelungen bei der Aufstellung der 
Jahresabschlüsse für die Haushaltsjahre bis einschließlich 2022 nach § 1 
Abs. 1 Nrn. 1 und 2 NBKAG anzuwenden; vorbehaltlich der Beschlussfassung 
durch den niedersächsischen Landtag. Der niedersächsische Landtag hat das 
NBKAG am 8. Februar 2024 beschlossen (Nds. GVBl. Nr. 9, Nr. 18 S. 1). Ge-
mäß § 1 NBKAG kann die Kommune durch Beschluss der Vertretung bei der 
Aufstellung der Jahresabschlüsse für die Haushaltsjahre bis einschließlich 
2022 davon absehen, 
 
1. den Anhang nach § 128 Abs. 2 Nr. 4 des NKomVG zu erstellen und 
2. die Teilergebnisrechnungen nach § 52 Abs. 3 KomHKVO und die Fi-

nanzrechnungen für Teilfinanzhaushalte nach § 53 Abs. 3 KomHKVO 
aufzustellen. 
 

 In diesem Rahmen hat die Stadt nun davon abgesehen, für den Jahresab-
schluss 2021 einen Anhang zu erstellen und Teilergebnisrechnungen und 
Teilfinanzrechnungen aufzustellen. Abgesehen wird damit auch von der Er-
stellung der dem Anhang beizufügenden Anlagen einschließlich des Rechen-
schaftsberichts entsprechend § 128 Abs. 3 Nrn. 1 bis 6 NKomVG. 
 
Davon unbenommen erfolgen - jedoch im reduzierten Umfang - die Prüfungs-
handlungen zur vorläufigen Haushaltsführung (Tz. 3), zur Haushaltsplanung 
(Tz. 6), zur Haushaltswirtschaft (Tz. 7) und zum Plan-Ist-Vergleich (Tz. 8) ent-
sprechend § 155 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 156 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 NKomVG 
für die Teilhaushalte gemäß Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 der 
Stadt auf Basis von Stichproben. Die Grundgesamtheit für die Stichproben-
auswahl umfasst gemäß Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 der Stadt 
1.364 Planungselemente. Die Stichprobenauswahl für die zu prüfenden Stich-
probenelemente erfolgte - mit Ausnahme der Stichproben zur vorläufigen 
Haushaltsführung (Tz. 3) - zentral unter Berücksichtigung festgelegter Prü-
fungskriterien und einer festgelegten Höchstzahl von zu prüfenden Stichpro-
benelementen. Es handelt sich um Produkte (35 Stichprobenelemente) und 
um erfolgswirksame Projekte (5 Stichprobenelemente) in den Teilergebnis-
haushalten/-rechnungen sowie um investive Projekte und Mischprojekte 
(10 Stichprobenelemente) in den Teilfinanzhaushalten/-rechnungen. Die Do-
kumentation der Prüfungshandlungen erfolgte anhand von Prüfprogrammen 
zu den o. g. Textziffern. 
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05 Erläuterungen zur Prüfung der Haushaltswirtschaft  
 
 Die folgende Übersicht zeigt die Verteilung der zu prüfenden Stichprobenele-

mente auf die Teilhaushalte. 
 
   Teilergebnishaushalte Teilergebnishaushalte/ Teilfinanzhaushalte 

   
Produkte 

= 501 

Erfolgswirksame 
Projekte = 282 

Mischprojekte = 207 
(nicht berücksichtigt!) 

Investive 
Projekte = 581 

Mischprojekte = 207 
(berücksichtigt!) 

Nr. SAP FB/Ref. 
Anzahl 

Produkte 

Anzahl ausge-
wählte und zu 
prüfende Pro-

dukte 

Anzahl er-
folgswirk-
same Pro-

jekte 

Anzahl ausge-
wählte und zu 
prüfende Pro-

jekte 

Anzahl in-
vestive 

Projekte 

Anzahl ausge-
wählte und zu 
prüfende Pro-

jekte 
1 TH 01 Pol.Gr. 1 1 1 0 1 0 
2 TH 02 Verw.Fü. 1 1 1 0 2 0 
3 TH 09 FB 01 12 1 4 0 6 0 
4 TH 81 Ref. 0120 6 1 1 0 3 0 
5 TH 83 Ref. 0140 8 2 1 0 1 0 
6 TH 84 Ref. 0150 1 1 1 0 1 0 
7 TH 03 Pers.Vertr. 1 1 1 0 1 0 
8 TH 10 FB 10 14 4 3 0 12 1 
9 TH 20 FB 20 44 2 83 1 186 3 
 TH 20 FB 65 0 0 0 0 0 0 
10 TH 85 Ref. 0300 3 1 1 0 1 0 
11 TH 32 FB 32 30 2 3 0 4 0 
12 TH 37 FB 37 9 1 9 1 27 1 
13 TH 40 FB 40 22 0 24 1 17 0 
14 TH 41 FB 41 50 1 7 0 14 0 
15 TH 86 Ref. 0500 2 1 1 0 1 0 
16 TH 50 FB 50 118 4 15 0 18 0 
17 TH 51 FB 51 45 2 29 0 16 0 
18 TH 87 Ref. 0600 8 1 2 0 4 0 
19 TH 91 Ref. 0610 4 0 2 1 2 0 
20 TH 60 FB 60 14 1 3 0 1 0 
21 TH 61 FB 61 21 1 16 0 53 1 
22 TH 66 FB 66 21 0 16 1 104 1 
23 TH 92 Ref. 0617 2 0 4 0 32 1 
24 TH 67 FB 67 44 2 37 0 62 1 
25 TH 68 FB 68 16 1 16 0 8 0 
26 TH 88 StSt. 0800 2 2 1 0 4 1 
27 TH 04 Allgem.Fw. 2 1 0 0 0 0 
Summe 501 35 282 5 581 10 

  
Die TH 01, 02, 03 und 04 betreffen die Teilhaushalte Politische Gremien, Ver-
waltungsführung, Personalvertretung und Allgemeine Finanzwirtschaft. 
 
Die Stichprobenauswahl für die Prüfungshandlungen zur vorläufigen Haus-
haltsführung (Tz. 3) erfolgte für die einzelnen Teilhaushalte gemäß Haushalts-
plan für das Haushaltsjahr 2021 der Stadt dezentral anhand sämtlicher Aus-
zahlungsbuchungen größer 1.000,00 EUR innerhalb der sog. Interimsphase. 
Die Anzahl der zu prüfenden Stichprobenelemente wurde in den Prüfberei-
chen Verwaltung und Betriebswirtschaft eigenverantwortlich auf maximal 
50 Buchungen und im Prüfbereich Technik auf maximal 25 Buchungen be-
grenzt. 
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05 Erläuterungen zur Prüfung der Haushaltswirtschaft  
 
 Neben der Dokumentation der Stichprobenauswahl für die einzelnen Teilhaus-

halte gemäß Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 der Stadt erfolgte die 
Dokumentation der Prüfungshandlungen anhand des Prüfprogramms zur 
Tz. 3. Die folgende Übersicht zeigt die Verteilung der zu prüfenden Stichpro-
benelemente auf die Teilhaushalte. 
 
   Teilfinanzhaushalte 
   Auszahlungsanordnung 

Nr. SAP FB/Ref. 
Anzahl der Auszah-

lungsbuchungen 

Anzahl der Auszah-
lungsbuchungen 
> 1.000,00 EUR 

Anzahl der aus- 
gewählten und 

geprüften Auszahlungs-
buchungen 

1 TH 01 Pol.Gr. 1.199 121 0 
2 TH 02 Verw.Fü. 604 117 3 
3 TH 09 FB 01 770 157 3 
4 TH 81 Ref. 0120 496 189 0 
5 TH 83 Ref. 0140 196 63 0 
6 TH 84 Ref. 0150 143 33 0 
7 TH 03 Pers.Vertr. 171 58 0 
8 TH 10 FB 10 4.543 1.524 50 
9 TH 20 FB 20 5.410 1.584 0 
 TH 20 FB 65 5.272 2.354 25 
10 TH 85 Ref. 0300 544 89 0 
11 TH 32 FB 32 4.019 1.027 12 
12 TH 37 FB 37 6.316 1.295 46 
13 TH 40 FB 40 15.010 6.236 50 
14 TH 41 FB 41 3.807 1.110 20 
15 TH 86 Ref. 0500 248 84 16 
16 TH 50 FB 50 18.899 6.256 50 
17 TH 51 FB 51 18.549 7.313 50 
18 TH 87 Ref. 0600 547 84 25 
19 TH 91 Ref. 0610 179 84 12 
20 TH 60 FB 60 1.210 512 25 
21 TH 61 FB 61 2.173 733 25 
22 TH 66 FB 66 3.841 1.344 25 
23 TH 92 Ref. 0617 408 155 25 
24 TH 67 FB 67 18.412 3.593 75 
25 TH 68 FB 68 1.285 447 25 
26 TH 88 StSt. 0800 77 30 11 
27 TH 04 Allgem.Fw. 255 118 0 
Summe 114.583 36.710 573 
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06 Zusammenfassung der Bemerkungen „B“  
 
Textziffer Bemerkung Seite 
2 Frist über die Beschlüsse nach § 129 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 1 und § 129 

Abs. 1 Satz 3 NKomVG 20 
4.2 Haushaltssatzung, Frist nach § 114 Abs. 1 Satz 2 NKomVG 26 
4.2 Nachtragshaushaltssatzung gemäß § 115 NKomVG, erheblicher Fehl-

betrag und erheblicher Umfang 26 
6.2.2 Mängel in der Haushaltsplanung in den technischen FB und Ref. 31 
6.2.3 Prüfung von Sachverhalten des Teilfinanzhaushalts des Ref. 0680 32 
8.2.3 Prüfung von Sachverhalten der investiven Projekte und Mischprojekte 

des Ref. 0680 39 
9.2.2 Beim FB 40 durchgeführte stichprobenhafte Prüfung von Belegen 45 
9.2.2 Beim FB 51 durchgeführte stichprobenhafte Prüfung von Belegen 45 
10.2.1 Unvollständige Umsetzung des dem Jahresabschluss zugrunde zu le-

genden verbindlichen Kontenrahmens für Niedersachsen 52 
10.2.1 Erhebliche zeitliche Verzögerung im Rahmen der Arbeiten zur Aufstel-

lung des Jahresabschlusses 52 
10.2.1 Aufzeichnungen der Finanzvorfälle bis zu den originären Buchungsbe-

legen sind in angemessener Zeit nachvollziehbar zu dokumentieren 52 
10.2.1 Systembedingt keine Auswertungen aus SAP für die Anlagenbuchhal-

tung möglich, siehe auch einzelne Bereiche Sachvermögen und Netto-
position 53 

10.2.2.1 Keine EDV-Auswertungen aus der Anlagenbuchhaltung des Finanzwe-
senverfahrens SAP für das Immaterielle Vermögen 54 

10.2.2.2 Wegen Neudefinition des Begriffs Vermögensgegenstand notwendige 
Korrekturen der Festwerte 56 

10.2.2.2 Regelmäßige Überprüfung der Festwerte 57 
10.2.2.2 Periodengerechte Inbetriebnahmen fertiggestellter Anlagen im Bau 57 
10.2.2.2 Keine EDV-Auswertungen aus der Anlagenbuchhaltung des Finanzwe-

senverfahrens SAP für das Sachvermögen 58 
10.2.2.3 Pauschalwertberichtigung für Forderungen aus Unterhaltsvorschüssen 

zu gering 59 
10.2.2.5 Fehlende Auflösung einer aktiven Rechnungsabgrenzungsposition 60 
10.2.2.6 Keine EDV-Auswertungen aus der Anlagenbuchhaltung des Finanzwe-

senverfahrens SAP für die Sonderposten 62 
10.2.2.7 Fehlender Nachweis über die Höhe einer Verbindlichkeit und Rückstel-

lung gegenüber der NiWo im Zusammenhang mit dem Inventar für den 
Bau des Kindergartens 63 

10.2.2.8 Fehlende Bewertungsanpassung auf Basis des Baupreisindexes für die 
Rückstellung „Turnhallen-Unterdecken“ 65 

10.2.2.8 Fehlender Verbrauch von Rückstellungen im Zusammenhang mit dem 
Gewerbegebiet „Waller-See“ aufgrund von unzulässigen Verrechnun-
gen von Erträgen und Aufwendungen  66 

10.2.2.8 Keine periodengerechte Erfassung von Verbräuchen von Rückstellun-
gen aus ausstehenden Rechnungen 66 

10.2.2.8 Vorhalten der entsprechend der Jahresabschlussverfügung vorzuhal-
tenden Unterlagen in den meldenden FB bzw. Ref. 66 

10.2.3 Fehlende sachliche Begründung einer Auszahlung an den FB 65 im Zu-
sammenhang mit dem geschlossenen Vergleich hinsichtlich der Schä-
den durch den Brand in der Magni-Tiefgarage 68 

10.2.4 Ungeklärte Differenzen bei Ein- und Auszahlungen in der Finanzrech-
nung 69 

10.2.4 Verstoß gegen das Verrechnungsverbot von Ein- und Auszahlungen in 
der Finanzrechnung 69 
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06 Zusammenfassung der Bemerkungen „B“  
 
Textziffer Bemerkung Seite 
14.3 Fristen nach § 129 Abs. 1 Satz 1 Halbs.1 NKomVG sowie nach § 129 

Abs. 1 Satz 3 NKomVG 108 
14.3 Frist nach § 114 Abs. 1 Satz 2 NKomVG 108 
15.1 Anpassung der SDA II 10/06 mit dem Stand Januar 2016 113 
15.2.1 Nachtragsleistungen nicht vorkalkulatorisch ermittelt 118 
15.2.1 Herstellung eines Parkplatzes am Gymnasium Neue Oberschule 118 
15.2.1 Herstellung von Rampen und Treppen am Ringgleis Höhe Pipenweg 118 
15.2.1 Nachtragsvereinbarungen für den Neubau der Sporthalle Lehndorf 119 
15.2.1 Wartung und Reparatur von Brandschutztüren 119 
15.2.1 Nachtragsvereinbarung Maßnahme „Feuerwehr Führungs- und Lage-

zentrum“ 119 
15.2.1 Nachtragsvereinbarungen Neubau der Okerbrücke Biberweg 119 
15.2.1 Nachtragsvereinbarung Herstellung von Asphaltdeckschichten im südli-

chen Stadtgebiet 119 
15.2.1 Baumpflanzungen nach Sturmschäden 119 
15.2.1 Biotopkartierung des Stadtgebiets von Braunschweig 119 
15.2.1 Erd- und Tiefbauarbeiten am Städtischen Klinikum, Standort 2, Celler 

Straße 120 
15.2.1 Nachtragsvereinbarungen Klinikum Salzdahlumer Straße für Verkehrs-

anlagen und Kanalbau  120 
15.2.2 Vergabe zu zentralen Fortbildungsveranstaltungen 120 
15.2.2 Beschaffung von Smartphones für die Überwachung des ruhenden Ver-

kehrs 120 
15.2.2 Digitalisierung von Arbeitsabläufen des ZOD (Zentraler Ordnungs-

dienst) 121 
15.2.2 Vergabe von Schülerbeförderungsleistungen 121 
15.2.2 Beschaffung von Robotertechnik für die Helene-Engelbrecht-Schule 121 
15.2.2 Vergabe für die Mittagessenversorgung für das Schulzentrum Heidberg 121 
15.2.2 Planungs- und Beratungsleistungen im Rahmen der Digitalisierung von 

Schulen 121 
15.2.2 Vergabe zur Beauftragung eines Sicherheitsdienstes für eine städtische 

Wohnungslosenunterkunft 122 
15.2.2 Erneute Vergabe zur Beauftragung eines Sicherheitsdienstes für eine 

städtische Wohnungslosenunterkunft 122 
15.2.2 Vergabe zur Aufstellung von vier Mobilen Impfteams im Stadtgebiet 122 
15.2.2 Vergabe zur Beauftragung einer Weiterbildung 123 
15.2.2 Einführung eines Informations- und Managementsystems 123 
15.2.2 Digitalisierung wesentlicher Prozesse des Facility Managements 123 
15.2.3 Wiederholt keine eingehenden Begründungen für Nachtragshonorierun-

gen 124 
15.2.3 Fachplanungsleistungen für die Sicherheitsbeleuchtung der Fluchtwege 

aus dem großen Ratssaal 124 
15.2.3 Planungsleistungen der Dach-, Fassaden- und Brandschutzsanierung 

der GS Broitzem 125 
15.2.3 Nachtrag Fachplanung der technischen Ausrüstung der GS Melverode 125 
15.2.3 Maßnahme „Johannes-Selenka-Schule, Umbau und Sanierung, Fach-

planung Technische Ausrüstung AG 1-7“ 125 
15.2.3 Objektplanungsleistungen Maßnahme „Gymnasium Martino Kathari-

neum, Abt. Echternstraße, Fenstersanierung 2. BA“ 125 
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06 Zusammenfassung der Bemerkungen „B“  
 
Textziffer Bemerkung Seite 
15.2.3 Nachtragsleistungen Maßnahme „Kita Rautheim, Fachplanung Techni-

sche Ausrüstung“ 125 
15.2.3 Biotopkartierung auf dem Stadtgebiet Braunschweig 125 
16.4.1 Kinder- und Jugendzentren städtisch (1.36.3660.02.01) der Abtei-

lung 51.4 128 
16.4.2 Integrationshilfe (INTI) 129 
18.6.2 Nichtnutzung von eingeräumten Skontoabzügen im Bereich des Kinder- 

und Jugendzeltplatzes Lenste 145 
18.6.2 Angabe des Tätigkeitszeitraums und Unterschriften auf den Vereinba-

rungen mit den Ehrenamtlichen des Kinder- und Jugendzeltplatzes 
Lenste 145 

18.6.2 Vermeidung von Verzugszinsen und Mahngebühren bei Anordnungen 
des Kinder- und Jugendzeltplatzes Lenste 145 

19.3.2.2 Beanstandungen erfolgswirksam geleisteter Zuwendungen beim 
Ref. 0103 151 

19.3.2.2 Beanstandungen erfolgswirksam geleisteter Zuwendungen beim FB 40 152 
19.3.2.2 Beanstandungen erfolgswirksam geleisteter Zuwendungen beim FB 51 152 
19.3.2.2 Beanstandungen erfolgswirksam geleisteter Zuwendungen beim 

Ref. 0670 153 
19.3.2.2 Wiederkehrende Beanstandungen des RPA bei der Gewährung von Zu-

wendungen an Dritte 154 
19.4.2 Abweichungen zwischen den wertmäßig nach- und ausgewiesenen 

Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen zu den korres-
pondierenden Zahlungen auf den Ertrags- und Einzahlungskonten 157 
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07 Zusammenfassung der Bemerkungen „B/St“ und „WB/St“  
 
Textziffer Bemerkung Seite 
10.2.2.2 Fehlende Überprüfung der Festwerte 57 
10.2.2.3 Eliminierung von Abweichungen bei Forderungen und Verbindlichkeiten 

im Verbundbereich - Optimierung des Prozesses der Saldenabstimmun-
gen mit den verbundenen Unternehmen 59 

10.2.2.6 Ausweis der erhaltenden Anzahlungen auf Sonderposten in einer sepa-
raten Bilanzposition 61 

15.2.3 Nachtrag Stadtbahnausbau Volkmarode 125 
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1 Prüfungsauftrag   
 
 Für die Durchführung der örtlichen Rechnungsprüfung hat die Stadt entspre-

chend § 153 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 1 NKomVG das RPA eingerichtet. Die dem 
RPA zugewiesenen Aufgaben ergeben sich insbesondere aus § 155 
Abs. 1 NKomVG und § 4 Abs. 1 RPO sowie § 155 Abs. 2 NKomVG i. V. m. 
§ 4 Abs. 2 RPO und § 158 Abs. 1 NKomVG i. V. m. § 157 Satz 1 NKomVG. 
 
Nach § 155 Abs. 1 NKomVG und § 4 Abs. 1 RPO umfasst die Rechnungsprü-
fung 
 
1. die Prüfung des Jahresabschlusses einschließlich der Prüfung der Jahres-

abschlüsse der Sondervermögen nach § 130 Abs. 1 Nr. 4 NKomVG, 
 

2. die Prüfung des konsolidierten Gesamtabschlusses, 
 

3. die laufende Prüfung der Kassenvorgänge und der Belege zur Vorberei-
tung des Jahresabschlusses, 
 

4. die dauernde Überwachung der Kassen der Stadt sowie die Vornahme 
der regelmäßigen und unvermuteten Kassenprüfungen, unbeschadet der 
Vorschriften über die Kassenaufsicht. Soweit Eigenbetriebe errichtet sind, 
gilt dies entsprechend. 
 

5. die Prüfung von Vergaben vor Auftragserteilung einschließlich der Prüfung 
von Vergaben vor Auftragserteilung der Sondervermögen nach § 130 
Abs. 1 Nr. 4 NKomVG. Soweit Eigenbetriebe errichtet sind oder kommu-
nale Stiftungen (§ 135 Abs. 1 NKomVG) verwaltet werden, gilt dies ent-
sprechend. 
 

 Der Umfang der Prüfung des Jahresabschlusses ist in § 156 Abs. 1 NKomVG 
geregelt und der Umfang der Prüfung des konsolidierten Gesamtabschlusses 
in § 156 Abs. 2 Satz 1 und 2 NKomVG. 
 
Darüber hinaus hat der Rat dem RPA nach § 155 Abs. 2 NKomVG i. V. m. § 4 
Abs. 2 RPO folgende weitere Aufgaben übertragen: 
 
1. die Prüfung der Vorräte und Vermögensbestände, 

 
2. die Prüfung der Verwaltung auf Ordnungsmäßigkeit, Zweckmäßigkeit und 

Wirtschaftlichkeit, 
 

3. die Prüfung der Wirtschaftsführung der Eigenbetriebe und der kommuna-
len Stiftungen (§ 135 Abs. 1 NKomVG), 
 

4. die Prüfung der Betätigung der Stadt bei Unternehmen und Einrichtungen 
in einer Rechtsform des privaten Rechts, an denen die Stadt unmittelbar 
oder mittelbar beteiligt ist, 
 

5. die Kassen-, Buch- und Betriebsprüfung, soweit sich die Stadt eine solche 
Prüfung bei einer Beteiligung, bei der Gewährung eines Kredits oder sonst 
vorbehalten hat, 
 

6. die Prüfung der Abschlüsse der kommunalen Stiftungen nach § 135 
Abs. 1 Satz 2 NKomVG und der Abschlüsse der kommunalen Stiftungen, 
über die die Stadt die Aufsicht führt, 



- 19- 
 
1 Prüfungsauftrag   
 

7. die Prüfung von Bauausführungen und Bauabrechnungen (sog. Maßnah-
menprüfung). 
 

 Soweit bei den Aufgaben gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 3 bis 6 RPO regelmäßig Prü-
fungen durch andere Prüfungseinrichtungen bzw. -organe (Nds. Landesrech-
nungshof, Wirtschaftsprüfer, Revisionsverbände u. ä.) vorgenommen werden, 
kann sich die Tätigkeit des RPA auf die Auswertung der entsprechend vorlie-
genden Prüfungsergebnisse oder Prüfungsberichte und auf nicht geprüfte 
Teilgebiete beschränken. 
 
Ergänzend zu diesen Aufgaben hat das RPA gemäß § 158 Abs. 1 
Satz 1 NKomVG i. V. m. § 157 Satz 1 NKomVG - bezogen auf die privatrecht-
lichen Unternehmen der Stadt - auch die Jahresabschlüsse der sog. kleinen 
Kapitalgesellschaften im Sinne des § 267 Abs. 1 HGB (dies schließt auch die 
sog. Kleinstkapitalgesellschaften im Sinne des § 267a Abs. 1 Satz 1 HGB ein) 
zu prüfen. Gemäß § 157 Satz 2 NKomVG kann das RPA mit der Durchfüh-
rung dieser Jahresabschlussprüfungen eine Wirtschaftsprüferin, einen Wirt-
schaftsprüfer, eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder andere Dritte beauf-
tragen oder zulassen, dass die Beauftragung im Einvernehmen mit dem RPA 
unmittelbar durch die entsprechende Gesellschaft erfolgt (vgl. auch § 4 Abs. 1 
Nr. 6 RPO). Das RPA hat sich mit den örtlichen Leitungen der hiervon be-
troffenen privatrechtlichen Unternehmen der Stadt darauf verständigt, dass die 
Beauftragung zur Prüfung der Jahresabschlüsse im Einvernehmen mit dem 
RPA unmittelbar durch die entsprechende Gesellschaft erfolgt. 
 
Gemäß § 156 Abs. 3 NKomVG hat das RPA seine Bemerkungen jeweils in ei-
nem Schlussbericht zusammenzufassen. Auf Tz. 04 Abs. 3 wird verwiesen. 
 
Zweck der örtlichen Rechnungsprüfung in diesem Aufgabenspektrum ist ins-
besondere, bestimmte gegebene Sachverhalte festzustellen und deren norm-
gerechte Durchführung zu beurteilen. Festgestellte Ist-Zustände werden mit 
Soll-Vorgaben verglichen. In diesem Rahmen orientiert sich das RPA zur Ab-
grenzung seiner Verantwortung aus dem Prüfungsauftrag an folgenden im 
Sprachgebrauch des Prüfungswesens verwendeten Begriffen: 
 
• Überwachung umfasst Prüfung, Kontrolle und Aufsicht. 

 
• Prüfung erfolgt prozess- bzw. Überwachungsobjekt unabhängig, ist ver-

gangenheitsorientiert und mündet auf Basis eines Soll-Ist-Vergleichs in 
einem Urteil. Die Urteilsabgabe steht im Vordergrund. 
 

• Kontrolle erfolgt prozess- bzw. Überwachungsobjekt abhängig, ist gegen-
wartsorientiert und dient der Fehlervermeidung, Fehleraufdeckung und 
Fehlerkorrektur. Die Systemregelung steht im Vordergrund. 
 

• Aufsicht erfolgt prozess- bzw. Überwachungsobjekt unabhängig gemäß 
gesetzlicher Bestimmungen, erlassener Weisungen oder Ermessensent-
scheidungen durch Aufsichtsinstanzen. 
 

 Im allgemeinen Sprachgebrauch werden die Begriffe nicht immer in dieser Dif-
ferenzierung verwendet. 
 

 



- 20 - 
 
2 Vorjahresabschlüsse - Beschlussverfahren und Bekanntmachung  
 
 Der OBM hat am 11. August 2022 gemäß § 129 Abs. 1 Satz 2 NKomVG die 

Vollständigkeit und Richtigkeit des Jahresabschlusses 2020 der Stadt festge-
stellt und ihn zusammen mit den Jahresabschlüssen 2020 der Sonderrech-
nungen Stadtentwässerung, Abfallwirtschaft und FB 65 Hochbau und Gebäu-
demanagement und dem Schlussbericht 2020 des RPA vom 19. August 2022 
dem Rat mit einer eigenen Stellungnahme zu diesem Bericht vorgelegt. 
 
Der Rat hat am 22. November 2022 gemäß § 129 Abs. 1 Satz 3 NKomVG 
über die Abschlüsse sowie die entsprechenden Entlastungen des OBM be-
schlossen. 
 

B Die Fristen nach § 129 Abs. 1 Satz 1 Halbs.1 NKomVG, wonach der Jahres-
abschluss innerhalb von drei Monaten nach Ende des Haushaltsjahres aufzu-
stellen ist, sowie nach § 129 Abs. 1 Satz 3 NKomVG, wonach der Rat über die 
Abschlüsse und die entsprechenden Entlastungen des OBM bis spätestens 
zum 31. Dezember des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres beschließt, 
wurden nicht eingehalten. 
 
Die Beschlüsse über die Abschlüsse und die entsprechenden Entlastungen 
des OBM wurden dem MI unverzüglich mit Schreiben vom 14. Dezem-
ber 2022 mitgeteilt und am 2. Dezember 2022 in der Braunschweiger Zeitung 
öffentlich bekannt gemacht (§ 129 Abs. 2 Satz 1 NKomVG). Die Abschlüsse 
und der Schlussbericht des RPA wurden in der Zeit vom 5. Dezember 2022 
bis 13. Dezember 2022 öffentlich ausgelegt (§ 129 Abs. 2 Satz 2 
Halbs. 1 NKomVG). In der Bekanntmachung wurde auf die Auslegung hinge-
wiesen (§ 129 Abs. 2 Satz 2 Halbs. 2 NKomVG). 
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3 Vorläufige Haushaltsführung  
 
3.1 Vorbemerkungen 

 
Im Rahmen der Prüfung der Einhaltung des Haushaltsplans gemäß § 155 
Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 156 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG ist - soweit die vorläufige 
Haushaltsführung für das Haushaltsjahr verfügt wurde - auch die Einhaltung 
der kommunalrechtlichen Vorschriften zur vorläufigen Haushaltsführung zu 
prüfen. Die vorläufige Haushaltsführung für das Haushaltsjahr 2021 wurde am 
21. Dezember 2020 verfügt. 
 
Gegenstand der Prüfung sind die seitens der Verwaltung ergriffenen Maßnah-
men zur vorläufigen Haushaltsführung 2021 sowie der Vollzug des Haushalts 
in der Interimsphase vom Beginn des Haushaltsjahres bis zum In-Kraft-Treten 
der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 am 14. August 2021. Ge-
prüft wird die Einhaltung der für die vorläufige Haushaltsführung maßgeben-
den Vorschriften (§ 116 NKomVG) und sie ergänzende Bestimmungen. Die 
Prüfungshandlungen zur vorläufigen Haushaltsführung erfolgten für jeden Teil-
haushalt der Stadt auf Basis von Stichproben. Die Stichprobenauswahl für die 
Prüfungshandlungen zur vorläufigen Haushaltsführung erfolgte für den jeweili-
gen Teilhaushalt dezentral durch jede Prüferin/jeden Prüfer anhand der Aus-
zahlungsbuchungen größer 1.000,00 EUR innerhalb der Interimsphase vom 
Beginn des Haushaltsjahres bis zum In-Kraft-Treten der Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr. Zur Auswahl und zur Begrenzung der Anzahl der zu prü-
fenden Stichprobenelemente vgl. Tz. 05. 
 

3.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 

3.2.1 Ergriffene Maßnahmen zur vorläufigen Haushaltsführung 
 
Die vorläufige Haushaltsführung für das Haushaltsjahr 2021 wurde vom FB 20 
am 21. Dezember 2020 auf Basis der Vorschriften des § 116 NKomVG ver-
fügt. Die Beachtung dieser Verfügung und die Einhaltung der maßgebenden 
Vorschriften für die vorläufige Haushaltsführung oblag den einzelnen Teilhaus-
haltsverantwortlichen der Stadt. 
 

3.2.2 Teilergebnishaushalte 
 
Die Prüfung der Einhaltung der Vorschriften über die vorläufige Haushaltsfüh-
rung nach § 116 NKomVG für die Teilergebnishaushalte der Stadt auf Basis 
der ausgewählten Stichproben (vgl. Tz. 05) hat grundsätzlich keine Beanstan-
dungen ergeben, die seitens des RPA zu Einwendungen geführt haben. 
 

3.2.3 Teilfinanzhaushalte  
 
Die Prüfung der Einhaltung der Vorschriften über die vorläufige Haushaltsfüh-
rung nach § 116 NKomVG für die Teilfinanzhaushalte der Stadt auf Basis der 
ausgewählten Stichproben (vgl. Tz. 05) hat grundsätzlich keine Beanstandun-
gen ergeben, die seitens des RPA zu Einwendungen geführt haben. 
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4 Haushaltssatzung   
 
4.1 Vorbemerkungen 

 
Im Rahmen der Prüfung der Einhaltung des Haushaltsplans gemäß § 155 
Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 156 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG ist auch die Einhaltung der 
kommunalrechtlichen Vorschriften zur Haushaltssatzung zu prüfen. 
 
Gegenstand der Prüfung ist die vom Rat am 23. März 2021 beschlossene und 
vom OBM mit Datum 23. März 2021 unterschriebene Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2021, die gemäß Schreiben der Kommunalaufsichtsbehör-
de vom 29. Juli 2021 ohne Einschränkungen bestätigt wurde und gemäß Ver-
fügung des FB 20 vom 10. August 2021 am 14. August 2021 wirksam gewor-
den ist (§ 112 Abs. 3 Satz 1 Halbs. 1 NKomVG). Eine Nachtragshaushaltssat-
zung wurde nicht beschlossen. Geprüft wurden insbesondere die Form (§ 178 
Abs. 3 NKomVG i. V. m. dem Muster 1 des RdErl. d. MI vom 24. April 2017 
- 33.12-10306/2), die formalen Anforderungen (§ 112 NKomVG), das Verfah-
ren zur Aufstellung und der Erlass der Haushaltssatzung (§ 114 NKomVG). 
Außerdem wurde geprüft, ob für das Haushaltsjahr 2021 eine Nachtragshaus-
haltssatzung zu Recht nicht aufzustellen war (§ 115 NKomVG). Die Prüfungs-
handlungen bezogen sich auf die o. g. Haushaltssatzung. Zur Prüfung bzw. 
Beurteilung der dauernden Leistungsfähigkeit der Stadt im Sinne des 
§ 23 KomHKVO vgl. Tz. 4.2. 
 
Zu den Festsetzungen für den Haushaltsplan des Berichtsjahres entspre-
chend § 1 und § 1a der Haushaltssatzung sowie zu den Festsetzungen für 
den Haushaltsplan des Vorjahres einschließlich der entsprechenden betrags-
mäßigen und prozentualen Veränderungen vgl. die Übersichten auf den fol-
genden Seiten. 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern sind gemäß § 5 der Haus-
haltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 für die Grundsteuer A (Grundsteuer 
für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe) auf 320 v. H., für die Grund-
steuer B (Grundsteuer für Grundstücke) auf 500 v. H. und für die Gewerbe-
steuer auf 450 v. H. festgesetzt. 
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4 Haushaltssatzung   
 
 In der folgenden Übersicht sind die Festsetzungen für den Haushaltsplan der 

Stadt entsprechend § 1 der Haushaltssatzung für das Berichtsjahr und das 
Vorjahr sowie die absoluten und relativen Veränderungen zum Vorjahr darge-
stellt. 
 
  Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
  EUR EUR EUR % 
      
1. Ergebnishaushalt     
1.1 Ordentliche Erträge 879.450.566 883.956.033 -4.505.467 -0,5 
1.2 Ordentliche Aufwendungen 987.733.613 910.254.499 77.479.114 8,5 
1.3 Außerordentliche Erträge 468.900 483.600 -14.700 -3,0 
1.4 Außerordentliche Aufwendungen 599.300 599.300 0 0,0 
 Erträge Ergebnishaushalt 879.919.466 884.439.633 -4.520.167 -0,5 
 Aufwendungen Ergebnishaushalt 988.332.913 910.853.799 77.479.114 8,5 
 Ergebnis -108.413.447 -26.414.166 -81.999.281 >100,0 
      
2. Finanzhaushalt     
2.1 Einzahlungen lfd. Verwaltungstätigkeit 863.659.778 868.190.845 -4.531.067 -0,5 
2.2 Auszahlungen lfd. Verwaltungstätigkeit 919.251.741 842.268.656 76.983.085 9,1 
2.3 Einzahlungen für Investitionstätigkeit 25.422.100 19.732.900 5.689.200 28,8 
2.4 Auszahlungen für Investitionstätigkeit 218.123.300 156.571.100 61.552.200 39,3 
2.5 Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 187.202.000 137.891.000 49.311.000 35,8 
2.6 Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 10.442.000 6.536.500 3.905.500 59,7 
 Einzahlungen Finanzhaushalt 1.076.283.878 1.025.814.745 50.469.133 4,9 
 Auszahlungen Finanzhaushalt 1.147.817.041 1.005.376.256 142.440.785 14,2 
 Ergebnis -71.533.163 20.438.489 -91.971.652 >-100,0 

  
In der folgenden Übersicht sind die Festsetzungen für den Haushaltsplan der 
Sonderrechnung FB 20 Stadtentwässerung entsprechend § 1a der Haushalts-
satzung für das Berichtsjahr und das Vorjahr sowie die absoluten und relati-
ven Veränderungen zum Vorjahr dargestellt. 
 
  Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
  EUR EUR EUR % 
      
1. Ergebnishaushalt     
1.1 Ordentliche Erträge 70.264.200 69.295.900 968.300 1,4 
1.2 Ordentliche Aufwendungen 69.126.500 69.841.300 -714.800 -1,0 
1.3 Außerordentliche Erträge 0 0 0 0,0 
1.4 Außerordentliche Aufwendungen 200.000 0 200.000 100,0 
 Erträge Ergebnishaushalt 70.264.200 69.295.900 968.300 1,4 
 Aufwendungen Ergebnishaushalt 69.326.500 69.841.300 -514.800 -0,7 
 Ergebnis 937.700 -545.400 1.483.100 >-100,0 
      
2. Finanzhaushalt     
2.1 Einzahlungen lfd. Verwaltungstätigkeit 60.131.900 57.727.600 2.404.300 4,2 
2.2 Auszahlungen lfd. Verwaltungstätigkeit 62.942.700 63.540.900 -598.200 -0,9 
2.3 Einzahlungen für Investitionstätigkeit 6.087.200 2.087.200 4.000.000 >100,0 
2.4 Auszahlungen für Investitionstätigkeit 28.850.900 37.478.200 -8.627.300 -23,0 
2.5 Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 18.850.900 31.478.200 -12.627.300 -40,1 
2.6 Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 216.300 48.600 167.700 >100,0 
 Einzahlungen Finanzhaushalt 85.070.000 91.293.000 -6.223.000 -6,8 
 Auszahlungen Finanzhaushalt 92.009.900 101.067.700 -9.057.800 -9,0 
 Ergebnis -6.939.900 -9.774.700 2.834.800 -29,0 
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4 Haushaltssatzung   
 
 In der folgenden Übersicht sind die Festsetzungen für den Haushaltsplan der 

Sonderrechnung FB 20 Abfallwirtschaft entsprechend § 1a der Haushaltssat-
zung für das Berichtsjahr und das Vorjahr sowie die absoluten und relativen 
Veränderungen zum Vorjahr dargestellt. 
 
  Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
  EUR EUR EUR % 
      
1. Ergebnishaushalt     
1.1 Ordentliche Erträge 41.090.300 43.112.300 -2.022.000 -4,7 
1.2 Ordentliche Aufwendungen 41.478.900 43.406.400 -1.927.500 -4,4 
1.3 Außerordentliche Erträge 0 0 0 0,0 
1.4 Außerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0,0 
 Erträge Ergebnishaushalt 41.090.300 43.112.300 -2.022.000 -4,7 
 Aufwendungen Ergebnishaushalt 41.478.900 43.406.400 -1.927.500 -4,4 
 Ergebnis -388.600 -294.100 -94.500 32,1 
      
2. Finanzhaushalt     
2.1 Einzahlungen lfd. Verwaltungstätigkeit 39.345.600 40.770.700 -1.425.100 -3,5 
2.2 Auszahlungen lfd. Verwaltungstätigkeit 40.781.600 48.608.100 -7.826.500 -16,1 
2.3 Einzahlungen für Investitionstätigkeit 15.000.000 10.000.000 5.000.000 50,0 
2.4 Auszahlungen für Investitionstätigkeit 15.626.000 15.178.000 448.000 3,0 
2.5 Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 0 0 0,0 
2.6 Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 51.400 51.400 0 0,0 
 Einzahlungen Finanzhaushalt 54.345.600 50.770.700 3.574.900 7,0 
 Auszahlungen Finanzhaushalt 56.459.000 63.837.500 -7.378.500 -11,6 
 Ergebnis -2.113.400 -13.066.800 10.953.400 -83,8 

  
In der folgenden Übersicht sind die Festsetzungen für den Haushaltsplan der 
Sonderrechnung FB 65 Hochbau und Gebäudemanagement entsprechend 
§ 1a der Haushaltssatzung für das Berichtsjahr und das Vorjahr sowie die ab-
soluten und relativen Veränderungen zum Vorjahr dargestellt. 
 
  Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
  EUR EUR EUR % 
      
1. Ergebnishaushalt     
1.1 Ordentliche Erträge 94.524.000 88.805.000 5.719.000 6,4 
1.2 Ordentliche Aufwendungen 94.929.500 89.532.400 5.397.100 6,0 
1.3 Außerordentliche Erträge 0 0 0 0,0 
1.4 Außerordentliche Aufwendungen 18.800 0 18.800 100,0 
 Erträge Ergebnishaushalt 94.524.000 88.805.000 5.719.000 6,4 
 Aufwendungen Ergebnishaushalt 94.948.300 89.532.400 5.415.900 6,0 
 Ergebnis -424.300 -727.400 303.100 -41,7 
      
2. Finanzhaushalt     
2.1 Einzahlungen lfd. Verwaltungstätigkeit 94.524.000 88.805.000 5.719.000 6,4 
2.2 Auszahlungen lfd. Verwaltungstätigkeit 93.618.600 88.254.400 5.364.200 6,1 
2.3 Einzahlungen für Investitionstätigkeit 0 0 0 0,0 
2.4 Auszahlungen für Investitionstätigkeit 307.600 314.600 -7.000 -2,2 
2.5 Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 0 0 0,0 
2.6 Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 0 0 0,0 
 Einzahlungen Finanzhaushalt 94.524.000 88.805.000 5.719.000 6,4 
 Auszahlungen Finanzhaushalt 93.926.200 88.569.000 5.357.200 6,0 
 Ergebnis 597.800 236.000 361.800 >100,0 
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4 Haushaltssatzung   
 
4.2 Feststellungen und Erläuterungen 

 
Die Form und der Inhalt der Haushaltssatzung entsprechen den Vorgaben des 
§ 178 Abs. 3 NKomVG i. V. m. dem Muster 1 des RdErl. d. MI vom  
24. April 2017 - 33.12-10306/2 bzw. des § 112 Abs. 2 Satz 1 NKomVG. In die 
Haushaltssatzung waren genehmigungspflichtige Teile nach den §§ 119 
Abs. 4, 120 Abs. 2, 122 Abs. 2 sowie 130 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 3 NKomVG 
aufzunehmen. Dies betraf für den Kernhaushalt der Stadt gemäß § 2 den Ge-
samtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen i. H. v. 90.000.000,00 EUR, gemäß § 3 den Ge-
samtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen i. H. v. 143.998.100,00 EUR 
und gemäß § 4 den Höchstbetrag i. H. v. 350.000.000,00 EUR bis zu dem  
Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen. Des Weiteren betraf dies für die nach § 139 
Abs. 1 NKomVG wirtschaftlich selbstständig geführte Sonderrechnung Stadt-
entwässerung in § 2 a den Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen 
für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen i. H. v. 
18.850.900,00 EUR und in § 3 a den Gesamtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen i. H. v. 65.831.700,00 EUR. Der in § 2 festgesetzte Höchstbe-
trag der Investitionskredite i. H. v. 97.202.000,00 EUR, die im Rahmen einer 
Zulassung nach § 181 NKomVG zur „Konzernfinanzierung“ (sog. Experimen-
tierklausel) aufgenommen werden dürfen sowie der in § 4 festgesetzte 
Höchstbetrag der Liquiditätskredite i. H. v. 50.000.000,00 EUR, die zur Vorfi-
nanzierung von Investitionsmaßnahmen städtischer Gesellschaften ebenfalls 
im Rahmen einer Zulassung nach § 181 NKomVG aufgenommen werden dür-
fen, bedürfen im Rahmen der Vorlage der Haushaltssatzung gemäß 
§ 114 NKomVG keiner Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde. Die 
Kommunalaufsichtsbehörde erteilt hierzu gesonderte Ausnahmegenehmigun-
gen. Diese wurden mit Schreiben vom 30. Juli 2021 erteilt. 
 
Das Verfahren zur Aufstellung der Haushaltssatzung basierte materiell auf der 
Verfügung des FB 20 „Haushaltsplanaufstellung 2021“ (0200.11 - Verfügung 
vom 8. Mai 2020) und zeitlich auf der ergänzenden Verfügung des FB 20 „Ter-
minplanung - Haushalt 2021“ (0200.11 - Verfügung vom 4. Mai 2020). Es 
sprechen aus Prüfungssicht keine Anzeichen dafür, dass diese getroffenen 
und umgesetzten organisatorischen Maßnahmen ein ordnungsmäßiges Ver-
fahren zur Aufstellung der Haushaltssatzung 2021 nicht gewährleisten. 
 
Der Rat hat am 23. März 2021 die Haushaltssatzung der Stadt für das Haus-
haltsjahr 2021 beschlossen (Drucksache 21-15506). Sie wurde mit Schreiben 
der Kommunalaufsichtsbehörde vom 29. Juli 2021 genehmigt. Die Genehmi-
gung des in § 4 festgesetzten Höchstbetrages der Liquiditätskredite i. H. v. 
350.000.000,00 EUR erging unter der Auflage, dass der Kommunalaufsichts-
behörde bei Überschreitung eines Liquiditätsbestandes von 
290.000.000,00 EUR unter Darlegung des erhöhten Bedarfs und der zu erwar-
tenden weiteren Entwicklung unverzüglich zu berichten ist. Es wurde von dort 
die dauernde Leistungsfähigkeit der Stadt im Sinne des § 23 KomHKVO noch 
angenommen, erscheine aber aufgrund der kontinuierlich negativen Ergeb-
nisse in der mittelfristigen Betrachtung ernsthaft gefährdet. Die öffentliche Be-
kanntmachung der Haushaltssatzung erfolgte am 4. August 2021 im Amtsblatt 
der Stadt Braunschweig, 48. Jahrgang, Nr. 9. Die Haushaltssatzung lag mit 
dem Haushaltsplan in der Zeit vom 5. August 2021 bis 13. August 2021 zur 
Einsichtnahme öffentlich aus. 
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4 Haushaltssatzung   
 

Der gemäß § 110 Abs. 4 Satz 1 NKomVG vorgeschriebene Haushaltsaus-
gleich im Ergebnisbereich ist für den Ergebnishaushalt der Stadt und die Er-
gebnishaushalte der Sonderrechnungen FB 20 Abfallwirtschaft und FB 65 
Hochbau und Gebäudemanagement in der Planung nicht direkt im Sinne des 
§ 110 Abs. 4 Satz 2 NKomVG gegeben, sondern nur über die Ausgleichsfik-
tion des § 110 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 Alt. 1 NKomVG (Verrechnung voraussichtli-
cher Fehlbeträge im ordentlichen und im außerordentlichen Ergebnis mit sog. 
Überschussrücklagen im Sinne des § 123 Abs. 1 Satz 1 NKomVG). 
 

B Die Frist nach § 114 Abs. 1 Satz 2 NKomVG, wonach die vom Rat beschlos-
sene Haushaltssatzung mit ihren Anlagen der Kommunalaufsichtsbehörde 
spätestens einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres vorgelegt werden 
soll, wurde nicht eingehalten. 
 
Eine Nachtragshaushaltssatzung gemäß § 115 NKomVG, die die Haushalts-
satzung und den Haushaltsplan ergänzt, berichtigt oder ändert, um über- und 
außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen zu verhindern, wurde im 
Berichtsjahr nicht erlassen. Gemäß § 115 Abs. 2 Nr. 1 NKomVG haben Kom-
munen unverzüglich eine Nachtragshaushaltssatzung zu erlassen, wenn trotz 
Ausnutzung jeder Sparmöglichkeit ein erheblicher Fehlbetrag entstehen wird 
und der Haushaltsausgleich nur durch eine Änderung der Haushaltssatzung 
erreicht werden kann, oder nach § 115 Abs. 2 Nr. 2 NKomVG bisher nicht ver-
anschlagte oder zusätzliche Aufwendungen oder Auszahlungen bei einzelnen 
Haushaltspositionen in einem im Verhältnis zu den Gesamtaufwendungen 
oder Gesamtauszahlungen erheblichen Umfang entstehen oder geleistet wer-
den müssen. 
 

B Die unbestimmten Rechtsbegriffe „erheblicher Fehlbetrag“ bzw. „erheblicher 
Umfang“ bedürfen nach wie vor der Auslegung. In § 6 der Haushaltssatzung, 
in der Hauptsatzung oder durch einen entsprechenden Richtlinienbeschluss 
der Vertretung sollte die Verwaltung daher eindeutig und transparent festgele-
gen, ab welcher Höhe ein Fehlbetrag als erheblich anzusehen ist und ab wel-
cher Höhe ein Betrag für bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Aufwen-
dungen oder Auszahlungen als erheblich gilt. Entsprechende Festlegungen 
wurden bislang nicht herbeigeführt (vgl. hierzu auch Schlussbericht 2020 
Tz. 4.2). 
 

 



- 27 - 
 
5 Haushaltsplan   
 
5.1 Vorbemerkungen 

 
Im Rahmen der Prüfung der Einhaltung des Haushaltsplans gemäß § 155 
Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 156 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG ist auch die Einhaltung der 
kommunalrechtlichen Vorschriften zum Haushaltsplan zu prüfen. 
 
Gegenstand der Prüfung ist der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021. 
Geprüft wurden in formeller Hinsicht insbesondere die Vollständigkeit des 
Haushaltsplans sowie die Einhaltung der im Rahmen der Aufstellung des 
Haushaltsplans zu beachtenden Aufstellungsgrundsätze. Die Aufstellungs-
grundsätze ergeben sich insbesondere aus den §§ 110 und 113 NKomVG und 
den §§ 1 bis 8 KomHKVO. 
 
Die Prüfungshandlungen bezogen sich auf den Haushaltsplan als Ganzes so-
wie auf den Teilergebnis- und Teilfinanzhaushalt der FB 01 Zentrale Steue-
rung, 20 Finanzen, 66 Tiefbau und Verkehr und Allgemeine Finanzwirtschaft. 
 
Zu den Festsetzungen im Stellenplan für das Haushaltsjahr 2021 sowie zum 
Umfang der Stellenbesetzungen zum 30. Juni des Haushaltsjahres und des 
Vorjahres vgl. Tz. 5.2.4. 
 
Bez. der Beurteilung der Einhaltung des zentralen Haushaltsgrundsatzes nach 
§ 110 Abs. 1 NKomVG zur Planung und Führung der Haushaltswirtschaft und 
zur dauernden Leistungsfähigkeit nach § 23 KomHKVO der Stadt wird auf den 
RdErl. d. MI vom 13. Dezember 2017 - 33.1-10300/3, in Kraft am 1. Ja-
nuar 2018 - verwiesen, wonach die Kommunen den Aufsichtsbehörden zu-
sammen mit der Haushaltssatzung eine Übersicht über die Daten ihrer Haus-
haltswirtschaft vorzulegen haben. Anhand dieser Daten erfolgt von dort eine 
Beurteilung der finanziellen Leistungsfähigkeit der Kommune nach 
§ 23 KomHKVO. 
 
Die Stadt hat dem MI die entsprechend geforderten Daten ihrer Haushaltswirt-
schaft für das Haushaltsjahr 2021 vorgelegt. Das MI hat mit Schreiben vom 
29. Juli 2021 festgestellt, dass von dort derzeit die dauernde Leistungsfähig-
keit der Stadt im Sinne des § 23 KomHKVO noch angenommen werden kann. 
Eine gesonderte Beurteilung durch das RPA erfolgt nicht. Auf Ziffer 4.1 Abs. 1 
Satz 1 DA für das RPA wird verwiesen (Wirtschaftlichkeitsgebot der Prüfung). 
 

5.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 

5.2.1 Haushaltsplan - gesamt 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 ist bez. seiner Bestandteile und 
der zum Haushaltsplan gehörenden Anlagen formal vollständig (vgl. § 1 
Abs. 1 und 2 Satz 1 KomHKVO). Die sich aus den §§ 110 und 113 NKomVG 
und den §§ 1 bis 6 KomHKVO ergebenden sonstigen Aufstellungsgrundsätze, 
Vorgaben und Hinweise wurden - soweit zutreffend - im Rahmen der Aufstel-
lung des Haushaltsplans beachtet. Die Einhaltung der §§ 7 (Haushaltsplan für 
zwei Jahre) und 8 KomHKVO (Nachtragshaushaltsplan) war nicht zu prüfen. 
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5 Haushaltsplan   
 
5.2.2 Teilergebnishaushalte 

 
Die Teilergebnishaushalte der FB 01 Zentrale Steuerung, 20 Finanzen, 66 
Tiefbau und Verkehr und Allgemeine Finanzwirtschaft für das Haushalts-
jahr 2021 sind bez. Umfang und Inhalt, d. h. hinsichtlich Art und Quellen der 
Ergebniskomponenten, formal vollständig (vgl. § 2 KomHKVO). Die entspre-
chenden Aufstellungsgrundsätze, insbesondere hinsichtlich der Gliederung 
des Haushalts in Teilhaushalte entsprechend der Verwaltungsgliederung, der 
Angaben zum Ansatz und Ausweis, der Gliederung der Rechenwerke und der 
Bildung von Budgets, wurden beachtet. Die Prüfung hat keine Beanstandun-
gen ergeben, die seitens des RPA zu Einwendungen geführt haben. 
 

5.2.3 Teilfinanzhaushalte 
 
Die Teilfinanzhaushalte der FB 01 Zentrale Steuerung, 20 Finanzen, 66 Tief-
bau und Verkehr und Allgemeine Finanzwirtschaft für das Haushaltsjahr 2021 
sind bez. Umfang und Inhalt, d. h. hinsichtlich Art und Quellen der Finanzkom-
ponenten, formal vollständig (vgl. § 3 KomHKVO). Die entsprechenden Auf-
stellungsgrundsätze, insbesondere hinsichtlich der Gliederung des Haushalts 
in Teilhaushalte entsprechend der Verwaltungsgliederung, der Angaben zum 
Ansatz und Ausweis, der Gliederung der Rechenwerke und der Bildung von 
Budgets, wurden beachtet. Die Prüfung hat keine Beanstandungen ergeben, 
die seitens des RPA zu Einwendungen geführt haben. 
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5 Haushaltsplan   
 
5.2.4 Stellenplan 

 
Der Stellenplan ist gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 4 KomHKVO Bestandteil des Haus-
haltsplans. Dargestellt werden im Folgenden für die Kernverwaltung, die unten 
genannten Sonderrechnungen und die Summe aus Kernverwaltung und Son-
derrechnungen getrennt für das Haushaltsjahr und das Vorjahr die Anzahl der 
Planstellen, die Anzahl der besetzten Stellen am 30. Juni sowie die Anzahl der 
entsprechenden Planabweichungen. 
 

 Kernverwaltung 
 Haushaltsjahr Vorjahr 

 Planstellen 

besetzte 
Stellen am 

30. Juni 
Planab- 

weichungen Planstellen 

besetzte 
Stellen am 

30. Juni 
Planab- 

weichungen 
Beamtinnen/       
Beamte 1.438,88 1.184,06 -254,82 1.442,19 1.166,23 -275,96 
Beschäftigte 2.372,45 1.962,85 -409,60 2.289,82 1.906,74 -383,08 
Gesamt 3.811,33 3.146,91 -664,42 3.732,01 3.072,97 -659,04 

  
FB 20 Sonderrechnung Stadtentwässerung 
 Haushaltsjahr Vorjahr 
 

Planstellen 

besetzte 
Stellen am 

30. Juni 
Planab- 

weichungen Planstellen 

besetzte 
Stellen am 

30. Juni 
Planab- 

weichungen 
Beamtinnen/       
Beamte 2,22 2,22 0,00 2,10 1,47 -0,63 
Beschäftigte 4,50 3,50 -1,00 5,00 2,50 -2,50 
Gesamt 6,72 5,72 -1,00 7,10 3,97 -3,13 

  
FB 20 Sonderrechnung Abfallwirtschaft 
 Haushaltsjahr Vorjahr 
 

Planstellen 

besetzte 
Stellen am 

30. Juni 
Planab- 

weichungen Planstellen 

besetzte 
Stellen am 

30. Juni 
Planab- 

weichungen 
Beamtinnen/       
Beamte 3,98 3,98 0,00 3,96 3,73 -0,23 
Beschäftigte 3,50 3,50 0,00 4,00 3,50 -0,50 
Gesamt 7,48 7,48 0,00 7,96 7,23 -0,73 

  
FB 65 Sonderrechnung Hochbau und Gebäudemanagement 
 Haushaltsjahr Vorjahr 
 

Planstellen 

besetzte 
Stellen am 

30. Juni 
Planab- 

weichungen Planstellen 

besetzte 
Stellen am 

30. Juni 
Planab- 

weichungen 
Beamtinnen/       
Beamte 34,00 29,75 -4,25 34,50 29,12 -5,38 
Beschäftigte 296,60 226,86 -69,74 296,56 249,08 -47,48 
Gesamt 330,60 256,61 -73,99 331,06 278,20 -52,86 

  
Summe Kernverwaltung und Sonderrechnungen 
 Haushaltsjahr Vorjahr 
 

Planstellen 

besetzte 
Stellen am 

30. Juni 
Planab- 

weichungen Planstellen 

besetzte 
Stellen am 

30. Juni 
Planab- 

weichungen 
Beamtinnen/       
Beamte 1.479,08 1.220,01 -259,07 1.482,75 1.200,55 -282,20 
Beschäftigte 2.677,05 2.196,71 -480,34 2.595,38 2.161,82 -433,56 
Gesamt 4.156,13 3.416,72 -739,41 4.078,13 3.362,37 -715,76 
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6.1 Vorbemerkungen 

 
Im Rahmen der Prüfung der Einhaltung des Haushaltsplans gemäß § 155 
Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 156 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG ist auch die Einhaltung der 
kommunalrechtlichen Vorschriften zur Haushaltsplanung zu prüfen. 
 
Gegenstand der Prüfung sind die Haushaltsansätze (Veranschlagungen) im 
Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021. Geprüft wurde die Einhaltung der 
im Rahmen der Aufstellung des Haushaltsplans zu beachtenden Haushalts- 
und Planungsgrundsätze und sie ergänzende Bestimmungen. Die Haushalts- 
und Planungsgrundsätze ergeben sich insbesondere aus den §§ 110, 113, 
118 und 119 NKomVG sowie den §§ 9 bis 16 KomHKVO. Die Prüfungshand-
lungen bezogen sich auf den Haushaltsplan als Ganzes und erfolgten für je-
den Teilhaushalt der Stadt auf Basis von Stichproben. Die Stichprobenaus-
wahl für die zu prüfenden Stichprobenelemente erfolgte zentral unter Berück-
sichtigung festgelegter Prüfungskriterien und einer festgelegten Höchstzahl 
von zu prüfenden Stichprobenelementen je Planungsobjektart (vgl. Tz. 05). 
 

6.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 

6.2.1 Haushaltsplan - gesamt 
 
Die Haushaltsplanung für das Berichtsjahr im Haushaltsplan - gesamt - wird 
insbesondere bez. 
 
• der Sicherstellung der stetigen Aufgabenerfüllung, 
• des Haushaltsausgleichs in der Planung im Ergebnisbereich, 
• der Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit sowie der Investitionen und In-

vestitionsförderungsmaßnahmen, 
• der Entwicklung der Überschussrücklagen, 
• der Schuldendeckungsfähigkeit, 
• der Berücksichtigung der vom MI bekannt gegebenen Orientierungsdaten 

bei der Aufstellung und Fortschreibung der mittelfristigen Ergebnis- und 
Finanzplanung, 

• des Ausgleichs der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung für die 
einzelnen Haushaltsjahre in Erträgen und Aufwendungen und 

• der Erläuterungen im Vorbericht bzw. Haushaltsplan zu Ansatzabwei-
chungen gegenüber dem Vorjahr sowie zu neuen und mehrjährigen In-
vestitions- und Investitionsförderungsmaßnahmen 
 

 grundsätzlich als ordnungsmäßig beurteilt. Bemerkungen aufgrund von Bean-
standungen und Prüfungshemmnissen, die im Berichtsjahr zu Einwendungen 
geführt haben, haben sich nicht ergeben. 
 

6.2.2 Teilergebnishaushalte 
 
Die Haushaltsplanung für das Berichtsjahr in den Teilergebnishaushalten wird 
insbesondere bez. 
 
• einer sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung, 
• der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung, einschließlich des in der 

Haushaltsplanung zu berücksichtigenden Investitionsprogramms, 
• der Bruttoveranschlagung, unter Berücksichtigung zulässiger Ausnahmen, 
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• der Periodisierung der errechneten oder sorgfältig geschätzten Erträge 
und Aufwendungen, 

• der Beachtung des Grundsatzes der Haushaltsklarheit für den Ansatz von 
Erträgen und Aufwendungen einschließlich ggf. notwendiger Erläuterun-
gen, 

• der Veranschlagung von Personal-, Versorgungs- und Beihilfeaufwendun-
gen auf Basis der Übersicht nach § 5 Abs. 1 Satz KomHKVO einschließ-
lich entsprechender innerer Verrechnungen, 

• der Ansätze für Aufwendungen zur Erfüllung von Verträgen, die die Stadt 
über ein Jahr hinaus zu erheblichen Zahlungen verpflichtet und 

• der wesentlichen zweckgebundenen Erträge 
 

B bis auf bestimmte Mängel insbesondere in den technischen FB und Ref. 
grundsätzlich als ordnungsmäßig beurteilt. Entsprechende Bemerkungen auf-
grund von Beanstandungen und Hinweise zur Behebung von Fehlern und 
Mängeln wurden den betreffenden FB und Ref. mitgeteilt. 
 

6.2.3 Teilfinanzhaushalte 
 
Die Haushaltsplanung für das Berichtsjahr in den Teilfinanzhaushalten wird 
insbesondere bez. 
 
• einer sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung, 
• der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung einschließlich des in der 

Haushaltsplanung zu berücksichtigenden Investitionsprogramms, 
• der Bruttoveranschlagung unter Berücksichtigung zulässiger Ausnahmen, 
• der Periodisierung der errechneten oder sorgfältig geschätzten Einzahlun-

gen und Auszahlungen, 
• der Beachtung des Grundsatzes der Haushaltsklarheit für den Ansatz von 

Einzahlungen und Auszahlungen einschließlich ggf. notwendiger Erläute-
rungen, 

• der maßnahmenbezogenen Veranschlagung von Verpflichtungsermächti-
gungen einschließlich der Angaben zur voraussichtlichen Verteilung der 
Belastungen auf die künftigen Haushaltsjahre, 

• der Dokumentation zur Wirtschaftlichkeit bzw. von Folgekostenberech-
nungen von entsprechenden Investitionen unter Berücksichtigung ggf. be-
gründeter notwendiger Ausnahmen hiervon, 

• der Nichtberücksichtigung haushaltsunwirksamer Einzahlungen und Aus-
zahlungen im Haushaltsplan (bez. der Teilfinanzrechnung vgl. § 42 Abs. 2 
Satz 3 KomHKVO), 

• der Veranschlagung von Personal-, Versorgungs- und Beihilfeauszahlun-
gen auf Basis des Stellenplans entsprechend § 5 Abs. 1 
Satz 1 KomHKVO einschließlich entsprechender innerer Verrechnungen, 

• der Ansätze für Auszahlungen zur Erfüllung von Verträgen, die die Stadt 
über ein Jahr hinaus zu erheblichen Zahlungen verpflichtet und 

• der wesentlichen zweckgebundenen Einzahlungen 
 

 im Wesentlichen als ordnungsmäßig beurteilt. Entsprechende Bemerkungen 
aufgrund von unwesentlichen Beanstandungen und Hinweise zur Behebung 
von Fehlern und Mängeln wurden den betreffenden FB und Ref. mitgeteilt. 
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 Darüber hinaus wird folgendes angemerkt: 

 
B Im Rahmen der Prüfung von Sachverhalten des Teilfinanzhaushalts des 

Ref 0680 konnte ein Stichprobenelement nicht beurteilt werden, da das 
Ref. 0680 trotz dreimaliger Aufforderung keine entsprechenden Unterlagen 
vorgelegt hat. 
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7.1 Vorbemerkungen 

 
Im Rahmen der Prüfung der Einhaltung des Haushaltsplans gemäß § 155 
Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 156 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG ist auch die Einhaltung der 
kommunalrechtlichen Vorschriften zur Haushaltswirtschaft zu prüfen. 
 
Gegenstand der Prüfung sind haushaltswirtschaftsrelevante Verwaltungsvor-
gänge des Haushaltsjahres 2021. Geprüft wurde die Einhaltung der für die 
Haushaltswirtschaft maßgebenden Vorschriften (insbesondere §§ 117 und 
119 NKomVG sowie §§ 17 bis 20 und §§ 25 bis 35 KomHKVO) und sie ergän-
zende Bestimmungen. Dies betrifft insbesondere die 
 
(1) ordnungsmäßige Bewirtschaftung der Erträge und Einzahlungen, Aufwen-

dungen und Auszahlungen, Verpflichtungsermächtigungen und Haus-
haltsreste, 

(2) Einhaltung der Deckungsregeln sowie die Beachtung der Haushaltsver-
merke, 

(3) Ermächtigungen/Voraussetzungen für üpl./apl. Aufwendungen und Aus-
zahlungen, 

(4) Voraussetzungen für Stundungen, Niederschlagungen, Erlasse und kauf-
männische Ausbuchungen, 

(5) Berichtspflicht gemäß § 31 KomHKVO, 
(6) haushaltswirtschaftliche Sperre gemäß § 32 KomHKVO. 

 
 Die Prüfungshandlungen zu (1) und (2) erfolgten für jeden Teilhaushalt der 

Stadt auf Basis von Stichproben. Die Stichprobenauswahl für die zu prüfenden 
Stichprobenelemente erfolgte zentral unter Berücksichtigung festgelegter Prü-
fungskriterien und einer festgelegten Höchstzahl von zu prüfenden Stichpro-
benelementen je Planungsobjektart (vgl. Tz. 05). Ausgenommen hiervon wa-
ren die auch zu (2) gehörenden Prüfungshandlungen zur Gesamtdeckung. 
Diese erfolgten für den Haushaltsplan als Ganzes. Die Prüfungshandlungen 
zu (3) erfolgten auf Basis der in den Teilhaushalten der Stadt beantragten und 
genehmigten üpl./apl. Aufwendungen und Auszahlungen. Die Prüfungshand-
lungen zu (4) erfolgten auf Basis der in den Teilhaushalten der Stadt vorge-
nommenen Stundungen, Niederschlagungen, Erlasse und kaufmännischen 
Ausbuchungen. Die Prüfungshandlungen zu (5) und (6) orientierten sich an 
entsprechenden verwaltungsintern zu bestimmenden volumenmäßigen Maß-
gaben. 
 

7.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 

7.2.1 Ordnungsmäßige Bewirtschaftung der Erträge und Einzahlungen, Aufwendun-
gen und Auszahlungen, Verpflichtungsermächtigungen und Haushaltsreste 
 
Die Prüfung der Einhaltung der Vorschriften für die ordnungsmäßige Bewirt-
schaftung der Erträge und Einzahlungen (§ 25 KomHKVO), Aufwendungen 
und Auszahlungen (§ 27 KomHKVO), Verpflichtungsermächtigungen 
(§ 119 NKomVG i. V. m. § 11 und § 27 KomHKVO) und Haushaltsreste 
(§ 20 KomHKVO sowie § 60 Nr. 19 KomHKVO) hat auf Basis der für die Teil-
haushalte der Stadt für die Prüfung ausgewählten Stichprobenelemente keine 
grundsätzlichen Beanstandungen ergeben. Zu den Prüffeldern im Einzelnen: 
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 Bewirtschaftung der Erträge und Einzahlungen: 

 
Bezogen auf die geprüften Stichprobenelemente haben sich keine Beanstan-
dungen ergeben. 
 
Bewirtschaftung der Aufwendungen und Auszahlungen: 
 
Bezogen auf die geprüften Stichprobenelemente haben sich keine Beanstan-
dungen ergeben. 
 
Bewirtschaftung der Verpflichtungsermächtigungen: 
 
Die Höhe der im Haushaltsplan für Folgejahre insgesamt und für das direkte 
Folgejahr veranschlagten Verpflichtungsermächtigungen sowie die Höhe der 
im direkten Folgejahr in Anspruch genommenen Verpflichtungsermächtigun-
gen stellen sich für das Berichtsjahr und das Vorjahr teilhaushaltsbezogen wie 
folgt dar: 
 
   Verpflichtungsermächtigungen 

   Berichtsjahr Vorjahr 

   

im HhPl 2021 
für 2022 - 2024 
veranschlagte 

VE 

im HhPl 2021 
für 2022 ver-

anschlagte VE 

in 2022 
in Anspruch 
genommene 

VE 

im HhPl 2020 
für 2021 - 2023 
veranschlagte 

VE 

im HhPl 2020 
für 2021 ver-

anschlagte VE 

in 2021 
in Anspruch 
genommene 

VE 
   EUR EUR EUR EUR EUR EUR 

1 TH 01 Pol.Gr. 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

2 TH 02 Verw.Fü. 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

3 TH 09 FB 01 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

4 TH 81 Ref. 0120 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

5 TH 83 Ref. 0140 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

6 TH 84 Ref. 0150 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

7 TH 03 Pers.Vertr. 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

8 TH 10 FB 10 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

9 TH 20 FB 20 1.150.000,00 1.150.000,00 0,00 1.150.000,00 1.150.000,00 0,00 

 TH 20 FB 65 78.950.000,00 28.360.000,00 6.771.120,51 55.157.800,00 24.547.800,00 5.955.012,95 

10 TH 85 Ref. 0300 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

11 TH 32 FB 32 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

12 TH 37 FB 37 0,00 0,00 0,00 2.120.000,00 2.120.000,00 0,00 

13 TH 40 FB 40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

14 TH 41 FB 41 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

15 TH 86 Ref. 0500 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

16 TH 50 FB 50 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

17 TH 51 FB 51 0,00 0,00 0,00 40.000,00 40.000,00 0,00 

18 TH 87 Ref. 0600 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

19 TH 91 Ref. 0610 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

20 TH 60 FB 60 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Summe Übertrag 80.100.000,00 29.510.000,00 6.771.120,51 58.467.800,00 27.857.800,00 5.955.012,95 
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Summe Übertrag 80.100.000,00 29.510.000,00 6.771.120,51 58.467.800,00 27.857.800,00 5.955.012,95 

21 TH 61 FB 61 8.395.600,00 2.852.800,00 0,00 17.451.400,00 5.069.300,00 0,00 

22 TH 66 FB 66 39.140.000,00 14.450.000,00 2.338.116,70 29.455.000,00 16.475.000,00 2.187.700,00 

23 TH 92 Ref. 0617 11.003.500,00 4.104.500,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

24 TH 67 FB 67 5.359.000,00 5.109.000,00 741.334,08 11.985.000,00 4.735.000,00 49.393,55 

25 TH 68 FB 68 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

26 TH 88 StSt. 0800 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

27 TH 04 Allgem. Fw. 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Summe 143.998.100,00 56.026.300,00 9.850.571,29 117.359.200,00 54.137.100,00 8.192.106,50 

  
Darüber hinaus wurden bis Inkrafttreten des Haushaltes 2022 für den FB 65 
drei Verpflichtungsermächtigungen i. H. v. 61.851.384,24 EUR zu Lasten des 
Haushaltsjahres 2023 und eine Verpflichtungsermächtigung i. H. v. 
18.780.000,00 EUR zu Lasten des Haushaltsjahres 2024 in Anspruch genom-
men. 
 
Beanstandet werden folgende Sachverhalte: 
 

B Von den im Haushaltsplan 2021 für Folgejahre veranschlagten Verpflichtungs-
ermächtigungen i. H. v. 143.998 TEUR (Vorjahr: 117.359 TEUR) waren 
56.026 TEUR (Vorjahr: 54.137 TEUR) für 2022 veranschlagt. In Anspruch ge-
nommen wurden davon nur 9.851 TEUR (Vorjahr: 8.192 TEUR). Dies ent-
spricht einer Quote von rd. 18 % (Vorjahr: rd. 15 %) der veranschlagten Ver-
pflichtungsermächtigungen. Im Umkehrschluss ergaben sich damit bez. der 
veranschlagten Verpflichtungsermächtigungen entgegen der Vorgabe des 
§ 113 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 NKomVG, wonach nur notwendige Verpflichtungser-
mächtigungen zu veranschlagen sind, ausweislich Planungsungenauigkeiten 
i. H. v. rd. 82 % (Vorjahr: rd. 85 %). Ein ähnliches Verhältnis zeigte sich auch 
schon für davorliegende Haushaltsjahre. 
 
Bewirtschaftung der Haushaltsreste: 
 
Im Rahmen der zeitlichen Übertragbarkeit von Haushaltsermächtigungen wur-
den auf Basis des § 20 KomHKVO und der Verfügung des FB 20 „Haushalts-
vollzug und Jahresabschluss 2021; Übergang auf das Haushaltsjahr 2022“ 
vom 24. November 2021 (0200.11/20.4) für nicht in Anspruch genommene 
Haushaltsmittel entsprechende Haushaltsreste (§ 60 Nr. 19 KomHKVO) zur 
Übertragung in das folgende Haushaltsjahr gebildet. Die genannte Verfügung 
des FB 20 legt unter Ziffer 3.2 i. V. m. Ziffer 3.1.1 und unter Ziffer 4.1.2 fest, 
welche Sachverhalte von der Haushaltsrestebildung im Ergebnishaushalt und 
Finanzhaushalt grundsätzlich betroffen sind und wie seitens der FB und Ref. 
auf dieser Basis Haushaltsreste entsprechend konkretisiert beantragt werden 
können, deren Freigabe der OBM über den FB 20 dann gesondert verfügt. 
 
Die nachfolgende Übersicht zeigt teilhaushaltsbezogen die beantragten und 
freigegebenen Haushaltsreste für das Berichtsjahr und das Vorjahr. Die Haus-
haltsreste des Investitionsmanagements sind aufgeteilt in die Bereiche Investi-
tionen (vermögenswirksam) und Instandhaltungen von Vermögensgegenstän-
den (erfolgswirksam). Die Spalte Ergebnishaushalt zeigt die erfolgswirksamen 
Haushaltsreste, die über die erfolgswirksamen Haushaltsreste für die Instand-
haltungen von Vermögensgegenständen aus dem Investitionsmanagement 
hinausgehen. 
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   Haushaltsreste 

   Berichtsjahr Vorjahr 

    
Investitionsmanagement 

Ergebnis-
haushalt 

 
Investitionsmanagement 

Ergebnis-
haushalt 

    
Investitionen 

Instand- 
haltungen 

 
Aufwendungen 

 
Investitionen 

Instand- 
haltungen 

 
Aufwendungen 

   EUR EUR EUR EUR EUR EUR 

1 TH 01 Pol.Gr. 0,00 2.496,00 481.003,51 0,00 2.000,00 463.368,19 

2 TH 02 Verw.Fü. 1.100,00 3.018,69 2.580,00 0,00 0,00 0,00 

3 TH 09 FB 01 0,00 2.050,00 6.452,00 9.637,22 16.068,04 10.000,00 

4 TH 81 Ref. 0120 0,00 0,00 144.878,75 13.400,00 9.256,04 35.155,52 

5 TH 83 Ref. 0140 0,00 4.400,00 11.854,00 0,00 5.050,32 8.613,00 

6 TH 84 Ref. 0150 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

7 TH 03 Pers.Vertr. 0,00 700,00 830,00 0,00 1.918,43 5.000,00 

8 TH 10 FB 10 1.882.194,63 609.819,23 0,00 1.306.171,83 487.190,62 372.114,00 

9 TH 20 FB 20 103.565.116,38 11.848.445,03 638.044,26 15.359.497,96 17.063.683,78 824.384,83 

 TH 20 FB 65 60.071.831,18 26.326.025,68 0,00 30.039.585,75 24.544.782,72 0,00 

10 TH 85 Ref. 0300 0,00 0,00 0,00 0,00 2.700,00 0,00 

11 TH 32 FB 32 226.700,00 2.181,25 53.921,68 8.976,50 12.721,99 11.936,14 

12 TH 37 FB 37 5.201.939,55 454.385,39 52.000,00 4.504.742,06 419.258,67 148.409,04 

13 TH 40 FB 40 920.098,79 7.301.495,75 643.054,92 448.561,33 6.646.084,72 459.042,37 

14 TH 41 FB 41 831.069,78 264.566,04 915.463,25 669.961,41 107.087,02 739.872,42 

15 TH 86 Ref. 0500 0,00 0,00 8.500,00 0,00 3.000,00 6.800,00 

16 TH 50 FB 50 0,00 40.882,28 182.347,90 73.912,85 214.431,02 570.940,17 

17 TH 51 FB 51 23.742,50 160.400,52 1.961.130,03 76.334,00 477.496,95 1.520.066,82 

18 TH 87 Ref. 0600 790.000,00 92.916,18 20.000,00 38.788,43 132.536,51 34.350,00 

19 TH 91 Ref. 0610 900,00 2.500,00 12.000,00 0,00 856,08 3.423,66 

20 TH 60 FB 60 0,00 35.415,95 31.057,19 0,00 29.790,10 51.200,00 

21 TH 61 FB 61 2.192.009,54 688.350,07 1.063.807,14 1.272.484,66 248.156,84 1.525.664,14 

22 TH 66 FB 66 20.946.451,68 2.355.198,75 995.202,76 20.341.157,13 1.573.081,42 865.000,00 

23 TH 92 Ref. 0617 1.503.659,47 891.657,83 194.761,23 5.615.806,06 385.914,29 0,00 

24 TH 67 FB 67 12.687.117,85 7.541.440,03 732.281,51 13.837.343,17 3.994.764,88 558.150,30 

25 TH 68 FB 68 36.933,48 1.279.661,87 561.200,00 0,00 238.409,71 0,00 

26 TH 88 StSt. 0800 0,00 5.981.000,00 1.992.039,48 0,00 0,00 192.500,00 

27 TH 04 Allgem. Fw. 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Summe 210.880.864,83 65.889.006,54 10.704.409,61 93.616.360,36 56.616.240,15 8.405.990,6 

Gesamtsumme 287.474.280,98  158.638.591,11  

  
Wesentliche Beanstandungen haben sich nicht ergeben. 
 

7.2.2 Einhaltung der Deckungsregeln sowie Beachtung der Haushaltsvermerke 
 
Die Prüfung der Einhaltung der Vorschriften über die ordnungsmäßige Bewirt-
schaftung umfasst auch die Beurteilung der Einhaltung der Deckungsregeln 
gemäß der §§ 17 bis 20 KomHKVO und der im Haushaltsplan ausgewiesenen 
Haushaltsvermerke. 
 
Bemerkungen aufgrund von Beanstandungen und Prüfungshemmnissen, die 
im Berichtsjahr zu Einwendungen geführt haben, über die zu berichten wäre, 
haben sich grundsätzlich nicht ergeben. 
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7.2.3 Ermächtigungen/Voraussetzungen für üpl./apl. Aufwendungen und Auszahlun-

gen 
 
Üpl./Apl. Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 117 Abs. 1 NKomVG 
wurden i. H. v. 34,60 Mio. EUR (Vorjahr: 78,58 Mio. EUR) bewilligt. Davon be-
trafen 2,47 Mio. EUR (Vorjahr: 40,61 Mio. EUR) die laufende Verwaltungstä-
tigkeit und 32,13 Mio. EUR (Vorjahr: 37,97 Mio. EUR) das Investitionsma-
nagement. 
 
Üpl./Apl. Ausgaben gemäß § 117 Abs. 2 NKomVG (nur im Investitionsma-
nagement) wurden i. H. v. 0,00 EUR bewilligt (Vorjahr: 1,2 Mio. EUR). 
 
Das RPA hat auf Basis der in den Teilhaushalten der Stadt beantragten und 
genehmigten üpl./apl. Aufwendungen und Auszahlungen auch geprüft, ob im 
Rahmen der Haushaltswirtschaft die tatbestandlichen Voraussetzungen nach 
§ 117 Abs. 1 und 2 NKomVG für üpl./apl. Aufwendungen und Auszahlungen 
vorgelegen haben. Wesentliche Beanstandungen haben sich nicht ergeben. 
 

7.2.4 Voraussetzungen für Stundungen, Niederschlagungen, Erlasse und kaufmän-
nische Ausbuchungen 
 
Der Auftrag zur Prüfung der Voraussetzungen für Stundungen, Niederschla-
gungen, Erlasse und kaufmännische Ausbuchungen ergibt sich u. a. aus Zif-
fer 4.3.4 der DA für das RPA. 
 
Die Prüfung der Voraussetzungen der seitens der FB und Ref. veranlassten 
Stundungen, Niederschlagungen, Erlasse und kaufmännischen Ausbuchun-
gen auf Basis der maßgeblichen Vorschriften der AO, des § 34 KomHKVO so-
wie der SDA II 20/07 einschließlich der Anlagen 1 und 2 hat - soweit geboten - 
keine wesentlichen Beanstandungen ergeben. Bemerkungen aufgrund von 
unwesentlichen Beanstandungen und Hinweise zur Behebung von Fehlern 
und Mängeln sind den entsprechenden FB und Ref. mitgeteilt worden. Die be-
troffenen Organisationseinheiten wurden im Einzelfall schriftlich auf die Einhal-
tung der jeweils maßgeblichen Vorschriften hingewiesen. 
 

7.2.5 Berichtspflicht gemäß § 31 KomHKVO 
 
Im Berichtsjahr haben sich keine Erkenntnisse im Sinne des § 31 KomHKVO 
abgezeichnet, die eine unverzügliche Berichterstattung an den Rat erforderlich 
gemacht hätten. 
 

7.2.6 Haushaltswirtschaftliche Sperre gemäß § 32 KomHKVO 
 
Im Berichtsjahr haben sich keine Entwicklungen im Sinne des § 32 KomHKVO 
ergeben, die eine haushaltswirtschaftliche Sperre erforderlich gemacht hätten. 
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8.1 Vorbemerkungen 

 
Gemäß § 155 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 156 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG ist die Einhal-
tung des Haushaltsplans auch auf Basis eines Plan-Ist-Vergleichs von Erträ-
gen und Aufwendungen sowie von Einzahlungen und Auszahlungen zu prüfen 
(§ 54 KomHKVO). 
 
Gegenstand der Prüfung sind - hinsichtlich der von der Verwaltung festgeleg-
ten Planungsobjekte - Abweichungen zwischen den Erträgen und Aufwendun-
gen sowie den Einzahlungen und Auszahlungen im „Ist“ von den entsprechen-
den Haushaltsansätzen (Veranschlagungen) des Haushaltsjahres 2021 (Plan-
Ist-Vergleich). Geprüft wurde, ob die Verwaltung den vom Rat beschlossenen 
Haushaltsplan ausgeführt hat und sich die Haushaltswirtschaft damit innerhalb 
des vom Haushaltsplan gesetzten Rahmens bewegt hat (Beurteilung der Ab-
weichungen). 
 
Die Prüfungshandlungen erfolgten für jeden Teilhaushalt der Stadt auf Basis 
von Stichproben. Die Stichprobenauswahl für die zu prüfenden Stichproben-
elemente erfolgte zentral unter Berücksichtigung festgelegter Prüfungskrite-
rien und einer festgelegten Höchstzahl von zu prüfenden Stichprobenelemen-
ten je Planungsobjektart (vgl. Tz. 05). Ergänzend ist anzumerken, dass die 
Stichprobenauswahl im Rahmen der Prüfung der Haushaltsplanung sowie der 
ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der Haushaltsansätze in engem Zusam-
menhang zum Plan-Ist-Vergleich steht. Soweit sich als Ursache der Abwei-
chung also ein Defizit in der Planung oder in der Bewirtschaftung darstellt, 
wird unter Tz. 6 und Tz. 7 darüber berichtet. 
 
Darüber hinaus wird unter Tz. 8.2.4 zusätzlich zu den bereits o. g. Planungs-
objekten speziell für die Aufwandsarten Aufwendungen für aktives Personal 
und Aufwendungen für Versorgung auf Plan-Ist-Abweichungen eingegangen. 
 
Unter Tz. 8.2.5 werden außerdem für die Ergebnisrechnung und die Finanz-
rechnung die Plan-Ist-Werte sowie die absoluten und relativen Abweichungen 
in zusammengefasster Form für das Berichtsjahr und das Vorjahr in TEUR 
und Prozent dargestellt. 
 
Tz. 8.2.6 stellt für das Berichtsjahr und das Vorjahr für die einzelnen Teilhaus-
halte die Jahresergebnisse gemäß Jahresabschluss (Ist) und Haushaltsplan 
(Plan) sowie die absoluten und relativen Abweichungen hierzu in TEUR bzw. 
Prozent dar. 
 
Tz. 8.2.7 stellt für das Berichtsjahr und das Vorjahr für die einzelnen Teilhaus-
halte die Zahlungsmittelbestandsveränderungen gemäß Jahresabschluss (Ist) 
und Haushaltsplan (Plan) sowie die absoluten und relativen Abweichungen 
hierzu in TEUR bzw. Prozent dar. 
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8 Plan-Ist-Vergleich   
 
8.2 Feststellungen und Erläuterungen 

 
8.2.1 Produkte 

 
Bemerkungen aufgrund von Beanstandungen oder Prüfungshemmnissen, die 
im Berichtsjahr zu Einwendungen geführt haben, haben sich nicht ergeben. 
 

8.2.2 Erfolgswirksame Projekte 
 
Bemerkungen aufgrund von Beanstandungen oder Prüfungshemmnissen, die 
im Berichtsjahr zu Einwendungen geführt haben, haben sich nicht ergeben. 
 

8.2.3 Investive Projekte und Mischprojekte 
 
Bemerkungen aufgrund von Beanstandungen und Prüfungshemmnissen, die 
im Berichtsjahr zu Einwendungen geführt haben, haben sich bis auf die nach-
folgende Bemerkung nicht ergeben. 
 

B Im Rahmen der Prüfung von Sachverhalten der investiven Projekte und 
Mischprojekte des Ref 0680 konnte ein Stichprobenelement nicht beurteilt 
werden, da das Ref. 0680 trotz dreimaliger Aufforderung keine entsprechen-
den Unterlagen vorgelegt hat. 
 

8.2.4 Aufwendungen für aktives Personal und Aufwendungen für Versorgung 
 
Die Aufwendungen für aktives Personal betrugen: 
 
 Aufwendungen für aktives Personal 

 Berichtsjahr Vorjahr 

 Ist Plan Abweichung 
mehr (+) / weniger (-) Ist Plan Abweichung  

mehr (+) / weniger (-) 
 TEUR TEUR TEUR % TEUR TEUR TEUR % 

103 Summe E 209.529 221.947 -12.418 -5,6 215.335 214.140 1.195 0,6 

  
Die Zuführungen zu den Rückstellungen für Pensionen Beamtinnen/Beamte 
betrugen: 
 
 Zuführungen zu den Rückstellungen für Pensionen Beamtinnen/Beamte 

 Berichtsjahr Vorjahr 

 Ist Plan Abweichung 
mehr (+) / weniger (-) Ist Plan Abweichung  

mehr (+) / weniger (-) 
 TEUR TEUR TEUR % TEUR TEUR TEUR % 

103 #405110 14.497 26.079 -11.582 -44,4 23.965 24.206 -241 -1,0 

  
Die Zuführungen zu den Rückstellungen für Beihilfen betrugen: 
 
 Zuführungen zu den Rückstellungen für Beihilfen 

 Berichtsjahr Vorjahr 

 Ist Plan Abweichung 
mehr (+) / weniger (-) Ist Plan Abweichung  

mehr (+) / weniger (-) 
 TEUR TEUR TEUR % TEUR TEUR TEUR % 

103 #406110 2.398 4.199 -1.801 -42,9 3.788 3.772 16 0,4 
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 Die Ansatzplanung für die Pensions- und Beihilferückstellungen erfolgt auf Ba-

sis einer Vorausberechnung im Rahmen des jährlich erstellten versicherungs-
mathematischen Gutachtens über Pensionsverpflichtungen der Stadt, die Er-
eignisse wie Beförderungen, vorzeitige Pensionierungen, Todesfälle und Neu-
einstellungen nur näherungsweise berücksichtigen kann. 
 
Der Vorausberechnung für das Haushaltsjahr 2021 wurde eine Besoldungsan-
passung i. H. v. pauschal 3,4 % (Vorjahr: 3,2 %)zugrunde gelegt. 
 
Die Aufwendungen für Versorgung betrugen: 
 
 Aufwendungen für Versorgung 

 Berichtsjahr Vorjahr 

 Ist Plan Abweichung 
mehr (+) / weniger (-) Ist Plan Abweichung  

mehr (+) / weniger (-) 
 TEUR TEUR TEUR % TEUR TEUR TEUR % 

104 Summe E 25.917 25.682 235 0,9 24.558 24.696 -138 -0,6 

  
Die Abweichungen bei den Aufwendungen für Versorgung betragen 
rd. 235 TEUR (Vorjahr: rd. -138TEUR). Sie entfallen im Einzelnen auf die 
Sachkonten „Versorgungsaufwendungen für Beamte“ i. H. v. rd. 147 TEUR 
(Vorjahr: rd. 108 TEUR), „Versorgungsaufwendungen für tariflich Beschäftigte“ 
i. H. v. rd. 0 TEUR (Vorjahr: rd. 0 TEUR) sowie „Beihilfen und Unterstützungs-
leistungen und dgl. für Versorgungsempfänger“ i. H. v. rd. 88 TEUR (Vorjahr: 
rd. -245 TEUR). Die Haushaltsplanungen zu den Aufwendungen für Versor-
gung werden insgesamt als ordnungsmäßig beurteilt. 
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8 Plan-Ist-Vergleich   
 
8.2.5 Plan-Ist-Vergleiche Ergebnis- bzw. Finanzrechnung und Haushaltssatzung 

 
Für das Berichtsjahr und das Vorjahr stellen sich die Ist-Werte in der Ergeb-
nisrechnung und die Plan-Werte in der Haushaltssatzung sowie die absoluten 
und relativen Abweichungen hierzu in TEUR bzw. Prozent wie folgt dar: 
 
 Ergebnisrechnung/Haushaltsatzung 

 Berichtsjahr Vorjahr 

 Ist Plan Abweichung 
mehr (+) / weniger (-) Ist Plan Abweichung 

mehr (+) / weniger (-) 
 TEUR TEUR TEUR % TEUR TEUR TEUR % 

 

Ordentliche 
Erträge 902.425 879.451 22.974 2,6 909.131 883.956 25.175 2,8 

Ordentliche 
Aufwendungen 918.730 987.734 -69.004 -7,0 906.314 910.254 -3.940 -0,4 

Ordentliches 
Ergebnis -16.305 -108.283 91.978 ------- 2.817 -26.298 29.115 ------- 

 

Außerordentliche 
Erträge 15.838 469 15.369 >100,0 4.405 484 3.921 >100,0 

Außerordentliche 
Aufwendungen 8.162 599 7.563 >100,0 1.124 599 525 87,6 

Außerordentliches 
Ergebnis 7.676 -130 7.806 ------- 3.281 -115 3.396 ------- 

 

Jahresergebnis -8.629 -108.413 99.784 ------- 6.098 -26.413 32.511 ------- 

  
Für das Berichtsjahr und das Vorjahr stellen sich die Ist-Werte in der Finanz-
rechnung und die Plan-Werte in der Haushaltssatzung sowie die absoluten 
und relativen Abweichungen hierzu in TEUR bzw. Prozent wie folgt dar: 
 
 Finanzrechnung/Haushaltsatzung 

 Berichtsjahr Vorjahr 

 Ist Plan Abweichung 
mehr (+) / weniger (-) Ist Plan Abweichung 

mehr (+) / weniger (-) 
 TEUR TEUR TEUR % TEUR TEUR TEUR % 

 

Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 887.804 863.660 24.144 2,8 853.495 868.191 -14.696 -1,7 

Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 855.615 919.252 -63.637 -6,9 837.789 842.269 -4.480 -0,5 

Saldo aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 32.189 -55.592 87.781 ------- 15.706 25.922 -10.216 ------- 

 

Einzahlungen aus 
Investitionstätigkeit 24.271 25.422 -1.151 -4,5 16.701 19.733 -3.032 -15,4 

Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit 60.539 218.123 -157.584 -72,2 119.530 156.571 -37.041 -23,7 

Saldo aus 
Investitionstätigkeit -36.268 -192.701 156.433 ------- -102.829 -136.838 34.009 ------- 

 

Einzahlungen aus 
Finanzierungstätigkeit 0 187.202 -187.202 -100,0 92.618 137.891 -45.273 -32,8 

Auszahlungen aus 
Finanzierungstätigkeit 8.757 10.442 -1.685 -16,1 6.012 6.537 -525 -8,0 

Saldo aus 
Finanzierungstätigkeit -8.757 176.760 -185.517 ------- 86.606 131.354 -44.748 ------- 

 

Haushaltsunwirksame Ein-
zahlungen  -774 0 -774 100,0 -1.007 0 -1.007 100,0 

Haushaltsunwirksame 
Auszahlungen -1.563 0 -1.563 100,0 23 0 23 100,0 

Saldo aus haushaltsun-
wirksamen Vorgängen 789 0 789 ------- -1.030 0 -1.030 ------- 

 

Summe Zahlungsmittelbe-
standsveränderungen -12.047 -71.533 59.486 -83,2 -1.547 20.439 -21.986 >-100,0 

Zahlungsmittelbestand 
zu Beginn des Jahres 103.195 103.195 0 0,0 104.742 104.742 0 0,0 

Zahlungsmittelbestand 
am Ende des Jahres 91.148 31.662 59.486 ------- 103.195 125.181 -21.986 ------- 

 

Summe Einzahlungen 911.301 1.076.284 -164.983 -15,3 961.807 1.025.815 -64.008 -6,2 

Summe Auszahlungen 923.343 1.147.817 -224.474 -19,6 963.354 1.005.376 -42.022 -4,2 

∑ ZMB-Veränderungen -12.042 -71.533 59.491 ------- -1.547 20.439 -21.986 ------- 
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8.2.6 Plan-Ist-Vergleich Jahresergebnisse Teilhaushalte 

 
Für das Berichtsjahr und das Vorjahr stellen sich für die einzelnen Teilhaus-
halte die Jahresergebnisse gemäß Jahresabschluss (Ist) und Haushaltsplan 
(Plan) sowie die absoluten und relativen Abweichungen hierzu in TEUR bzw. 
Prozent wie folgt dar: 
 
 Jahresergebnisse Teilhaushalte 

gemäß Jahresabschluss und Haushaltsplan1 
 Berichtsjahr Vorjahr 

 Ist Plan Abweichung 
mehr (+) / weniger (-) Ist Plan Abweichung 

mehr (+) / weniger (-) 
Nr. SAP FB/Ref. TEUR TEUR TEUR % TEUR TEUR TEUR % 

 

1 TH 01 Pol.Gr. -1.922 -2.473 551 22,3 -2.006 -2.427 421 17,3 

2 TH 02 Verw.Fü. -2.461 -2.775 314 11,3 -2.225 -2.191 -34 -1,6 

3 TH 09 FB 01 -4.874 -4.986 112 2,2 -3.588 -3.737 149 4,0 

4 TH 81 Ref. 0120 -5.817 -5.677 -140 -2,5 -4.307 -4.189 -118 -2,8 

5 TH 83 Ref. 0140 -1.665 -1.907 242 12,7 -1.734 -1.782 48 2,7 

6 TH 84 Ref. 0150 -446 -406 -40 -9,9 -431 -321 -110 -34,3 

7 TH 03 Pers.Vertr. -1.404 -1.471 67 4,6 -1.416 -1.486 70 4,7 

8 TH 10 FB 10 -8.523 -15.344 6.821 44,5 -13.992 -15.010 1.018 6,8 

9 TH 20 FB 20/FB 65 -64.778 -81.055 16.277 20,1 -92.614 -63.457 -29.157 -45,9 

10 TH 85 Ref. 0300 -804 -812 8 1,0 -688 -853 165 19,3 

11 TH 32 FB 32 -14.469 -14.057 -412 -2,9 -15.585 -13.019 -2.566 -19,7 

12 TH 37 FB 37 -37.766 -39.139 1.373 3,5 -34.867 -36.884 2.017 5,5 

13 TH 40 FB 40 -70.157 -72.286 2.129 2,9 -68.452 -68.678 226 0,3 

14 TH 41 FB 41 -31.024 -32.756 1.732 5,3 -32.018 -32.899 881 2,7 

15 TH 86 Ref. 0500 -688 -651 -37 -5,7 -671 -597 -74 -12,4 

16 TH 50 FB 50 -72.252 -83.241 10.989 13,2 -76.131 -90.289 14.158 15,7 

17 TH 51 FB 51 -147.958 -161.917 13.959 8,6 -143.049 -156.971 13.922 8,9 

18 TH 87 Ref. 0600 -1.287 -2.103 816 38,8 -1.284 -2.149 865 40,3 

19 TH 91 Ref. 0610 -548 -680 132 19,4 -775 -648 -127 -19,6 

20 TH 60 FB 60 -3.880 -4.311 431 10,0 -3.454 -3.913 459 11,7 

21 TH 61 FB 61 -8.571 -10.933 2.362 21,6 -8.563 -9.354 791 8,5 

22 TH 66 FB 66 -35.894 -40.340 4.446 11,0 -35.228 -37.700 2.472 6,6 

23 TH 92 Ref. 0617 -1.152 -3.060 1.908 62,4 -1.005 -2.895 1.890 65,3 

24 TH 67 FB 67 -30.059 -33.584 3.525 10,5 -27.988 -30.176 2.188 7,3 

25 TH 68 FB 68 -9.154 -10.910 1.756 16,1 -5.667 -6.299 632 10,0 

26 TH 88 StSt. 0800 -636 -2.519 1.883 74,8 -843 -904 61 6,7 

27 TH 04 Allgem.Fw. 549.560 520.980 28.580 5,5 584.679 562.415 22.264 4,0 
 

Jahresergebnis -8.629 -108.413 99.784 ------- 6.098 -26.413 32.511 ------- 

  
 

  

                                                
1 Hinweise: 
1. Bei negativer Basis führen positive absolute Abweichungen zwischen Plan und Ist mathematisch zu einer negativen relativen Abweichung 

und umgekehrt (Nenner negativ, Zähler positiv, Quotient negativ bzw. Nenner negativ, Zähler negativ, Quotient positiv). 
2. Bei positiver Basis führen positive absolute Abweichungen zwischen Plan und Ist mathematisch zu einer positiven relativen Abweichung und 

umgekehrt (Nenner positiv, Zähler positiv, Quotient positiv bzw. Nenner positiv, Zähler negativ, Quotient negativ). 
3. In der Folge führen Ergebnisverbesserungen bei geplanten negativen Jahresergebnissen zu negativen prozentualen Abweichungen und 

umgekehrt bzw. Ergebnisverbesserungen bei geplanten positiven Jahresergebnissen zu positiven prozentualen Abweichungen und umge-
kehrt. 
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8.2.7 Plan-Ist-Vergleich Zahlungsmittelbestandsveränderungen Teilhaushalte 

 
Für das Berichtsjahr und das Vorjahr stellen sich für die einzelnen Teilhaus-
halte die Zahlungsmittelbestandsveränderungen gemäß Jahresabschluss (Ist) 
und Haushaltsplan (Plan) sowie die absoluten und relativen Abweichungen 
hierzu in TEUR bzw. Prozent wie folgt dar: 
 
 Zahlungsmittelbestandsveränderungen Teilhaushalte 

gemäß Jahresabschluss und Haushaltsplan2 
 Berichtsjahr Vorjahr 

 Ist Plan Abweichung 
mehr (+) / weniger (-) Ist Plan Abweichung 

mehr (+) / weniger (-) 
Nr. SAP FB/Ref. TEUR TEUR TEUR % TEUR TEUR TEUR % 

 

1 TH 01 Pol.Gr. -1.866 -2.408 542 -22,5 -1.945 -2.365 420 17,8 

2 TH 02 Verw.Fü. -2.063 -2.234 171 -7,7 -1.753 -1.754 1 0,1 

3 TH 09 FB 01 -4.180 -4.058 -122 3,0 -3.015 -3.162 147 4,6 

4 TH 81 Ref. 0120 -4.886 -4.978 92 -1,8 -3.920 -2.621 -1.299 -49,6 

5 TH 83 Ref. 0140 -1.368 -1.499 131 -8,7 -1.347 -1.409 62 4,4 

6 TH 84 Ref. 0150 -387 -345 -42 12,2 -366 -271 -95 -35,1 

7 TH 03 Pers.Vertr. -1.207 -1.277 70 -5,5 -1.204 -1.274 70 5,5 

8 TH 10 FB 10 -16.188 -17.398 1.210 -7,0 -25.605 -25.606 1 0,0 

9 TH 20 FB 20/FB 65 -77.713 -240.496 162.783 -67,7 -166.402 -159.100 -7.302 -4,6 

10 TH 85 Ref. 0300 -1.292 -1.262 -30 2,4 -1.253 -1.228 -25 -2,0 

11 TH 32 FB 32 -9.300 -7.682 -1.618 21,1 -8.964 -6.774 -2.190 -32,3 

12 TH 37 FB 37 -31.209 -29.145 -2.064 7,1 -23.076 -27.712 4.636 16,7 

13 TH 40 FB 40 -68.166 -68.095 -71 0,1 -64.802 -65.449 647 1,0 

14 TH 41 FB 41 -29.367 -30.574 1.207 -3,9 -29.729 -30.830 1.101 3,6 

15 TH 86 Ref. 0500 -643 -582 -61 10,5 -403 -534 131 24,5 

16 TH 50 FB 50 -61.061 -76.162 15.101 -19,8 -73.577 -83.653 10.076 12,0 

17 TH 51 FB 51 -141.700 -155.680 13.980 -9,0 -136.853 -150.706 13.853 9,2 

18 TH 87 Ref. 0600 -1.498 -1.800 302 -16,8 -1.100 -1.866 766 41,1 

19 TH 91 Ref. 0610 -557 -616 59 -9,6 -617 -591 -26 -4,4 

20 TH 60 FB 60 -2.689 -3.217 528 -16,4 -2.421 -2.930 509 17,4 

21 TH 61 FB 61 -9.398 -11.828 2.430 -20,5 -10.364 -13.775 3.411 24,8 

22 TH 66 FB 66 -39.071 -49.043 9.972 -20,3 -38.257 -43.476 5.219 12,0 

23 TH 92 Ref. 0617 -1.495 -5.405 3.910 -72,3 -1.204 -1.635 431 26,4 

24 TH 67 FB 67 -34.586 -34.967 381 -1,1 -30.344 -32.427 2.083 6,4 

25 TH 68 FB 68 -4.536 -9.997 5.461 -54,6 -4.430 -5.097 667 13,1 

26 TH 88 StSt. 0800 -512 -2.363 1.851 -78,3 -652 -777 125 16,1 

27 TH 04 Allgem.Fw. 534.102 691.578 -157.476 -22,8 633.086 687.461 -54.375 -7,9 
 

Finanzmittelüberschuss/ 
Finanzmittelfehlbetrag -12.836 -71.533 58.697 ------- -517 20.439 -20.956 ------- 

Hh-unwirksamer Saldo 789 0 789 ------- -1.030 0 -1.030 ------- 
 

∑ ZMB-Veränderungen -12.047 -71.533 59.486 ------- -1.547 20.439 -21.986 ------- 

 
                                                
2 Hinweise: 
1. Bei negativer Basis führen positive absolute Abweichungen zwischen Plan und Ist mathematisch zu einer negativen relativen Abweichung 

und umgekehrt (Nenner negativ, Zähler positiv, Quotient negativ bzw. Nenner negativ, Zähler negativ, Quotient positiv). 
2. Bei positiver Basis führen positive absolute Abweichungen zwischen Plan und Ist mathematisch zu einer positiven relativen Abweichung und 

umgekehrt (Nenner positiv, Zähler positiv, Quotient positiv bzw. Nenner positiv, Zähler negativ, Quotient negativ). 
3. In der Folge führen positive Abweichungen der Zahlungsmittelbestandsveränderungen bei einem geplanten negativen Saldo zu negativen 

prozentualen Abweichungen und umgekehrt bzw. positive Abweichungen der Zahlungsmittelbestandsveränderungen bei einem geplanten 
positiven Saldo zu positiven prozentualen Abweichungen und umgekehrt. 
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9.1 Prüfungsauftrag 

 
Der Auftrag zur Prüfung des Kassenwesens bei der Stadt ergibt sich aus 
§ 155 Abs. 1 Nr. 3 und 4 NKomVG und § 4 Abs. 1 Nr. 3 und 4 sowie § 5 
Abs. 4 Buchst. a) RPO und umfasst die 
 
• laufende Prüfung der Kassenvorgänge und Belege zur Vorbereitung des 

Jahresabschlusses, 
• dauernde Überwachung der Kassen der Stadt und ihrer Eigenbetriebe, 
• Vornahme der regelmäßigen und unvermuteten Kassenprüfungen, unbe-

schadet der Vorschriften über die Kassenaufsicht. 
 

9.2 Laufende Prüfung der Kassenvorgänge und Belege zur Vorbereitung des Jah-
resabschlusses 
 

9.2.1 Vorbemerkungen 
 
Die laufende Prüfung der Kassenvorgänge und Belege zur Vorbereitung des 
Jahresabschlusses entsprechend § 155 Abs. 1 Nr. 3 NKomVG und § 4 Abs. 1 
Nr. 3 RPO umfasst die Prüfung des haushaltswirksamen und haushaltsunwirk-
samen Zahlungsverkehrs, insbesondere der baren und unbaren Zahlungen, 
Erstattungen, internen Verrechnungen und Buchungen der Kassen der Stadt, 
d. h. der Stadtkasse einschließlich ihrer Zahlstellen und ihrer weiteren Teile 
sowie der Sonderkassen der Stadt, auf Ordnungsmäßigkeit. Dies betrifft die 
Bereiche Zahlungsanweisung gemäß § 42 Abs. 1 KomHKVO und Zahlungs-
abwicklung gemäß § 42 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 i. V. m. Satz 2 und 3 KomHKVO. 
Sie ist auftragsgemäß laufend, d. h. fortwährend ohne größere Unterbre-
chung, durchzuführen. Gegenstand der Prüfung sind das mit dem haushalts-
wirksamen und haushaltsunwirksamen Zahlungsverkehr verbundene entspre-
chende Anordnungs-, Abwicklungs- und Belegwesen für das Haushaltsjahr. 
Geprüft wird insbesondere bez. der baren und unbaren Zahlungen, Erstattun-
gen, internen Verrechnungen und Buchungen der Kassen der Stadt die Ein-
haltung der für das entsprechende Anordnungs-, Abwicklungs- und Belegwe-
sen maßgebenden Vorschriften (§§ 33 sowie 36 bis 38 und 42 KomHKVO) 
und sie ergänzende Bestimmungen (z. B. SDA II 20/02 und SDA II 20/03). Die 
Prüfungshandlungen erfolgen auf Basis von Stichproben. 
 

9.2.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 
Das Anordnungswesen ist in § 42 Abs. 1 KomHKVO geregelt. Danach gehö-
ren zum Vorgang der Zahlungsanweisung die Erstellung und die Erteilung der 
Kassenanordnungen und deren Dokumentation. Zur Sicherstellung der ord-
nungsmäßigen Erledigung der Aufgaben des Anordnungs-, Abwicklungs- und 
Belegwesens hat die Stadt u. a. die Dienstanweisung für die Finanzbuchhal-
tung und die Stadtkasse (SDA II 20/02) erlassen. 
 
Bez. des Vorgangs der Zahlungsanweisung erfolgen die Erstellung einer Kas-
senanordnung generell und die Erteilung einer Kassenanordnung grundsätz-
lich in den FB und Ref. mittels Online-Eingabe in das Finanzwesenverfah-
ren SAP. Den zur Zahlungsabwicklung an die Stadtkasse gegebenen Kassen-
anordnungen werden die zahlungsbegründenden Unterlagen beigefügt, sofern 
sie nicht - entsprechend geregelt - ausnahmsweise in den Organisationsein-
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heiten aufbewahrt werden dürfen. Auf dieser Basis wurde insbesondere ge-
prüft, ob 
 
• die Auszahlungs- und Annahme-Anordnungen von den Anordnungsbe-

rechtigten ordnungsgemäß erteilt sind, 
• die Feststellerin und der Feststeller der sachlichen und rechnerischen 

Richtigkeit (Grund und Höhe) von dem Zahlungsvorgang nicht selbst be-
troffen waren, 

• auf den Auszahlungs- und Annahme-Anordnungen und ggf. weiteren An-
lagen und Unterlagen die entsprechend sachliche und rechnerische Rich-
tigkeit durch Namensunterschrift bescheinigt wurde und ob vor Erteilung 
einer entsprechenden Bescheinigung eine entsprechende materielle oder 
rechnerische Kontrolle stattgefunden hat, 

• die erstellten und erteilten Kassenanordnungen nicht in unzulässiger 
Weise nachträglich ergänzt oder geändert wurden. 
 

 Die zur Zahlungsabwicklung für die Stadtkasse erstellten und erteilten Kas-
senanordnungen werden regelmäßig verzugsfrei bearbeitet. Die Originale der 
Auszahlungsanordnungen werden von der Stadtkasse kontrolliert und nach 
Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit zur Zahlung freigegeben. Zum frühzeiti-
gen Erkennen unerledigter oder auf dem Postweg verloren gegangener Kas-
senanordnungen wird von den Sachgebietsleitungen und Kontenverantwortli-
chen anhand einer SAP-Liste täglich ein Abgleich zwischen den in das  
Finanzwesenverfahren SAP eingegebenen und den bereits freigegebenen 
Kassenanordnungen vorgenommen. 
 
Die laufende Prüfung der Kassenvorgänge und Belege zur Vorbereitung des 
Jahresabschlusses hat grundsätzlich keine Beanstandungen ergeben. 
 
Eine weitergehende Prüfung des Belegwesens erfolgte im Prüfungsjahr au-
ßerdem gemäß Ziffer 4.3.1.2 (2) der DA für das RPA für jedes nach Dienstver-
teilung zugewiesene Prüfungsgebiet. Einwendungen aufgrund von Beanstan-
dungen haben sich zu folgenden Sachverhalten ergeben: 
 

B Bei einer beim FB 40 durchgeführten stichprobenhaften Prüfung von Belegen 
verschiedener Projekte wurde festgestellt, dass in einigen Fällen die einge-
räumte Skontofrist nicht eingehalten wurde. Nach SDA II 20/02 Ziffer 8.3 c) 
sind Rechnungen mit möglichem Skontoabzug so zu bearbeiten, dass unter 
zeitlicher Berücksichtigung der Arbeitsabläufe kein Fristablauf eintritt und der 
Stadt kein finanzieller Nachteil entsteht. 
 

B Bei einer beim FB 51 durchgeführten stichprobenhaften Prüfung von Belegen 
der Girokonten verschiedener Kinder- und Jugendzentren wurde festgestellt, 
dass in einigen Fällen die eingeräumte Skontofrist nicht eingehalten wurde. 
Nach SDA II 20/02 Ziffer 8.3 c) sind Rechnungen mit möglichem Skontoabzug 
so zu bearbeiten, dass unter zeitlicher Berücksichtigung der Arbeitsabläufe 
kein Fristablauf eintritt und der Stadt kein finanzieller Nachteil entsteht. Weiter-
hin wurde bei den Belegen der Girokonten eines Kinder- und Jugendzentrums 
festgestellt, dass bei allen Belegen die Zeichnung „sachlich richtig“ fehlte. 
Nach SDA II 20/02 Ziffer 9.3 a) i. V. m. Ziffer 6.3.3 der Verfügung des FB 51 
vom 13. Oktober 2014 über den Geldverkehr in Jugendfreizeiteinrichtungen 
sind von dem Verfügungsberechtigten der Einrichtung die Ausgabebelege 
sachlich und rechnerisch zu prüfen. Diese Prüfung ist mit dem Vermerk „Sach-
lich und rechnerisch richtig“ zu versehen und abzuzeichnen. 
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Darüber hinaus erfolgte eine Prüfung von Belegen im Rahmen der rechnungs-
legungsbezogenen Prüfung des Jahresabschlusses. Über Bemerkungen, die 
sich in diesem Rahmen aufgrund von Beanstandungen ergeben, die seitens 
des RPA zu Einwendungen führen, wird - soweit zutreffend - unter Tz. 10 be-
richtet. 
 

9.3 Dauernde Überwachung der Kassen der Stadt und ihrer Eigenbetriebe 
 

9.3.1 Vorbemerkungen 
 
Die dauernde Überwachung der Kassen der Stadt und ihrer Eigenbetriebe 
entsprechend § 155 Abs. 1 Nr. 4 Halbs. 1 NKomVG und § 4 Abs. 1 Nr. 4 
Halbs. 1 RPO umfasst die funktionelle örtliche Überwachung des bei der Stadt 
eingerichteten Kassenwesens. Es handelt sich um eine Verfahrensprüfung auf 
Kassensicherheit der intern von der Kassenaufsicht und Stadtkasse eingerich-
teten gegenwartsorientierten Überwachungsmaßnahmen und Überwachungs-
handlungen, die auftragsgemäß dauernd, d. h. ohne Unterbrechung, sicherzu-
stellen ist. Sie bezieht sich auf die Bereiche Stadtkasse, Zahlstellen, Vorab-
auslagen, Geldannahmestellen, Wechselgelder, Gelderheberinnen und 
Gelderheber und sonstige mit dem Kassenwesen im Zusammenhang ste-
hende Stellen bzw. Sachverhalte sowie Sonderkassen. Geprüft wird die Ein-
haltung der für das Kassenwesen der Stadt geregelten Verfahren, die die Kas-
sensicherheit dauernd gewährleisten sollen (§ 43 KomHKVO, einschlägige 
SDA II, Arbeitsanweisungen und Festsetzungen). Die Prüfungshandlungen er-
folgen auf Basis von Stichproben. Davon unbenommen liegen die Aufsicht 
und Kontrolle bez. der Kassensicherheit in der Verantwortung der Kassenauf-
sicht bzw. der örtlichen Leitungen der Organisationseinheiten. Eigenbetriebe 
hat die Stadt nicht errichtet. 
 

9.3.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 
Die Verfahren auf Kassensicherheit für das bei der Stadt eingerichtete Kas-
senwesen werden in den nachfolgend angeführten für das Haushaltsjahr maß-
geblichen Dienstanweisungen, Arbeitsanweisungen und Festsetzungen gere-
gelt: 
 
• Dienstanweisung für die Finanzbuchhaltung und die Stadtkasse 

(SDA II 20/02), 
• Dienstanweisung für Zahlstellen, Wechselgelder, Geldannahmestellen, 

Gelderheber/-innen (SDA II 20/03), 
• Dienstanweisung über Verzugszinsen (SDA II 20/05), 
• Dienstanweisung über Stundung, Niederschlagung, kaufmännische Aus-

buchung und Erlass (SDA II 20/07), 
• Arbeitsanweisung zum Umgang mit geringfügigen Vorabauslagen bei der 

Stadt Braunschweig, 
• Arbeitsanweisung zur Entleerung der Parkscheinautomaten bei der Stadt 

Braunschweig mit zugehöriger Bargeldentsorgung, 
• Festsetzung von Höchstgrenzen für Bargeldbestände und Geldtransporte 

gemäß der Dienstanweisung für die Stadtkasse. 
 

 Das RPA ist gemäß § 7 Abs. 1 RPO zu grundsätzlichen Organisationsfragen 
begutachtend hinzuzuziehen. Diese Regelung verpflichtet die Organisations-
einheiten bei Erlass, Änderung oder Überarbeitung von Dienst- und Arbeitsan-
weisungen und sonstigen Festsetzungen diese vor Inkrafttreten dem RPA zur 
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Beurteilung vorzulegen. Die Stadtkasse ist dieser Verpflichtung bez. entspre-
chender Anweisungen - soweit es erforderlich war - nachgekommen. 
 
Im Rahmen der jährlichen unvermuteten Prüfung der Zahlungsabwicklung und 
Vollstreckung, der Prüfung der Zahlstellen, der Belegprüfung sowie - soweit 
zutreffend - der Prüfung allgemeiner Verwaltungsabläufe waren keine Sach-
verhalte festzustellen, die auf eine Nichteinhaltung der geregelten Verfahren 
zur dauernden Gewährleistung der Kassensicherheit schließen lassen. 
 
Die Stadt setzt zur Datenverarbeitung im Finanzwesen automatisierte Verfah-
ren ein. Es dürfen gemäß § 37 Abs. 5 Nr. 1 KomHKVO nur Programme ver-
wendet werden, die mit dem geltenden Recht übereinstimmen, die für die 
Stadt zugänglich dokumentiert und durch sie zur Anwendung freigegeben 
sind. In einer Dienstanweisung sind bei entsprechendem Einsatz automatisier-
ter Verfahren gemäß § 43 Abs. 1 i. V. m. Abs. 2 Nr. 2 KomHKVO Festlegun-
gen über die Freigabe von Verfahren und Berechtigungen im Verfahren zu 
treffen. 
 
Der Einsatz des Finanzwesenverfahrens im Bereich des Kassenwesens 
(Komponentenversion SAP ECC 6.0 mit dem im Jahr 2018 implementierten 
Enhancement Package 8, Basisrelease: 750 und dem Modul „Steuern und Ab-
gaben“ DZ-KM-STA 2017, Release 2019.3) erfolgt auf Basis der o. g. Bestim-
mungen in Übereinstimmung mit den für die Aufgabe geltenden, speziellen 
rechtlichen Regelungen und den GoB. Konkretisiert werden diese Bestimmun-
gen in der städtischen Dienstanweisung SDA II 20/02 Ziffern 11 (automati-
sierte Verfahren), 22 (Dokumentation der eingegebenen Daten und ihrer Ver-
änderungen), 29 (Freigabe von Verfahren) und 30 (Vergabe von Berechtigun-
gen). Ein entsprechender rechtskonformer Einsatz wie beim Finanzwesenver-
fahren ist auch für die Electronic-Banking-Software SFirm und das Vollstre-
ckungsverfahren COLLENDA Public Debt Manager festzustellen. Die Doku-
mentationen der jeweiligen Freigaben aller im Kassenwesen eingesetzten 
Fachverfahren bzw. deren aktuellen Versionsstände liegen dem RPA vor. Die 
Berechtigungen für das Finanzwesenverfahren werden zentral durch den 
FB 20 vergeben. Die Kontrolle und die Aufsicht für diese Bereiche erfolgen 
durch den FB 20 zentral in der Abt. 20.0 (SAP-Betreuung, IT-Betreuung); 
Probleme mit SFirm werden u. U. durch die Stadtkasse in Zusammenarbeit 
mit der BLSK geklärt. 
 
Abschließend kann festgestellt werden, dass die für das Kassenwesen der 
Stadt geregelten Verfahren zur dauernden Gewährleistung der Kassensicher-
heit im Berichtsjahr den Erfordernissen genügten. 
 

9.4 Regelmäßige und unvermutete Kassenprüfungen 
 

9.4.1 Vorbemerkungen 
 
Die Vornahme der regelmäßigen und unvermuteten Kassenprüfungen ent-
sprechend § 155 Abs. 1 Nr. 4 Halbs. 2 NKomVG und § 4 Abs. 1 Nr. 4 Halbs. 2 
sowie § 5 Abs. 4 Buchst. a) RPO umfasst die Prüfung der Kassengeschäfte 
der Kassen der Stadt auf Ordnungsmäßigkeit, die wiederkehrend, d. h. in glei-
chen Zeitabständen, und unvermutet, d. h. ohne vorherige Ankündigung, erfol-
gen. Die Prüfungen sind unbeschadet der Vorschriften über die Kassenauf-
sicht gemäß § 126 Abs. 5 NKomVG und der Prüfung nach § 42 
Abs. 7 KomHKVO, die der Kassenaufsicht obliegt, durchzuführen. Gegen-
stand der Prüfung der regelmäßigen und unvermuteten Kassenprüfungen ist 
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die Prüfung der Kassengeschäfte der Kassen der Stadt auf Ordnungsmäßig-
keit. Geprüft wird die Einhaltung der für die Kassen maßgebenden Vorschrif-
ten (§ 42 KomHKVO) und sie ergänzende Bestimmungen (z. B. SDA II 20/02 
und SDA II 20/03) durch die Stadt. Die Prüfungshandlungen erfolgen auf Ba-
sis von Stichproben im Rahmen der sog. regelmäßigen unvermuteten Prüfung 
der Zahlungsabwicklung und Vollstreckung in der Stadtkasse. 
 

9.4.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 
Die Prüfung der Zahlungsabwicklung und Vollstreckung in der Stadtkasse 
wurde für das Haushaltsjahr 2021 vom RPA am 24. November 2021 durchge-
führt und umfasste den Zeitraum vom 25. November 2020 (letzte Kassenprü-
fung) bis zum 24. November 2021. 
 
Die Prüfung umfasste folgende Prüfungsfelder: 
 
• Barer Zahlungsverkehr, 
• unbarer Zahlungsverkehr, Bankbuchhaltung, 
• Debitorenbuchhaltung, Kreditorenbuchhaltung, 
• Offene-Posten-Verwaltung, Mahnwesen, 
• Verwaltung der Zahlungsmittel, 
• Verwahrung und Verwaltung von Wertgegenständen, 
• Liquiditätsplanung, 
• Kassengeschäfte Amtsvormundschaft und Amtspflegschaft, 
• Kassengeschäfte RGB, 
• Kassengeschäfte Pensionsfonds der Stadt Braunschweig und Cash-Pool, 
• Zahlungsverkehr und Kontenverwaltung Sonderrechnungen und Sonder-

kassen für die Sonderrechnungen Stadtentwässerung und Abfallwirtschaft 
• Finanzwesenverfahren SAP, 
• Vollstreckungsstelle, 
• Einhaltung sonstiger Vorschriften. 

 
 Beanstandungen haben sich im Rahmen der Prüfung nicht ergeben. 

 
Neben der Prüfung in der Stadtkasse wurden im Berichtsjahr außerhalb der 
Stadtkasse 14 Zahlstellen unvermutet geprüft. Mit den Prüfungen war gleich-
zeitig eine Kassenbestandsaufnahme verbunden. Beanstandungen haben 
sich hierbei grundsätzlich nicht ergeben. 
 
Die Prüfung und Überwachung der Kassengeschäfte der Vorabauslagen 
(Handvorschüsse u. ä.), Geldannahmestellen, Wechselgelder und Gelderhe-
berinnen und Gelderheber obliegt den jeweiligen Fachbereichs- und Referats-
leitungen. Die Ergebnisse dieser Prüfungen sind dem RPA jeweils in einem 
Bericht mitzuteilen. Das RPA überwacht die diesbezügliche Prüfungs- und Be-
richtspflicht der FB und Ref. und behält sich vor, diese Kassengeschäfte stich-
probenartig selbst zu prüfen. Die Prüfungs- und Berichtspflicht wurde von den 
FB und Ref. im Wesentlichen eingehalten. 
 
Die Auswertung der vorgelegten Berichte hat zu keinen wesentlichen Bean-
standungen geführt. 
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9.5 Externe Kassenprüfungen 

 
9.5.1 Vorbemerkungen 

 
Gemäß § 127 Abs. 1 Satz 1 NKomVG können die Kommunen u. a. bestimmte 
Kassengeschäfte ganz oder z. T. Dritten mit deren Einverständnis übertragen, 
wenn die ordnungsmäße Erledigung der Kassengeschäfte und deren Prüfung 
nach den für die Kommunen geltenden Vorschriften gewährleistet ist. 
 
Die Stadt hat auf Basis von Geschäftsbesorgungsverträgen entsprechende 
kommunalbezogene Kassengeschäfte auf die ALBA Braunschweig GmbH (im 
Folgenden: ALBA), die Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG (im Fol-
genden: BS|ENERGY) und den Wasserverband Weddel-Lehre (im Folgenden: 
WWL) übertragen. 
 
Der Auftrag zur Prüfung dieser Kassengeschäfte durch das RPA ergibt sich 
aus § 155 Abs. 1 Nr. 4 NKomVG i. V. m. § 127 Abs. 1 Satz 1 NKomVG sowie 
§ 4 Abs. 1 Nr. 4 und § 5 Abs. 4 Buchst. c) RPO. Gegenstand der Prüfung wa-
ren die von der Stadt auf die ALBA, die BS|ENERGY sowie den WWL übertra-
genen Kassengeschäfte. Dabei erstreckte sich die Prüfung entsprechend 
§ 155 Abs. 1 Nr. 4 NKomVG auf Fragen zu den Bereichen dauernde Überwa-
chung der Kassen und regelmäßige und unvermutete Kassenprüfungen, un-
beschadet der Vorschriften über die Kassenaufsicht. 
 

9.5.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 
Im Rahmen der Prüfung der dauernden Überwachung der Kassen wurde die 
Einhaltung der für das Kassenwesen geregelten Verfahren und implementier-
ten Vorkehrungen (internes Kontrollsystem), die die Kassensicherheit der 
übertragenen Kassengeschäfte durch die Geschäftsbesorger dauernd ge-
währleisten sollen, geprüft. 
 
Hinsichtlich der regelmäßigen und unvermuteten Kassenprüfung wurden die 
Kassen der Geschäftsbesorger - bezogen auf die übertragenen Kassenge-
schäfte - auf Ordnungsmäßigkeit geprüft. 
 
Nach dem Ergebnis der externen Kassenprüfungen vor Ort haben sich hin-
sichtlich des Kassenwesens der auf die ALBA, die BS|ENERGY sowie den 
WWL übertragenen Kassengeschäfte für das Jahr 2021 keine Anhaltspunkte 
für Beanstandungen ergeben. 
 
In den Berichten über diese Prüfungen wurden der ALBA, der BS|ENERGY 
und dem WWL mit Schreiben vom 19. April 2022 mitgeteilt, dass die jeweils 
extern durchgeführte Kassenprüfung zu keinen Einwendungen geführt hat. 
 

9.6 Kassenprüfungen im Rahmen der Prüfung der wirtschaftlichen Betätigung 
 
Kassenprüfungen im Rahmen der wirtschaftlichen Betätigung erfolgen ent-
sprechend § 5 Abs. 4 Buchst. b) RPO. 
 
Über die Ergebnisse von Kassenprüfungen im Rahmen der wirtschaftlichen 
Betätigung der Stadt wird - soweit geboten - unter Tz. 18 berichtet. 
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10.1 Vorbemerkungen 

 
Erstellung, Aufstellung, Inhalt und Ausgestaltung der Buchführung sowie des 
Jahresabschlusses liegen in der Verantwortung des OBM der Stadt. Der Jah-
resabschluss ist unter Beachtung der Vorschriften zur Rechnungslegung nach 
dem NKomVG bzw. der KomHKVO aufzustellen. Im Vorfeld des Inkrafttretens 
des NBKAG - vorbehaltlich der Beschlussfassung durch den niedersächsi-
schen Landtag - wurde durch den Rat der Stadt beschlossen, die Erleichte-
rungsregelungen bei der Aufstellung der Jahresabschlüsse bis einschließlich 
2022 gemäß § 1 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 NBKAG in Anspruch zu nehmen. Das 
NBKAG ist zwischenzeitlich mit Datum vom 9. Februar 2024 in Kraft getreten. 
In der Folge hat die Verwaltung für den vorliegenden Jahresabschluss von der 
Erstellung eines Anhangs entsprechend § 128 Abs. 2 Nr. 4 NKomVG abgese-
hen, ebenso für die dem Anhang gemäß § 128 Abs. 3 Nrn. 1 bis 6 NKomVG 
beizufügenden Anlagen. Abgesehen wurde auch von der Aufstellung der Teil-
ergebnisrechnungen entsprechend § 52 Abs. 3 KomHKVO und der Teilfinanz-
rechnungen entsprechend § 53 Abs. 3 KomHKVO. 
 
Aufgabe des RPA ist es, auf der Grundlage der durchgeführten pflichtgemä-
ßen Prüfung ein Urteil über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung abzugeben. Dazu hat das RPA für das Berichtsjahr die Buchfüh-
rung und den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 der Stadt geprüft. 
 
Im Rahmen des gesetzlichen Prüfungsauftrages wurde die Einhaltung der ge-
setzlichen Vorschriften und die sie ergänzenden Satzungen und sonstigen 
ortsrechtlichen Bestimmungen über den Jahresabschluss sowie die Beach-
tung der GoB geprüft. Dagegen war die Einhaltung anderer gesetzlicher Vor-
schriften sowie die Aufdeckung und Aufklärung von Ordnungswidrigkeiten und 
strafrechtlichen Tatbeständen, soweit sie nicht die Ordnungsmäßigkeit des 
Jahresabschlusses betreffen, nicht Gegenstand der Prüfung des Jahresab-
schlusses. 
 
Das RPA hat die Prüfung nach §§ 155 Abs. 1 Nr. 1 und 156 NKomVG und 
dem risikoorientierten Prüfungsansatz in Anlehnung an die GoA vorgenom-
men. 
 
Diese Grundsätze erfordern es, die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 
dass ein hinreichend sicheres Urteil darüber abgegeben werden kann, ob die 
Buchführung und der Jahresabschluss frei von wesentlichen Fehlaussagen 
sind. 
 
Dem risikoorientierten Prüfungsansatz gemäß hat das RPA eine am Risiko 
der Stadt ausgerichtete Prüfungsplanung durchgeführt. Diese Prüfungspla-
nung wurde auf der Grundlage von Auskünften der Verwaltung und erster 
analytischer Prüfungshandlungen sowie einer grundsätzlichen Beurteilung des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems erstellt. 
 
Darauf aufbauend wurden prüffeldbezogene risikoorientierte Prüfungspro-
gramme entwickelt, die unter Einbeziehung der Beurteilung der Wirksamkeit 
des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems der Stadt Schwer-
punkte, Art und Umfang der Prüfungshandlungen festlegen. 
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Die Abschlussprüfung schließt eine stichprobengestützte Prüfung der Nach-
weise für die Bilanzierung und die Angaben im Jahresabschluss ein. Sie bein-
haltet die Prüfung der angewandten Bilanzierungs-, Bewertungs- und Gliede-
rungsgrundsätze und wesentlicher Einschätzungen der Verwaltung sowie eine 
Beurteilung der Gesamtaussage des Jahresabschlusses. 
 
Die Prüfung umfasst aussagebezogene einzelfallorientierte Prüfungshandlun-
gen sowie Aufbau- und Funktionsprüfungen. Die angewandten Verfahren zur 
Auswahl der risikoorientierten Prüfungshandlungen basieren auf einer be-
wussten Auswahl und/oder auf mathematisch-statistischen Verfahren. 
 
Art, Umfang und zeitlicher Ablauf der einzelnen Prüfungshandlungen wurden 
grundsätzlich unter Berücksichtigung der Risikoeinschätzung sowie der 
Wesentlichkeit bestimmt. 
 
Insbesondere wurden folgende Prüfungshandlungen durchgeführt bzw. fol-
gende Prüfungsergebnisse und Arbeiten Dritter verwendet: 
 
Das RPA hat sich davon überzeugt, dass die festgelegten Nutzungsdauern 
der Vermögensgegenstände auf der Grundlage der vom MI nach § 49 
Abs. 2 KomHKVO verbindlich vorgeschriebenen Abschreibungstabelle (An-
lage 19 des RdErl.) angewandt werden. Im Bereich der Straßen wurde abwei-
chend hierzu generell eine Nutzungsdauer von 50 Jahren unterstellt. Für nicht 
in der Abschreibungstabelle aufgeführte Vermögensgegenstände wurden Nut-
zungsdauern nach Erfahrungswerten zugrunde gelegt. 
 
Von der zutreffenden Bilanzierung der Forderungen und sonstigen Vermö-
gensgegenstände sowie der Verbindlichkeiten hat sich das RPA durch Einho-
lung von Saldenbestätigungen oder alternativen Prüfungshandlungen in Stich-
proben überzeugt. Die Stichprobenauswahl erfolgte nach den Kriterien des 
Stichprobenverfahrens „Monetary Unit Sampling“. Es handelt sich um ein ma-
thematisch-statistisches Verfahren mit wertproportionaler Auswahlwahrschein-
lichkeit der einzelnen Stichprobenelemente. 
 
Bankbestätigungen von Kreditinstituten wurden vollständig eingeholt. 
 
Die Rückstellungen wurden insbesondere durch Befragung der Verwaltung 
auf Vollständigkeit untersucht. Die zutreffende Ermittlung der Rückstellungs-
höhe wurde durch eine stichprobenhafte Prüfung der Berechnungen und eine 
kritische Beurteilung der vorgenommenen Schätzungen geprüft. 
 
Zur Prüfung der Pensionsrückstellungen, der Rückstellungen für Altersteilzeit-
arbeit sowie der Jubiläumsrückstellungen lagen dem RPA versicherungsma-
thematische Gutachten der HEUBECK AG, Köln, vom 7. Juni 2022, vom 
20. Juni 2022 bzw. vom 19. April 2022 vor. Aufgrund der Einschätzung der 
Qualifikation des Sachverständigen sowie der Beurteilung von Art und Umfang 
dessen Tätigkeit hat sich das RPA bei der Prüfung auf dessen Arbeitsergeb-
nisse gestützt. 
 
Das RPA ist der Auffassung, dass der beschriebene Prüfungsumfang eine ge-
eignete Grundlage für das Prüfungsurteil bildet. 
 
Ausgangspunkt der Prüfung war der geprüfte Jahresabschluss zum 31. De-
zember 2020 der Stadt einschließlich der gesetzlich vorgeschriebenen Anla-
gen. 



- 52 - 
 
10 Jahresabschluss   
 

Das RPA hat gemäß § 156 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 4 NKomVG den Jahresab-
schluss an dieser Stelle mit den entsprechenden Unterlagen dahingehend ge-
prüft, ob die GoB eingehalten worden sind und ob sämtliche Vermögensge-
genstände, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, Erträge, Aufwendun-
gen, Einzahlungen und Auszahlungen enthalten sind und der Jahresabschluss 
die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage darstellt. Dabei hat das 
RPA gemäß § 155 Abs. 3 NKomVG die Prüfung ggf. nach seinem pflichtge-
mäßen Ermessen beschränkt und auf die Vorlage einzelner Prüfungsunterla-
gen verzichtet. 
 
Erbetene Aufklärungen und Nachweise wurden durch die Verwaltung grund-
sätzlich erteilt. Der OBM hat die Vollständigkeit und Richtigkeit des Jahresab-
schlusses der Stadt für das Haushaltsjahr 2021 mit Unterschrift vom 1. Okto-
ber 2024 festgestellt. Der vollständige Jahresabschluss wurde dem RPA am 
7. Oktober 2024 vorgelegt. 
 

10.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 

10.2.1 Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses 
 

B Grundlage des geprüften Jahresabschlusses 2021 war der verbindliche Kon-
tenrahmen für Niedersachsen gemäß Bekanntmachung des LSN vom 
29. Juli 2020 (Nds. MBl. Nr. 37 vom 12.  August 2020, S. 847). Dieser verbind-
liche Kontenrahmen wurde für den Jahresabschluss 2021 nicht vollständig 
umgesetzt. Dementsprechend ist dieser seitens der Verwaltung zum kommen-
den Stichtag inhaltlich vollständig umzusetzen. 
 
Dennoch ist das RPA der Auffassung, dass der im Berichtsjahr angewandte 
Kontenplan eine klare und übersichtliche Ordnung des Buchungsstoffes ge-
währleistet. 
 
Die laufenden Geschäftsvorfälle wurden im Wesentlichen vollständig, fortlau-
fend und zeitgerecht erfasst. Die Buchungen wurden im Wesentlichen ord-
nungsgemäß angewiesen und ausreichend erläutert. Die entsprechenden Be-
lege wurden ordnungsgemäß abgelegt. Die Zahlen der Vorjahresbilanz wur-
den richtig in das Berichtsjahr vorgetragen. Der Jahresabschluss wurde aus 
der Buchführung entwickelt und von der Stadt aufgestellt. Erhebliche zeitliche 

B Verzögerung gab es jedoch im Rahmen der Arbeiten zur Aufstellung des Jah-
resabschlusses. Die Verwaltung ist daher dringend gehalten, zukünftig die Ar-
beiten zur Aufstellung des Jahresabschlusses zeitnah zu gewährleisten. 
 

B Nach § 37 Abs. 1 Satz 1 KomHKVO muss die Buchführung so beschaffen 
sein, dass sie einem sachverständigen Dritten innerhalb angemessener Zeit 
einen Überblick über die Finanzvorfälle der Gemeinde vermittelt. Zudem müs-
sen die Aufzeichnungen nach § 37 Abs. 2 Satz 1 KomHKVO u. a. auch nach-
prüfbar vorgenommen werden. Vereinzelte Finanzvorfälle waren nur mit er-
heblicher zeitlicher Verzögerung nachvollziehbar und nachprüfbar. Es ist zu 
gewährleisten, dass die Aufzeichnungen der Finanzvorfälle bis zu den originä-
ren Buchungsbelegen durchgängig in angemessener Zeit nachvollziehbar und 
nachprüfbar sind und insbesondere die Buchungsbelege alle zum Verständnis 
des Finanzvorfalls erforderlichen Informationen beinhalten. 
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 Das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem gewährleistet im 

Wesentlichen eine vollständige und richtige Erfassung, Verarbeitung und Auf-
zeichnung der Daten der Rechnungslegung. Zur Problematik der zeitnahen 
Erfassung der Daten der Rechnungslegung siehe oben. 
 

B Die Bestandsnachweise für die Vermögensgegenstände, die Nettoposition, 
die Schulden, die Rückstellungen und die Rechnungsabgrenzungsposten wur-
den im Wesentlichen erbracht. Die Prüfung des Anlagevermögens wurde im 
Berichtsjahr dadurch erschwert, dass systemseitig aus dem Finanzwesenver-
fahren SAP wegen der zeitlichen Verzögerungen im Aufstellungsverfahren 
des Jahresabschlusses keine Auswertungen für die Anlagenbuchhaltung er-
stellt werden konnten, da inzwischen zu viele Buchungsperioden offen waren. 
 
Bei der Prüfung wurden keine Sachverhalte festgestellt, die dagegenspre-
chen, dass die von der Stadt getroffenen organisatorischen und technischen 
Maßnahmen geeignet sind, die Sicherheit der rechnungslegungsrelevanten 
Daten und IT-Systeme zu gewährleisten. Zudem wurde im Rahmen der Prü-
fung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2013 von der BDO AG Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, Hannover, (im Folgenden BDO) im Auftrag des 
RPA eine IT-Prüfung bei der Stadt durchgeführt, über die seitens der BDO mit 
Stellungnahme vom 28. August 2014 Bericht erstattet wurde. Demnach zeigte 
die nach IDW PS 330 ausgerichtete IT-Systemprüfung insgesamt eine ange-
messene Transparenz sowie Regelungen und Verfahren für die Steuerung im 
Bereich der IT. Im Rahmen der Prüfung seitens der BDO festgestellte Verbes-
serungsvorschläge sind dem obigen Bericht zu entnehmen. 
 
Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach der 
Feststellung des RPA im Wesentlichen den gesetzlichen Vorschriften, den sie 
ergänzenden Satzungen und den sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen. 
Die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen füh-
ren zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung und Jahresab-
schluss. 
 
Die Bilanz, die Ergebnisrechnung und die Finanzrechnung (s. Anlagen 1 bis 3 
unter Tzn. 10.4.1 bis 10.4.3) sind den gesetzlichen Vorschriften entsprechend 
gegliedert (zu den Teilrechnungen vgl. Tz. 5.2.2 und Tz. 5.2.3). Die Vermö-
gensgegenstände und die Schulden, die Rückstellungen sowie die Nettoposi-
tion und die Rechnungsabgrenzungsposten wurden grundsätzlich nach den 
gesetzlichen Bestimmungen sowie den GoB angesetzt und bewertet, für er-
kennbare Risiken wurden Rückstellungen grundsätzlich in - nach vernünftiger 
Beurteilung - zur Erfüllung der Leistungsverpflichtung notwendigem Maße ge-
bildet. 
 
Von der Erstellung eines Anhangs sowie der dem Anhang beizufügenden An-
lagen einschließlich des Rechenschaftsberichts wurde durch den Beschluss 
des Rats der Stadt vom 19. Dezember 2023 unter Anwendung der Aufstel-
lungserleichterungen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 NBKAG abgesehen. 
 
Die Prüfung gemäß § 156 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 4 NKomVG, ob 
 
• die GoB eingehalten worden sind, 
• sämtliche Vermögensgegenstände, Schulden, Rechnungsabgrenzungs-

posten, Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen enthal-
ten sind und der Jahresabschluss die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- 
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und Finanzlage darstellt, 
 

 hat unter Berücksichtigung der Tatsache, dass das RPA gemäß § 155 
Abs. 3 NKomVG die Prüfung ggf. nach seinem pflichtgemäßen Ermessen be-
schränkt und auf die Vorlage einzelner Prüfungsunterlagen verzichtet hat, zu 
keinen - mit Ausnahme der unter den Tzn. 10.2.1 bis 10.2.6 mit B, B/St bzw. 
WB/St versehenen Sachverhalte - wesentlichen Einwendungen geführt. 
 
Das RPA kommt zu dem Ergebnis, dass der Jahresabschluss zum 31. De-
zember 2021 ordnungsgemäß aus der Buchführung und den weiteren geprüf-
ten Unterlagen abgeleitet worden ist und im Wesentlichen den gesetzlichen 
Vorschriften, den sie ergänzenden Satzungen und den sonstigen ortsrechtli-
chen Bestimmungen entspricht. 
 

10.2.2 Bilanz 
 

10.2.2.1 Immaterielles Vermögen 
 
Das immaterielle Vermögen setzt sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Konzessionen 0 0 0 0,0 
Lizenzen 1.433 1.240 193 15,6 
Ähnliche Rechte 190 228 -38 -16,7 
Geleistete Investitionszuweisungen und 
-zuschüsse 60.073 59.129 944 1,6 
Sonstiges immaterielles Vermögen 65 88 -23 -26,1 
Summe Immaterielles Vermögen 61.761 60.685 1.076  

  
Die Lizenzen wurden zum Anschaffungswert bewertet. Die ähnlichen Rechte 
beinhalten im Wesentlichen Wege-, Vorkaufs- und Kinderermäßigungsrechte. 
 
Die geleisteten Investitionszuweisungen und -zuschüsse werden gemäß 
§ 44 Abs. 4 KomHKVO seit dem 1. Januar 2008 als immaterielle Vermögens-
gegenstände aktiviert. 
 
Die Zugänge i. H. v. 5.790 TEUR sind im Wesentlichen durch die Kranken-
hausumlage 2021 i. H. v. 4.907 TEUR entstanden. 
 
Zudem erhöht sich der Bilanzansatz durch Umbuchungen aus den Anlagen im 
Bau i. H. v. 211 TEUR. Des Weiteren waren Abgänge i. H. v. 6 TEUR zu ver-
zeichnen. 
 
Die Abschreibungen i. H. v. 4.919 TEUR betreffen in voller Höhe planmäßige 
Abschreibungen. 
 
Bis auf die folgende Bemerkung haben sich im Rahmen der Prüfung keine 
weiteren Anhaltspunkte für wesentliche Bemerkungen ergeben:  
 

B Die Prüfung des Immateriellen Vermögens wurde dadurch erschwert, dass 
das RPA aufgrund zu vieler offener Buchungsperioden keine EDV-Auswertun-
gen aus der Anlagenbuchhaltung des Finanzwesenverfahrens SAP erstellen 
konnte. 
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10.2.2.2 Sachvermögen 

 
Das Sachvermögen setzt sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Unbebaute Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte an unbebauten Grundstü-
cken 228.695 231.188 -2.493 -1,1 
Bebaute Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte an bebauten Grundstücken 662.065 647.544 14.521 2,2 
Infrastrukturvermögen 421.665 419.405 2.260 0,5 
Bauten auf fremden Grundstücken 19.675 20.139 -464 -2,3 
Kunstgegenstände, Kunstdenkmäler 1.170 1.189 -19 -1,6 
Maschinen und technische Anlagen, Fahr-
zeuge 12.602 13.078 -476 -3,6 
Betriebs- und Geschäftsausstattung, Pflan-
zen und Tiere 35.143 36.762 -1.619 -4,4 
Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 108.740 113.334 -4.594 -4,1 
Summe Sachvermögen 1.489.755 1.482.639 7.116  

  
Das Sachvermögen stellt mit rd. 71 % die größte Position auf der Aktivseite 
der Bilanz dar. Die wesentlichen Vermögenswerte des Sachvermögens wer-
den im Folgenden dargestellt: 
 
Die unbebauten Grundstücke und grundstücksgleichen Rechte an unbebauten 
Grundstücken setzen sich aus Grünflächen (194.924 TEUR), Ackerland 
(23.396 TEUR), Wald und Forsten (4.543 TEUR) und sonstigen unbebauten 
Grundstücken (5.832 TEUR) zusammen. 
 
Die bebauten Grundstücke und grundstücksgleichen Rechte an bebauten 
Grundstücken sind in Grundstücke mit Wohnbauten (21.032 TEUR), mit sozia-
len Einrichtungen (81.991 TEUR), mit Schulen (298.165 TEUR), mit Kultur-, 
Sport-, Freizeit- und Gartenanlagen (156.887 TEUR) sowie mit sonstigen 
Dienst-, Geschäfts- und anderen Betriebsgebäuden (103.990 TEUR) geglie-
dert. 
 
Das Infrastrukturvermögen beinhaltet den Grund und Boden des Infrastruktur-
vermögens (130.433 TEUR), Brücken und Tunnel (43.012 TEUR), Entwässe-
rungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen (7 TEUR), Straßen, Wege, Plätze, 
Verkehrslenkungsanlagen (212.648 TEUR), Festwerte für Bäume sowie Be-
leuchtungsanlagen und Parkscheinautomaten (29.194 TEUR), Strom-, Gas- 
und Wasserleitungen (99 TEUR), wasserbauliche Anlagen (2.718 TEUR), 
Friedhöfe und Bestattungseinrichtungen (3.417 TEUR) und sonstige Bauten 
des Infrastrukturvermögens (137 TEUR). 
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 Das Sachvermögen erhöhte sich gegenüber dem Vorjahr durch Zugänge und 

Nachaktivierungen um 44.137 TEUR. Diese betreffen insbesondere die Anla-
gen im Bau (21.517 TEUR), die bebauten Grundstücke und grundstücksglei-
chen Rechte an bebauten Grundstücken (9.730 TEUR), das Infrastrukturver-
mögen (7.079 TEUR) und die Betriebs- und Geschäftsausstattung 
(2.878 TEUR).  
 
Dem stehen Umbuchungen aus den Anlagen im Bau in die immateriellen Ver-
mögensgegenstände i. H. v. 211 TEUR sowie Abgänge i. H. v. 2.850 TEUR 
gegenüber, die überwiegend aus der Veräußerung von Grundstücken resultie-
ren. 
 
Wertminderungen i. H. v. 34.033 TEUR sind im Wesentlichen durch planmä-
ßige Abschreibungen entstanden. Zudem wurden im Berichtsjahr Zuschrei-
bungen i. H. v. 73 TEUR aus buchungstechnischen Gründen zur Korrektur ei-
nes Aktivierungsdatums vorgenommen. 
 
Der Bestand der geleisteten Anzahlungen und Anlagen im Bau hat sich im Be-
richtjahr um 4.594 TEUR auf 108.740 TEUR verringert. Dies ist vor allem auf 
fertiggestellte größere Bauprojekte wie den Neubau des Führungs- und Lage-
zentrums der Feuerwehr oder die Erweiterung und brandschutzertüchtigte Sa-
nierung der Edith-Stein Grundschule zurückzuführen. 
 
Bis auf die folgenden Bemerkungen haben sich im Rahmen der Prüfung keine 
weiteren Anhaltspunkte für wesentliche Bemerkungen ergeben: 
 
Die Verwaltung hat folgende Festwerte gebildet: 
 
• Einzelbäume, 
• Straßenbeleuchtung, 
• Parkscheinautomaten und Parkuhren, 
• Verkehrsrechner, 
• Großbeschilderung, 
• Naturschutzgebiete, 
• Landschaftsschutzgebiete, 
• Ausstattung der Kindertagesstätten und Jugendfreizeiteinrichtungen, 
• Schulausstattungen (Mobiliar, Lehrmittel, Sportgeräte, Musikinstrumente), 
• ausgesuchte Ausstattungen der Feuerwehr (Feuerwehrschläuche, Feuer-

klatschen, Funkgeräte in Reserve, Atemschutzmasken, Atemluftflaschen, 
Pressluftatmer, Überhosen, Überjacken, Feuerwehrhelme), 

• Einrichtung der Bezirkssportanlagen/Städtischen Sportanlagen. 
 

B Mit der Änderung der KomHKVO, die ab dem Haushaltsjahr 2021 vollumfäng-
lich anzuwenden ist, wurde der Begriff Vermögensgegenstand des Sachver-
mögens neu definiert. Alle beweglichen, selbständig nutzbaren und einer Ab-
schreibung unterliegenden Vermögensgegenstände mit Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten von bis zu 1.000 EUR netto sind im Aufwand zu erfassen 
(§ 47 Abs. 5 KomHKVO). Diese Vermögensgegenstände können daher nicht 
mehr in Festwerten enthalten sein (§ 48 Abs. 1 Satz 1 KomHKVO). Aus die-
sem Grund müssen die Festwerte Verkehrsrechner, Ausstattung Kindertages-
stätten, Ausstattung Jugendfreizeitzentren, Schulausstattung, Sportanlagen 
und ausgesuchte Ausstattung der Feuerwehr auf ihre zulässigen Bestandteile 
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überprüft und angepasst werden (kumulierter Wert in der Bilanz 
20.055 TEUR). 
 
Ferner ist gemäß § 48 Abs. 1 Satz 2 KomHKVO bei Festwerten in der Regel 
innerhalb von fünf Jahren eine körperliche Bestandsaufnahme durchzuführen. 
 
Die Verwaltung wurde bereits schriftlich um die Überprüfung der Festwerte ge-
beten (vgl. hierzu auch die Schlussberichte des RPA der Vorjahre). 
 
Analog zum Ergebnis der Vorjahre ist die Überprüfung bei einem großen Teil 
der gebildeten Festwerte bisher unverändert noch immer nicht erfolgt, obwohl 
seit der letzten Inventur weit über fünf Jahre vergangen sind. Die Verwaltung 
verweist auf nicht vorhandene personelle Kapazitäten. Grundsätzlich wird 
nach der erteilten Auskunft der gesetzlich geforderte Prüfintervall seitens der 
Verwaltung angestrebt. 
 

WB/St Das RPA vertritt unverändert die Auffassung, dass eine Bewertungsvereinfa-
chung für Festwerte nur in Anspruch genommen werden kann, wenn auch si-
chergestellt ist, dass eine regelmäßige körperliche Bestandsaufnahme dieser 
innerhalb der in § 48 Abs. 1 Satz 2 KomHKVO gesetzlich geregelten Frist er-
folgt. Sofern dies nicht gewährleistet wird, ist im Umkehrschluss eine Einzel-
bewertung vorzunehmen. Hierzu ist die Verwaltung grundsätzlich im Aus-
tausch mit dem RPA. Gemeinsame Termine haben im Juni 2021 und 
Februar 2022 stattgefunden. Eine Änderung an der Beurteilung der Sachlage 
durch das RPA ergab sich aufgrund einer bisher unverändert nicht erfolgten 
Inventur seitens der Verwaltung nicht. Die Verwaltung ist daher weiterhin ge-
halten, die Bestandsaufnahmen zu forcieren oder ggf. alternative Vorgehens-
weisen vorzulegen. 
 

B Im Berichtsjahr ist der Bilanzansatz der Anlagen im Bau von 113,3 Mio. EUR 
auf 108,7 Mio. EUR gesunken, allerdings ist der Bestand immer noch sehr 
hoch. Seitens der Verwaltung werden für nicht erfolgte Aktvierungen insbe-
sondere der jeweils noch ausstehende bautechnische Abschluss des Bauvor-
habens aufgeführt. Die Aktivierung eines entsprechenden Vermögensgegen-
standes ist vorzunehmen, sobald die Versetzung in einen betriebsbereiten Zu-
stand erfolgt ist. Entsprechend dem Ressourcenverbrauchskonzept sind die 
Erträge und Aufwendungen periodengerecht zu erfassen. Für den zugrunde-
liegenden Sachverhalt impliziert dies die periodengerechte Aktivierung des 
entsprechenden Vermögensgegenstandes, da nur hierdurch gewährleistet ist, 
dass die jeweiligen Abschreibungen den entsprechenden Nutzungsjahren pe-
riodengerecht zugeordnet werden. 
 
Der im Rahmen des Schlussberichts 2020 seitens des RPA dargelegte Vor-
schlag, für langjährige Baumaßnahmen Teilaktivierungen vorzunehmen, wird 
seitens der Verwaltung derzeit noch auf die technische Umsetzbarkeit inner-
halb des Finanzwesenverfahrens SAP geprüft. Aus Prüfungssicht erscheint 
diese Vorgehensweise unverändert sinnvoll, um insbesondere bei Sanie-
rungsmaßnahmen über einen Zeitraum von mehreren Jahren (z. B. IGS 
Franzsches Feld i. H. v.15,3 Mio. EUR, Ringgleis i. H. v 4,6 Mio. EUR) eine 
periodengerechte Zuordnung der Abschreibungen zu gewährleisten. Ergän-
zend wird darauf hingewiesen, dass sich durch eine etwaige Vornahme von 
Teilaktivierungen in der Folge auch Auswirkungen auf etwaige korrespondie-
rende Sonderposten sowie deren Auflösungen ergeben. 
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B Die Prüfung des Sachvermögens wurde dadurch erschwert, dass das RPA 

aufgrund zu vieler offener Buchungsperioden keine EDV-Auswertungen aus 
der Anlagenbuchhaltung des Finanzwesenverfahrens SAP erstellen konnte. 
 

10.2.2.3 Finanzvermögen 
 
Das Finanzvermögen setzt sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Anteile an verbundenen Unternehmen 144.709 142.307 2.402 1,7 
Beteiligungen 208 208 0 0,0 
Sondervermögen mit Sonderrechnung 55.551 61.388 -5.837 -9,5 
Ausleihungen 96.085 98.143 -2.058 -2,1 
Wertpapiere 29 29 0 0,0 
Öffentlich-rechtliche Forderungen 21.128 22.338 -1.210 -5,4 
Forderungen aus Transferleistungen 16.492 14.822 1.670 11,3 
Privatrechtliche Forderungen 46.164 14.070 32.094 >100,0 
Sonstige Vermögensgegenstände 211 240 -29 -12,1 
Summe Finanzvermögen 380.577 353.545 27.032  

  
Die Anteile an verbundenen Unternehmen betreffen im Wesentlichen die Be-
teiligungen am Klinikum i. H. v. 84.033 TEUR (Vorjahr: 84.033 TEUR), der 
Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH (im Folgenden: SBBG) 
i. H. v. 47.012 TEUR (Vorjahr: 44.760 TEUR) sowie der Nibelungen-Wohn-
bau-GmbH Braunschweig (im Folgenden: NiWo) i. H. v. 10.955 TEUR (Vor-
jahr: 10.955 TEUR). Die Zugänge betreffen insbesondere die SBBG. Im Be-
richtsjahr wurde der SBBG - wie in den Vorjahren - für die Tilgung eines lang-
fristigen Darlehens ein Betrag i. H. v. 1.500 TEUR in die Kapitalrücklage ein-
gezahlt. Darüber hinaus wurde ein weiterer Betrag i. H. v. 751 TEUR in die 
Kapitalrücklage eingezahlt, der seitens der SBBG wiederum zur Einstellung in 
die Kapitalrücklage von deren Tochtergesellschaft Stadtbad Braunschweig 
Sport und Freizeit GmbH verwendet wurde. 
 
Das Sondervermögen mit Sonderrechnung beinhaltet insbesondere den Pen-
sionsfonds der Stadt i. H. v. 55.284 TEUR (Vorjahr: 54.796 TEUR). Die bei der 
Niedersächsischen Versorgungskasse angelegte Versorgungsrücklage wurde 
zum 31. Dezember 2020 aufgekündigt. Die Rückführung der Mittel i. H. v. 
8.606 TEUR ist bis zum 31. Dezember 2021 erfolgt. 
 
Die Ausleihungen setzen sich aus Ausleihungen an verbundene Unternehmen 
und an Sonderrechnungen i. H. v. 92.787 TEUR (Vorjahr: 94.662 TEUR) so-
wie sonstigen Ausleihungen i. H. v. 3.298 TEUR (Vorjahr: 3.481 TEUR) zu-
sammen. Es wurden im Haushaltsjahr 2021 von der Stadt keine Darlehen im 
Rahmen der Experimentierklausel nach § 181 NKomVG aufgenommen und 
somit auch keine Ausleihungen an die städtischen Gesellschaften weitergege-
ben. Bei den Abgängen des Berichtsjahres handelt es sich im Wesentlichen 
um Tilgungen sowie Ablösungen. 
 
Die öffentlich-rechtlichen Forderungen i. H. v. 31.900 TEUR (Vorjahr: 
32.451 TEUR) beinhalten insbesondere Steuerforderungen i. H. v. 
10.399 TEUR (Vorjahr: 11.704 TEUR) und sonstige öffentlich-rechtliche For-
derungen i. H. v. 18.290 TEUR (Vorjahr: 17.535 TEUR). Des Weiteren werden 
Forderungen aus SGB II Leistungen i. H. v. 3.211 TEUR (Vorjahr: 
3.211 TEUR) bilanziert. Diese Forderungen setzen sich aus überzahlten Leis-
tungen, Darlehen, Kautionen usw. zusammen, die durch das Jobcenter im 
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Rechtskreis des SGB II gewährt wurden. Sie werden seit 2018 in der Bilanz 
der Stadt ausgewiesen. Laut Bestandsnachweis zum 31. Dezember 2021 be-
trug die Höhe der Forderung 2.806 TEUR. Im Berichtsjahr wurden die werthal-
tigen Veränderungen dieser Forderungen zum Bilanzstichtag i. H. v. 
405 TEUR (Vorjahr: 1.453 TEUR) nicht ergebniswirksam gebucht. 
 
Die öffentlich-rechtlichen Forderungen sind i. H. v. 4.171 TEUR (Vorjahr: 
3.961 TEUR) einzelwertberichtigt sowie i. H. v. 6.601 TEUR (Vorjahr: 
6.152 TEUR) pauschalwertberichtigt. Die Einzelwertberichtigungen betreffen 
insbesondere Gewerbesteuer- und Zinsforderungen aus Veranlagungen. 
 
Die Forderungen aus Transferleistungen i. H. v. insgesamt 17.763 TEUR (Vor-
jahr: 16.011 TEUR) wurden um 1.271 TEUR (Vorjahr: 1.189 TEUR) pauschal-
wertberichtigt. Der Anstieg der Transferleistungen ist im Wesentlichen auf die 
Zunahme der Forderungen aus Unterhaltsvorschüssen aufgrund von geänder-
ten gesetzlichen Rahmenbedingungen zurückzuführen. 
 
Die privatrechtlichen Forderungen i. H. v. 49.554 TEUR (Vorjahr: 
17.011 TEUR) beinhalten insbesondere Forderungen gegen den Cash-Pool 
i. H. v. 34.429 TEUR (Vorjahr: 3.829 TEUR), Forderungen aus Dienstleistun-
gen i. H. v. 6.556 TEUR (Vorjahr: 7.532 TEUR) sowie die Kaufpreisforderung 
aus dem Verkauf eines Gebäudeanteils i. H. v. 1.600 TEUR (Vorjahr: 
1.600 TEUR). Die sog. Forderungen Gesellschaftervertrag i. H. v. 4.446 TEUR 
(Vorjahr: 458 TEUR) beinhalten insbesondere die Überzahlung an die SBBG. 
 
Die privatrechtlichen Forderungen sind um 3.390 TEUR (Vorjahr: 
2.941 TEUR) pauschalwertberichtigt. Der Zugang der Forderungen aus dem 
Cash-Pool ist auf eine Zwischenfinanzierung für das Klinikum i. H. v. 
24 Mio. EUR und auf eine Zwischenfinanzierung für die NiWo i. H. v. 
6.300 TEUR zurückzuführen.  
 
Bis auf die folgenden Bemerkungen haben sich im Rahmen der Prüfung keine 
weiteren Anhaltspunkte für wesentliche Bemerkungen ergeben: 
 
Die privatrechtlichen Forderungen („Mündelgelder“) der Stelle 51.23 werden 
- aufgrund fehlender Werthaltigkeit - i. H. v. rd. 273 TEUR (Vorjahr: 
rd. 200 TEUR) nicht bilanziert (s. auch Tz. 10.2.2.7). Die Verwaltung über-
wacht diese Forderungen regelmäßig. 
 

B Im Rahmen der Prüfung wurde nach Rücksprache mit der Stelle 51.02 festge-
stellt, dass die Forderungen aus Unterhaltsvorschüssen mit großer Wahr-
scheinlichkeit nicht in der hier angegebenen Höhe eingehen werden und da-
her nicht werthaltig sind. Es sind daher höhere Pauschalwertberichtigungen 
von der Verwaltung vorzunehmen. 
 

WB/St  Bei der Prüfung der Saldenbestätigungen der verbundenen Aufgabenträger 
wurde erneut festgestellt, dass es aufgrund von Buchungsunterschieden z. T. 
Abweichungen zwischen dem Ausweis bei den öffentlich-rechtlichen Forde-
rungen bei der Stadt und dem Ausweis der entsprechenden Verbindlichkeiten 
aus Lieferungen und Leistungen bei den verbundenen Aufgabenträgern gibt. 
Dieses gilt auch für den Ausweis der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen bei der Stadt und den Ausweis der entsprechenden Forderungen 
bei den verbundenen Aufgabenträgern (s. Tz. 10.2.2.7). Aus den vorgelegten 
Unterlagen ist nicht ersichtlich, inwieweit die Verwaltung die Abweichungen 
aus den Saldenbestätigungen geklärt und entsprechende Korrekturbuchungen 
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veranlasst bzw. durchgeführt hat. Das RPA hat diesbezüglich in einem Schrei-
ben vom 9. Juni 2023 die Verwaltung aufgefordert, den Prozess der Saldenab-
stimmungen mit den verbundenen Unternehmen zu optimieren. 
 
Eine rechtzeitige und umfassende Prüfung der Saldenbestätigungen der ver-
bundenen Aufgabenträger ist zukünftig zeitnah zu gewährleisten, um etwaige 
Differenzen bei den Saldenbestätigungen vor Fertigstellung der Einzelab-
schlüsse der verbundenen Aufgabenträger zu klären bzw. etwaig erforderliche 
Korrekturbuchungen vorzunehmen. 
 

10.2.2.4 Liquide Mittel 
 
Die liquiden Mittel betragen inklusive der Mittel des Cash-Pools 
153.879 TEUR (Vorjahr: 229.549 TEUR) und sind im Wesentlichen auf Konto-
korrentkonten i. H. v. 152.270 TEUR (Vorjahr: 228.276 TEUR) sowie auf Fest-
geld- und Tagesgeldkonten i. H. v. 1.501 TEUR (Vorjahr: 1.148 TEUR) ange-
legt. Der Bargeldbestand beträgt 108 TEUR (Vorjahr: 125 TEUR). Ohne die 
Finanzmittel des Cash-Pools (62.614 TEUR; Vorjahr: 126.247 TEUR) und Fi-
nanzmittel für Aufgaben, deren finanzielle Abwicklung die Stadt übernommen 
hat (116 TEUR; Vorjahr: 107 TEUR), betragen die liquiden Mittel 
91.149 TEUR (Vorjahr: 103.195 TEUR) und entsprechen dem Endbestand an 
Zahlungsmitteln in der Finanzrechnung (s. Tz. 10.2.4). 
 
Es haben sich im Rahmen der Prüfung keine Anhaltspunkte für wesentliche 
Bemerkungen ergeben. 
 

10.2.2.5 Aktive Rechnungsabgrenzung 
 
Auf der Aktivseite der Bilanz sind als Rechnungsabgrenzungsposten Ausga-
ben vor dem Abschlusstag auszuweisen, soweit sie Aufwand für eine be-
stimmte Zeit nach diesem Tag darstellen. 
 
Abgegrenzt wurden im Berichtsjahr Ausgaben i. H. v. 24.073 TEUR (Vorjahr: 
25.650 TEUR). Diese entfallen insbesondere auf Beamten- und Versorgungs-
bezüge i. H. v. 4.144 TEUR (Vorjahr: 4.114 TEUR) sowie auf die übrigen akti-
ven Rechnungsabgrenzungsposten i. H. v. 19.929 TEUR (Vorjahr: 
21.536 TEUR), bei denen es sich im Wesentlichen um zum Ende des Jah-
res 2021 abgewickelte Zahlläufe für Kreditoren handelt, die Aufwand des Jah-
res 2022 darstellen. 
 
Bis auf die folgende Bemerkung haben sich im Rahmen der Prüfung keine 
weiteren Anhaltspunkte für wesentliche Bemerkungen ergeben: 
 

B Im Rahmen der Prüfung wurde die Verwaltung bereits während des Aufstel-
lungsprozesses des Jahresabschlusses auf die fehlende Auflösung und den 
Ausgleich von aktiven Rechnungsabgrenzungsposten zum Bilanzstichtag 
31. Dezember 2021 hingewiesen. Die Verwaltung hat diese Hinweise nicht 
vollständig umgesetzt. Die Verwaltung ist gehalten, die entsprechende Korrek-
tur i. H. v. 16 TEUR zum Bilanzstichtag 31. Dezember 2022 nachzuholen. 
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10.2.2.6 Nettoposition 

 
Die Nettoposition setzt sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Basis-Reinvermögen 494.543 494.471 72 0,0 
Rücklagen 245.157 238.710 6.447 2,7 
Jahresergebnis -8.629 6.098 -14.727 >-100,0 
Sonderposten 292.411 303.667 -11.256 -3,7 
Summe Nettoposition 1.023.482 1.042.946 -19.464  

  
Die Veränderung des Basis-Reinvermögens ist auf die erstmalige Anwendung 
des § 44 Abs. 5 Satz 2 KomHKVO zurückzuführen. Empfangene Investitions-
zuwendungen für nicht abnutzbare Vermögensgegenstände und ohne Zweck-
bindung sind im Reinvermögen nachzuweisen. 
 
Die Rücklagen resultieren im Wesentlichen aus den in Vorjahren erwirtschaf-
teten Ergebnissen. Sie gliedern sich in Rücklagen aus Überschüssen des or-
dentlichen Ergebnisses i. H. v. 115.259 TEUR (Vorjahr: 112.442 TEUR), 
Rücklagen aus Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses i. H. v. 
126.440 TEUR (Vorjahr: 123.159 TEUR) und Rücklagen aus Investitionszu-
wendungen für nicht abnutzbare Vermögensgegenstände i. H. v. 3.458 TEUR 
(Vorjahr 3.109 TEUR). 
 
Die Erhöhung der Rücklagen ist insbesondere auf die durchgeführte Zufüh-
rung des Jahresergebnisses 2020 in die Rücklagen aus Überschüssen des 
ordentlichen und außerordentlichen Ergebnisses, entsprechend des Ergebnis-
verwendungsbeschlusses vom 22. Dezember 2022, zurückzuführen. Des Wei-
teren wurden Zuschüsse i. H. v. 349 TEUR den Rücklagen aus Investitionszu-
wendungen für nicht abnutzbare Vermögensgegenstände zugeführt. 
 
Nach Abschluss des Haushaltsjahres 2021 weist die Ergebnisrechnung einen 
Jahresfehlbetrag i. H. v. 8.629 TEUR aus (Vorjahr: Jahresüberschuss 
6.098 TEUR). 
 
Die Sonderposten reduzierten sich in 2021 hauptsächlich durch planmäßige 
Auflösungen (15.031 TEUR, Vorjahr: 15.225 TEUR) um 11.256 TEUR auf 
292.411 TEUR (Vorjahr 303.667 TEUR). 
 
Bis auf die folgenden Bemerkungen haben sich im Rahmen der Prüfung keine 
weiteren Anhaltspunkte für wesentliche Bemerkungen ergeben: 
 
Unter den Sonderposten für Investitionszuweisungen und -zuschüsse werden 
in Vorjahren erhaltene Gelder für nicht abnutzbare Vermögensgegenstände 
i. H. v. insgesamt 5.898 TEUR (Vorjahr: 5.946 TEUR) bilanziert, die gemäß 
§ 44 Abs. 5 Satz 2 KomHKVO bei Vorliegen einer Zweckbindung in der Rück-
lage aus Investitionszuwendungen für nicht abnutzbare Vermögensgegen-
stände oder bei fehlender Zweckbindung direkt im Reinvermögen auszuwei-
sen sind. Es handelt sich um Investitionszuweisungen, die die Stadt vor 2021 
erhalten hat. 
 

B/St Die ausgewiesenen Sonderposten beinhalten rd. 37.417 TEUR (Vor-
jahr: 35.145 TEUR) erhaltene Anzahlungen, die gemäß § 44 Abs. 5 
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Satz 5 KomHKVO in der Bilanz separat als Erhaltene Anzahlungen auf Son-
derposten auszuweisen sind. 
 
Die erhaltenen Anzahlungen stiegen in 2021 weiter an (+2,3 Mio. EUR). Mit 
Schreiben vom 5. März 2024 wurde der FB 20 aufgefordert, die Gründe für die 
nicht erfolgte Passivierung von erhaltenen Anzahlungen i. H. v. 21.525 TEUR 
zu erläutern. Eine Antwort wird zum nächsten Jahresabschluss erwartet. 
 

B Die Prüfung des Sonderposten wurde dadurch erschwert, dass das RPA auf-
grund zu vieler offener Buchungsperioden keine EDV-Auswertungen aus der 
Anlagenbuchhaltung des Finanzwesenverfahrens SAP erstellen konnte. 
 

10.2.2.7 Schulden 
 
Die Schulden setzen sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Geldschulden 218.859 227.617 -8.758 -3,8 
Verbindlichkeiten aus kreditähnlichen 
Rechtsgeschäften 69.802 73.382 -3.580 -4,9 
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 10.765 12.480 -1.715 -13,7 
Transferverbindlichkeiten 1 0 1 >100,0 
Sonstige Verbindlichkeiten 130.092 165.425 -35.333 -21,4 
Summe Schulden 429.519 478.904 -49.385  

  
Die Geldschulden betreffen in voller Höhe Verbindlichkeiten aus Krediten für 
Investitionsmaßnahmen. Der Rückgang der Geldschulden ist in vollem Um-
fang auf die Tilgung von Investitionskrediten zurückzuführen. Neue Kreditauf-
nahmen erfolgten im Berichtsjahr nicht (Vorjahr: 92.358 TEUR). 
 
Von den Verbindlichkeiten aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften entfallen 
67.853 TEUR (Vorjahr: 71.175 TEUR) auf Verpflichtungen der Stadt aus dem 
PPP-Projekt zur Sanierung von Schulen und Kindertagesstätten. 
 
Die sonstigen Verbindlichkeiten beinhalten insbesondere Verbindlichkeiten im 
Zusammenhang mit dem Cash-Pool i. H. v. 97.043 TEUR (Vorjahr: 
130.076 TEUR). Unter dem Posten werden zudem u. a. Verbindlichkeiten aus 
Mündelgeldern i. H. v. 5.952 TEUR (Vorjahr: 6.410 TEUR) sowie empfangene 
Anzahlungen i. H. v. 496 TEUR (Vorjahr: 1.882 TEUR) und Verbindlichkeiten 
aus Akonto-Zahlungen i. H. v. 1.013 TEUR (Vorjahr: 1.270 TEUR) ausgewie-
sen. Der Rückgang der sonstigen Verbindlichkeiten ist u. a. auf die vollstän-
dige Rückzahlung von kurzfristigen Zahlungsmitteln im Zusammenhang mit 
dem Cash-Pool gegenüber dem Klinikum (Vorjahr 29.469 TEUR) und der teil-
weisen Rückzahlung der SBBG auf 16.622 TEUR (Vorjahr: 28.733 TEUR) ent-
standen. Gegenläufig sind die Verbindlichkeiten aus kurzfristen Zahlungsmit-
teln im Zusammenhang mit dem Cashpool gegenüber dem Pensionsfonds 
i. H. v. 33.000 TEUR (Vorjahr: 21.000 TEUR). Der Rückgang der empfange-
nen Anzahlungen ist u. a. auf die zwischenzeitlich abschließend erfolgte Ab-
wicklung von Grundstücksverkäufen, für die in den Vorjahren Einzahlungen 
durch die Käufer geleistet wurden, zurückzuführen. 
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 Bis auf die folgenden Bemerkungen haben sich im Rahmen der Prüfung keine 

weiteren Anhaltspunkte für wesentliche Bemerkungen ergeben: 
 
Bei der Prüfung der Saldenbestätigungen der verbundenen Aufgabenträger 
wurde erneut festgestellt, dass aufgrund von zeitlichen Buchungsunterschie-
den z. T. Abweichungen zwischen dem Ausweis der Verbindlichkeiten aus 
Lieferungen und Leistungen bei der Stadt und dem entsprechenden Ausweis 
der Forderungen bei den verbundenen Aufgabenträgern (s. auch Tz. 10.2.2.3) 
bestehen. Das RPA hat diesbezüglich in einem Schreiben vom 9. Juni 2023 
die Verwaltung aufgefordert, den Prozess der Saldenabstimmungen mit den 
verbundenen Unternehmen zu optimieren. Eine rechtzeitige und umfassende 
Prüfung der Saldenbestätigungen der verbundenen Aufgabenträger ist zukünf-
tig zeitnah zu gewährleisten, um etwaige Differenzen bei den Saldenbestäti-
gungen vor Fertigstellung der Einzelabschlüsse der verbundenen Aufgaben-
träger zu klären bzw. etwaig erforderliche Korrekturbuchungen vorzunehmen. 
 
Bezüglich der Mündelgelder werden Verbindlichkeiten i. H. v. rd. 273 TEUR 
(Vorjahr: 200 TEUR) korrespondierend zu den entsprechenden privatrechtli-
chen Forderungen („Mündelgelder“) der Stelle 51.23 nicht bilanziert 
(s. Tz. 10.2.2.3). 
 
Der auf dem Sachkonto 272960 „Verrechnungskonto Mündelgelder“ ausge-
wiesene Bestand i. H. v. 5.952 TEUR (Vorjahr: 6.410 TEUR) weicht von dem 
ausgewiesenen Bestand in der von der Verwaltung vorgelegten Liste nach 
Fälligkeitsjahren um rd. 12 TEUR ab. Es handelt sich hierbei um Abweichun-
gen, die darin begründet sind, dass die Ende Dezember geleisteten Unter-
haltszahlungen der Zahlungspflichtigen erst mit den ersten Auszahlungen der 
Stadt im Januar des Folgejahres an den Zahlungsempfänger weitergeleitet 
werden können, sodass die Differenz im Januar des Folgejahres ausgeglichen 
wird. 
 

B Im Zusammenhang mit der Verpflichtung aus dem Städtebaulichen Vertrag für 
das Neubauvorhaben Quartier Lichthöfe (Baugebiet „Taubenstraße“) hat die 
NiWo auf eigene Rechnung ein Kindergartengebäude erstellt und seit Au-
gust 2019 samt Inventar an die Stadt vermietet. Aufgrund der ungeklärten Ei-
gentumsverhältnisse des Inventars wurden in 2019 Verbindlichkeiten i. H. v. 
rd. 254 TEUR und Rückstellungen für ausstehende Rechnungen i. H. v. rd. 
48 TEUR bilanziert. Für das Haushaltsjahr 2021 wurden zusätzlich noch Ver-
bindlichkeiten i. H. v. rd. 540 TEUR für vom Land erhaltene RAT-Mittel (Mittel 
aus der sog. Richtlinie Ausbau Tagesbetreuung), die laut Förderbescheid an 
die NiWo weiterzuleiten sind, bilanziert. Diese Fördermittel wurden bei der Er-
mittlung des Mietpreises mietmindernd berücksichtigt. Des Weiteren werden 
seit 2019 mit den Mietzahlungen auch Teile des Inventars bezahlt. Eine Inan-
spruchnahme der Verbindlichkeiten bzw. der Rückstellungen ist nicht erfolgt. 
Bis zum Prüfungszeitpunkt Dezember 2024 erfolgte seitens der Verwaltung 
kein Nachweis, inwieweit diese Verbindlichkeiten und Rückstellungen im Zu-
sammenhang mit dem Inventar der Höhe nach begründet sind. Das RPA for-
dert die Verwaltung auf, den Sachverhalt in Zusammenarbeit mit der NiWo, 
zeitnah zu klären. 
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10.2.2.8 Rückstellungen 

 
Die Rückstellungen setzen sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Pensionsrückstellungen und ähnliche Ver-
pflichtungen 573.156 556.359 16.797 3,0 
Rückstellungen für Altersteilzeitarbeit 
und ähnliche Verpflichtungen 10.314 9.883 431 4,4 
Rückstellungen für unterlassene 
Instandhaltung 823 1.460 -637 -43,6 
Rückstellungen für die Sanierung von Alt-
lasten 4.904 1.548 3.356 >100,0 
Rückstellungen im Rahmen des Finanzaus-
gleichs und von Steuerschuldverhältnissen 24.742 21.365 3.377 15,8 
Rückstellungen für drohende Verpflichtun-
gen aus anhängigen Gerichtsverfahren 239 140 99 70,7 
Andere Rückstellungen 38.515 34.931 3.584 10,3 
Summe Rückstellungen 652.693 625.686 27.007  

  
Die Pensionsrückstellungen und ähnlichen Verpflichtungen betreffen die Pen-
sionsverpflichtungen der aktiven und passiven Beamtinnen und Beamten 
i. H. v. 506.638 TEUR (Vorjahr: 492.225 TEUR) sowie die zukünftigen Ver-
pflichtungen gegenüber diesem Personenkreis zur Zahlung von Beihilfen nach 
Eintritt des Versorgungsfalls und gegenüber den derzeitigen Versorgungs-
empfängerinnen und -empfängern und Hinterbliebenen i. H. v. 66.518 TEUR 
(Vorjahr: 64.134 TEUR). Die Pensionsverpflichtungen wurden mit ihrem nach 
dem Teilwertverfahren ermittelten Barwert angesetzt. Dabei wurde ein Rech-
nungszins i. H. v. 5 % zugrunde gelegt. Es lag ein versicherungsmathemati-
sches Gutachten der HEUBECK AG, Köln, vom 7. Juni 2022 vor. Die Ermitt-
lung der Beihilferückstellungen erfolgte nach dem - durch die vom Land Nie-
dersachsen eingesetzte Arbeitsgemeinschaft Umsetzung Doppik empfohle-
nen - vereinfachten Verfahren. 
 
Die Rückstellungen für Altersteilzeitarbeit und ähnliche Maßnahmen beinhal-
ten die Verpflichtungen aus Altersteilzeitregelungen gegenüber insgesamt 46 
(Vorjahr: 39) bei der Stadt Beschäftigten sowie Beamtinnen und Beamten 
i. H. v. 1.690 TEUR (Vorjahr: 1.658 TEUR). Die Bewertung der Rückstellun-
gen basierte auf einem versicherungsmathematischen Gutachten der HEU-
BECK AG, Köln, vom 20. Juni 2022. Darüber hinaus wurden für die Beschäf-
tigten sowie Beamtinnen und Beamten der Stadt Rückstellungen für ausste-
henden Urlaub i. H. v. 5.756 TEUR (Vorjahr: 5.584 TEUR) und für geleistete 
Mehrarbeit i. H. v. 2.868 TEUR (Vorjahr: 2.641 TEUR) gebildet. 
 
Die Rückstellungen für unterlassene Instandhaltungen beinhalten grundsätz-
lich Instandhaltungsmaßnahmen, deren Aufwand im abgelaufenen Haushalts-
jahr wirtschaftlich entstanden oder verursacht worden ist, die aber im abgelau-
fenen Haushaltsjahr unterlassen worden sind und innerhalb der nächsten drei 
Haushaltsjahre nachgeholt werden sollen. Im Haushaltsjahr 2021 wurden 
keine neuen Rückstellungen aus unterlassenen Instandhaltungen gebildet. 
Die Veränderungen im Haushaltsjahr betreffen Verbräuche, Herabsetzungen 
und Auflösungen von Rückstellungen für unterlassene Instandhaltungen. 
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 Die Rückstellungen für die Sanierung von Altlasten berücksichtigen zwei 

Sachverhalte aufgrund von öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen. 
 
Die Rückstellungen im Rahmen des Finanzausgleichs und von Steuerschuld-
verhältnissen i. H. v. 20.454 TEUR (Vorjahr: 16.303 TEUR) betreffen im Be-
richtsjahr im Wesentlichen von der Verwaltung erwartete Rückerstattungsan-
sprüche von Gewerbesteuern einschließlich der darauf entfallenden Verzin-
sung. Die Erhöhung dieser Rückstellungen ergibt sich aus der Erkenntnis über 
Rückerstattungsansprüche aus Gewerbesteuern von Steuerschuldnern inner-
halb des Werterhellungszeitraums. Diese wurden überwiegend im Haushalts-
jahr 2022 verbraucht. Im Haushaltsjahr 2021 wurde den Rückstellungen für 
Nachforderungszinsen ein Betrag i. H. v. 2.989 TEUR zugeführt. Aufgrund des 
Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 18. August 2021 wurde die 
gesetzlich geregelte 6 % Verzinsung für verfassungswidrig erklärt. Die Verwal-
tungen dürfen die gesetzlich geregelte 6 % Verzinsung nur noch für Verzin-
sungszeiträume bis einschließlich 31. Dezember 2018 weiter anwenden. Für 
Verzinsungszeiträume ab dem 1. Januar 2019 hat das Bundesverfassungsge-
richt den Gesetzgeber verpflichtet, eine verfassungsgemäße Neuregelung zu 
erlassen. Die dementsprechende Neufassung des § 233a AO erfolgte durch 
die Änderung der Abgabenordnung im Juli 2022. Für sog. Nachzahlungs- und 
Erstattungszinsen beträgt der Zinssatz gemäß § 233a AO nun 0,15 % pro Mo-
nat (1,8 % pro Jahr) und ist ab dem 1. Januar 2019 anzuwenden. Die Neube-
rechnungen der Bemessungsgrundlagen durch die niedersächsische Steuer-
verwaltung wird voraussichtlich erst im Jahr 2023 erfolgen, ab diesem Zeit-
punkt könnte die Stadt die Bescheide erlassen und die Rückstellungen ent-
sprechend der neuen Zinsberechnungen verbrauchen. 
 
Die anderen Rückstellungen berücksichtigen insbesondere Verpflichtungen 
aus ausstehenden Rechnungen und sonstige Rückzahlungsverpflichtungen 
(26.694 TEUR; Vorjahr: 20.691 TEUR), Verpflichtungen zur Behebung von 
Baumängeln bei Turnhallen-Unterdecken (6.360 TEUR; Vorjahr: 8.017 TEUR) 
und Verpflichtungen aus der jährlichen leistungsorientierten Bezahlung 
(3.191 TEUR; Vorjahr: 3.082 TEUR). 
 
Bis auf die folgenden Bemerkungen haben sich im Rahmen der Prüfung keine 
weiteren Anhaltspunkte für wesentliche Bemerkungen ergeben:  
 
Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung 2021 wurde von der Verwaltung erst-
malig eine gesonderte Erklärung eingeholt, in der die Verwaltung die Werthal-
tigkeit des entsprechenden Sachvermögens zum jeweiligen Bilanzstichtag be-
zogen auf die Bildung, Inanspruchnahme sowie Auflösung bzw. Herabsetzung 
der Rückstellungen für unterlassene Instandhaltungen bestätigt. Aufgrund von 
fehlenden nachprüfbaren Maßnahmen und entsprechenden Instandhaltungs-
plänen ist es dem RPA im Rahmen der Jahresabschlussprüfung nicht mög-
lich, die Bildung von Rückstellungen der entsprechenden Instandhaltungs-
maßnahmen zu bewerten. Gleiches gilt für die jährlich notwendigen außer-
planmäßigen Abschreibungen bei nicht durchgeführten Instandhaltungsmaß-
nahmen (vgl. hierzu auch die Schlussberichte 2016 ff). 
 

B Hinsichtlich der Rückstellung für die Turnhallen-Unterdecken bestehen seitens 
des RPA Zweifel, ob die Höhe der Rückstellung für die Beseitigung der Män-
gel an den Turnhallen-Unterdecken auskömmlich ist, da seit der Bildung die-
ser Rückstellungen zum 31. Dezember 2014 keine Bewertungsanpassungen 
auf Basis der Baupreisindices erfolgt ist. 
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B In 2021 wurde im Zusammenhang mit der Erschließung und Bewirtschaftung 

des gemeinsamen Gewerbegebietes „Waller See“ eine Teileinigung mit der 
Samtgemeinde Papenteich erzielt und die Forderungen und Verbindlichkeiten 
einschließlich des Jahres 2017 aufgerechnet und an die Stadt ausbezahlt. Der 
gezahlte Betrag von der Samtgemeinde Papenteich wurde netto als Ertrag 
vereinnahmt. In diesem Zusammenhang hat es die Verwaltung versäumt, die 
entsprechenden Aufwendungen zu buchen und die Rückstellungen aus aus-
stehenden Rechnungen der Jahre 2016 und 2017 i. v. H ca. 240 TEUR zu 
verbrauchen, obwohl das RPA im Aufstellungsverfahren des Jahresabschlus-
ses auf den Sachverhalt hingewiesen hat. Die Verwaltung hat diese Rückstel-
lungen zum Bilanzstichtag 31. Dezember 2022 aufzulösen. 
 

B Es wurde festgestellt, dass im Berichtsjahr aus den Rückstellungen für ausste-
hende eine Rückstellung im Zusammenhang mit der Nachverrechnung des 
Entgelts für Verkehrsmanagement aufgelöst werden musste, da in 2020 die 
Inanspruchnahme der Rückstellung versäumt wurde. Dadurch sind im Be-
richtsjahr rd. 150 TEUR zusätzliche außerordentliche Erträge entstanden. Des 
Weiteren erfolgte die Auflösung einer Rückstellung im Zusammenhang mit 
Gerichtsverfahrenskosten für die Tierkörperbeseitigung aus ausstehenden 
Rechnungen i. H. v. 340 TEUR aufgrund einer verspäteten Meldung nicht in 
2020, sondern erst in 2021. 
 
Die Verwaltung wird angehalten, die Prozesse für die Bildung, den Verbrauch 
und die Auflösung von Rückstellungen zu optimieren, um eine sach- und peri-
odengerechte Abbildung der Aufwendungen zu gewährleisten. 
 
Unter Berücksichtigung von Risikogesichtspunkten ist es geboten, die gegen 
die Stadt bzw. von der Stadt geführten anhängigen Gerichtsverfahren in einer 
zentralen Prozessdatenbank zu erfassen sowie ein zentrales Vertragsma-
nagement einzurichten. Die Verwaltung hat hierzu ausgeführt, dass derzeit 
keine Möglichkeit besteht, eine zentrale Prozessdatenbank zu erstellen sowie 
ein zentrales Vertragsmanagement aufzubauen. Das RPA nimmt dies zur 
Kenntnis und verweist auf die Schlussberichte seit 2018 ff. 
 

B Im Rahmen der zurückliegenden Jahresabschlussprüfungen waren bei der 
erstmaligen Anforderung von Prüfungsunterlagen bzw. einer Anforderung von 
ergänzenden Unterlagen zu Rückstellungssachverhalten z. T. erhebliche 
Rücklaufzeiten zu verzeichnen. Es wird unverändert explizit auf die seitens 
der meldenden FB bzw. Ref. entsprechend der Jahresabschlussverfügung 
vorzuhaltenden Unterlagen hingewiesen. 
 

10.2.2.9 Passive Rechnungsabgrenzung 
 
Der Posten Passive Rechnungsabgrenzung berücksichtigt Einnahmen i. H. v. 
4.351 TEUR (Vorjahr: 4.532 TEUR), die vor dem 31. Dezember 2021 einge-
gangen sind, aber Ertrag für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen. 
Davon sind 4.351 TEUR (Vorjahr: 4.532 TEUR) zweckgebunden. 
 
Es haben sich im Rahmen der Prüfung keine Anhaltspunkte für wesentliche 
Bemerkungen ergeben. 
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10.2.2.10 Vermerke unterhalb der Bilanz 

 
Gemäß § 55 Abs. 4 KomHKVO sind die Vorbelastungen künftiger Haushalts-
jahre unter der Bilanz zu vermerken, sofern sie nicht auf der Passivseite aus-
zuweisen sind. Insbesondere sind Haushaltsreste, Bürgschaften, Gewährleis-
tungsverträge, in Anspruch genommene Verpflichtungsermächtigungen und 
Verpflichtungen aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften sowie über das Haus-
haltsjahr hinaus gestundete Beträge aufzuführen. 
 
Es haben sich im Rahmen der Prüfung keine Anhaltspunkte für wesentliche 
Bemerkungen ergeben. 
 

10.2.3 Ergebnisrechnung 
 
Die Ergebnisrechnung weist für das Haushaltsjahr 2021 einen Jahresfehlbe-
trag i. H. v. 8.629 TEUR (Vorjahr: Jahresüberschuss i. H. v. 6.098 TEUR) aus. 
 
Das ordentliche Ergebnis beträgt -16.305 TEUR (ordentliche Erträge i. H. v. 
902.425 TEUR abzgl. ordentliche Aufwendungen i. H. v. 918.730 TEUR). Die 
ordentlichen Erträge liegen um 22.975 TEUR über den Planansätzen des 
Haushalts 2021. Die Abweichung resultiert insbesondere aus höheren Erträ-
gen bei den Steuern und ähnlichen Abgaben i. H. v. 14.721 TEUR, den Kos-
tenerstattungen und Kostenumlagen i. H. v. 11.991 TEUR, den sonstigen 
Transfererträgen i. H. v. 3.472 TEUR sowie den sonstigen ordentlichen Erträ-
gen i. H. v. 2.909 TEUR. Diese Mehrerträge überkompensieren insbesondere 
die Mindererträge bei den öffentlich-rechtlichen Entgelten i. H. v. 5.444 TEUR. 
Des Weiteren waren Mindererträge aus niedrigeren Zuwendungen und allge-
meinen Umlagen i. H. v. 3.284 TEUR sowie aus niedrigeren privatrechtli-
che Entgelten i. H. v. 1.514 TEUR zu verzeichnen. Die ordentlichen Aufwen-
dungen liegen 69.003 TEUR unter den Planansätzen des Haushalts 2021. Die 
Abweichung ist insbesondere i. H. v. 28.203 TEUR auf die niedrigeren Auf-
wendungen aus Sach- und Dienstleistungen, i. H. v. 20.951 TEUR auf die 
niedrigeren Transferaufwendungen, i. H. v. 12.418 TEUR auf die niedrigeren 
Personalaufwendungen und i. H. v. 7.296 TEUR auf die niedrigeren sonstigen 
ordentlichen Aufwendungen zurückzuführen. 
 
Das außerordentliche Ergebnis beträgt 7.676 TEUR (außerordentliche Erträge 
i. H. v. 15.838 TEUR abzgl. außerordentliche Aufwendungen i. H. v. 
8.162 TEUR). Die außerordentlichen Erträge liegen um 15.369 TEUR über 
den Planansätzen des Haushalts 2021, was im Wesentlichen auf höhere 
sonstige außerordentliche Erträge i. H. v. 5.603 TEUR im Zusammenhang mit 
Erstattungen für den Betrieb des Impfzentrums, höhere Erträge i. H. v. 
5.478 TEUR aus dem Abgang von Grundstücken und Gebäuden sowie 
i. H. v. 2.270 TEUR aus dem Abgang von Finanzanlagen zurückzuführen ist. 
Die außerordentlichen Aufwendungen liegen um 7.563 TEUR über den Plan- 
ansätzen des Haushalts 2021. Die Abweichung ist insbesondere i. H. v. 
6.666 TEUR auf die höheren Aufwendungen im Zusammenhang mit Katastro-
phen, hier für den Betrieb des Impfzentrums, zurückzuführen. 
 
Die Ergebnisrechnung wurde unmittelbar aus der Buchführung abgeleitet. Hin-
sichtlich der anzuwendenden Ansatz-, Bewertungs-, Ausweis- und Gliede-
rungsvorschriften des NKomVG und der KomHKVO haben sich im Rahmen 
der Prüfung bis auf folgende Einwendungen keine Anhaltspunkte für wesentli-
che Bemerkungen ergeben: 
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B Im Berichtsjahr wurde seitens der Stadt mit dem Betreiber der Magni-Tiefga-

rage im Zusammenhang mit dem Brand in der Tiefgarage im Jahr 2014 ein 
Vergleich über 500 TEUR geschlossen. Ein anteiliger Betrag i. v. H.355 TEUR 
wurde nicht bei der Kernverwaltung als außerordentlicher Ertrag vereinnahmt, 
sondern durch die Kernverwaltung an die Sonderrechnung Gebäudemanage-
ment ausgezahlt. Seit August 2023 wurde trotz wiederholter Nachfragen sei-
tens der Verwaltung bis zum Prüfungszeitpunkt nicht nachgewiesen, dass 
diese Auszahlung des Betrages an die Sonderrechnung Gebäudemanage-
ment sachlich begründet ist. Prüfungsseitig bestehen Bedenken hinsichtlich 
der Ordnungsmäßigkeit der Auszahlung an die Sonderrechnung Gebäudema-
nagement, da die Aufwendungen und Investitionen im Zusammengang mit der 
Sanierung der Magni-Tiefgarage im Jahresabschluss der Stadt berücksichtigt 
wurden. 
 
Im Haushaltsjahr 2021 wurde ein Jahresfehlbetrag i. H. v. 8.629 TEUR erwirt-
schaftet (Jahresfehlbetrag i. H. v. 16.305 TEUR des ordentlichen Ergebnisses 
und Jahresüberschuss i. H. v. 7.676 TEUR des außerordentlichen Ergebnis-
ses). Entsprechend der gesetzlichen Sonderregelung für epidemische Lagen 
gemäß § 182 Abs. 4 Nr. 1 NKomVG sind Fehlbeträge des ordentlichen und 
außerordentlichen Ergebnisses aus dem betreffenden Haushaltsjahr in der Bi-
lanz des Folgejahres auf der Passivseite gesondert auszuweisen. Nach § 182 
Abs. 4 Satz 2 Halbs. 2 NKomVG sollen entsprechende Fehlbeträge in einem 
Zeitraum von bis zu 30 Jahren gedeckt werden. 
 

10.2.4 Finanzrechnung 
 
Die Finanzrechnung weist für das Haushaltsjahr 2021 einen Endbestand an 
Zahlungsmitteln i. H. v. 91.149 TEUR (Vorjahr: 103.195 TEUR) aus. Dieser 
hat sich um 12.046 TEUR verringert (Vorjahr: -1.547 TEUR). 
 
Diese Zahlungsmittelbestandsveränderung resultiert ausweislich aus dem 
Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit i. H. v. 32.190 TEUR (Vorjahr: 
15.706 TEUR), dem Saldo aus der Investitionstätigkeit i. H. v. -36.268 TEUR 
(Vorjahr: -102.829 TEUR), dem Saldo aus der Finanzierungstätigkeit i. H. v. 
-8.757 TEUR (Vorjahr: 86.606 TEUR) und dem Saldo aus haushaltsunwirksa-
men Vorgängen i. H. v. 789 TEUR (Vorjahr: -1.030 TEUR). 
 
Auf der Aktivseite der Bilanz werden liquide Mittel i. H. v. 153.879 TEUR (Vor-
jahr: 229.549 TEUR) ausgewiesen. Davon entfallen auf die Stadt 
91.149 TEUR (Vorjahr: 103.195 TEUR), auf den Cash-Pool des Konzernver-
bunds „Stadt Braunschweig“ ein Saldo i. H. v. 62.614 TEUR (Vorjahr: 
126.247 TEUR) und auf bestimmte Aufgaben, für die die Stadt die finanzielle 
Abwicklung übernommen hat, ein Saldo i. H. v. 116 TEUR (Vorjahr: 
107 TEUR). Im Berichtsjahr werden Cash-Pool-Forderungen i. H. v. 
34.429 TEUR (Vorjahr: 3.829 TEUR) auf der Aktivseite der Bilanz bilanziert. 
Dazu werden auf der Passivseite der Bilanz Cash-Pool-Verbindlichkeiten 
i. H. v. 97.043 TEUR (Vorjahr: 130.076 TEUR) sowie Verbindlichkeiten für be-
stimmte Aufgaben, für die die Stadt die finanzielle Abwicklung übernommen 
hat, i. H. v. 116 TEUR (Vorjahr: 107 TEUR) ausgewiesen. 
 
Die Finanzrechnung wurde unmittelbar aus der Buchführung abgeleitet. Hin-
sichtlich der anzuwendenden Ansatz-, Bewertungs-, Ausweis- und Gliede-
rungsvorschriften des NKomVG und der KomHKVO haben sich im Rahmen 
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der Prüfung bis auf folgende Einwendungen keine Anhaltspunkte für wesentli-
che Bemerkungen ergeben: 
 

B Wie in den Vorjahren bestehen z. T. geringfügige Probleme bei den haushalts-
unwirksamen Ein- und Auszahlungen, bestimmte ausgewiesene Zahlungsmit-
telflüsse auf den Finanzmittelkonten automatisiert den entsprechenden Fi-
nanzrechnungskonten zuzuordnen. Dies erfordert eine manuelle Nacharbeit 
einzelner Buchungsvorgänge. Im Berichtsjahr hat eine entsprechende Diffe-
renz, die nicht nachvollziehbar war, zu einer Korrekturbuchung i. H. v. 5 TEUR 
(Vorjahr: 9 TEUR) geführt. 
 

B Die Positionen Haushaltsunwirksame Einzahlungen und Haushaltsunwirk-
same Auszahlungen weisen negative Salden aus. Das ist insbesondere auf 
die fehlerhafte Erfassung der Abrechnung des Forderungskontos gegenüber 
FB 65 in der Finanzrechnung zurückzuführen. Darüber hinaus werden auch 
andere haushaltsunwirksame Vorgänge nicht immer getrennt nach Ein- und 
Auszahlungen erfasst. Das widerspricht dem Verrechnungsverbot von Ein- 
und Auszahlungen gemäß § 44 Abs. 2 Satz 1 KomHKVO. 
 

10.2.5 Anhang 
 
Von der Erstellung eines Anhangs sowie der beizufügenden Anlagen ein-
schließlich des Rechenschaftsberichts wurde durch den Beschluss des Rats 
der Stadt vom 19. Dezember 2023 unter Anwendung der Aufstellungserleich-
terungen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 NBKAG abgesehen. 
 

10.2.6 Dem Anhang beizufügende Bestandteile 
 
Von der Erstellung der dem Anhang beizufügenden Anlagen einschließlich 
des Rechenschaftsberichts entsprechend § 128 Abs. 3 Nrn. 1 bis 6 NKomVG 
wurde im Berichtsjahr durch den Beschluss des Rats der Stadt vom 19. De-
zember 2023 unter Anwendung der Aufstellungserleichterungen des § 1 
Abs. 1 Nr. 1 NBKAG abgesehen. 
 

10.3 Prüfungsergebnis 
 
Der Jahresabschluss der Stadt zum 31. Dezember 2021 entspricht aufgrund 
der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse insgesamt den gesetzlichen 
Vorschriften des NKomVG und der KomHKVO sowie ergänzenden Satzungen 
und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen unter Einhaltung der GoB. Ins-
besondere enthält der Jahresabschluss sämtliche Vermögensgegenstände, 
Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, Erträge, Aufwendungen, Einzah-
lungen und Auszahlungen und stellt unter Beachtung der GoB die tatsächliche 
Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage der Stadt dar. Zu postenbezogenen Be-
anstandungen vgl. Tz. 10.2.2. 
 
Eine Prüfung des Anhangs sowie der dem Anhang beizufügende Anlagen ein-
schließlich des Rechenschaftsberichts war im Berichtsjahr aufgrund der Inan-
spruchnahme der Aufstellungserleichterungen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 NBKAG 
nicht möglich (siehe hierzu Tz. 10.2.5 und 10.2.6). 
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10.4 Rechenwerke des Jahresabschlusses 

 
10.4.1 Anlage 1 Bilanz 
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10.4.2 Anlage 2 Ergebnisrechnung 
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10.4.3 Anlage 3 Finanzrechnung Teil 1 
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Anlage 3 Finanzrechnung Teil 2 
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11.1 Vorbemerkungen 

 
Der optimierte Regiebetrieb Stadtentwässerung (im Folgenden: Sonderrech-
nung) ist ein Sondervermögen der Stadt im Sinne des § 130 Abs. 1 
Nr. 4 NKomVG, dessen Wirtschaftsführung nach § 139 Abs. 1 NKomVG 
selbstständig erfolgt und für den entsprechend der KomEinrVO eine Sonder-
rechnung nach den Bestimmungen über die Haushaltswirtschaft der Kommu-
nen geführt wird. 
 
Für die Sonderrechnung ist unter Beachtung der entsprechenden Vorschriften 
zur Rechnungslegung des NKomVG, der KomHKVO und der KomEinrVO ein 
Jahresabschluss aufzustellen, der gesonderter Teil des Jahresabschlusses 
der Stadt ist. 
 
Gemäß § 155 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG bzw. § 4 Abs. 1 Nr. 1 RPO obliegt dem 
RPA die Prüfung des Jahresabschlusses der Sonderrechnung nach Maßgabe 
des § 156 Abs. 1 NKomVG. 
 
Die Zentrale Vergabestelle der Stadt hat für das RPA die Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft Steuerberatungsgesellschaft PKF Fasselt Partnerschaft mbB (im 
Folgenden: Abschlussprüfer) mit Datum vom 1. November 2021 mit der Prü-
fung des Jahresabschlusses 2021 der Sonderrechnung beauftragt. Über das 
Ergebnis der Prüfung hat der Abschlussprüfer mit Datum vom 30. Novem-
ber 2022 einen Bericht vorgelegt. 
 
Gegenstand der Prüfung des Abschlussprüfers waren die Buchführung und 
der aus Ergebnisrechnung, Finanzrechnung, Bilanz und Anhang bestehende 
Jahresabschluss 2021 der Sonderrechnung, einschließlich der Bestandteile, 
die dem Anhang beizufügen sind. Die Prüfung erfolgte unter Beachtung der 
entsprechenden gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung unter Beach-
tung der GoA. Die Prüfung hat sich darauf erstreckt, ob die GoB und die ent-
sprechenden gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung beachtet wor-
den sind. 
 
Ausgangspunkt der Prüfung war der Jahresabschluss der Sonderrechnung 
des vorhergehenden Haushaltsjahres. 
 
Besondere Prüfungsschwerpunkte waren im Berichtsjahr folgende Prüffelder: 
 
• Anlagevermögen, 
• Vollständigkeit der Verbindlichkeiten, 
• Vollständigkeit und Bewertung der Rückstellungen, 
• Vollständigkeit der Gebühreneinnahmen. 

 
 Die Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prüfungsnachweisen umfassten 

substanzielle analytische Prüfungshandlungen und Einzelfallprüfungen und 
erfolgten auf Basis des sog. risikoorientierten Prüfungsansatzes. 
 
Erbetene Aufklärungen und Nachweise wurden vollständig erbracht. Die Voll-
ständigkeit und Richtigkeit des Jahresabschlusses der Sonderrechnung wurde 
durch den für das Dezernat VII zuständigen Ersten Stadtrat mit Unterschrift 
vom 29. November 2022 festgestellt. 
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 Die komprimierte Darstellung der Bilanz und die Bilanz wurden durch den 

FBL 20 am 29. November 2022 unterschrieben. Der Prüfungsbericht wurde 
dem RPA am 21. Dezember 2022 vorgelegt. 
 

11.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 

11.2.1 Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses 
 
Der Rat der Stadt hat am 22. November 2022 den Jahresabschluss 2020 der 
Sonderrechnung mit dem Jahresabschluss 2020 der Stadt beschlossen und 
dem OBM Entlastung erteilt. 
 
Der Abschlussprüfer des Jahresabschlusses 2021 führt aus, dass die Buch-
führung den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der GoB entspricht. 
 
Die Jahresabschlussrechnungen wurden nach den entsprechenden Vorschrif-
ten der KomEinrVO i. V. m. § 128 Abs. 1 bis 3 NKomVG aufgestellt und ord-
nungsgemäß aus den Büchern der Sonderrechnung entwickelt. 
 
Der Anhang enthält die erforderlichen Erläuterungen der Bilanz und der Er-
gebnisrechnung sowie die nach § 56 KomHKVO vorgeschriebenen Angaben. 
 
Der Rechenschaftsbericht entspricht den gesetzlichen Vorschriften, steht mit 
dem Jahresabschluss im Einklang und vermittelt insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Sonderrechnung. Die nach § 57 Abs. 1 KomHKVO zu 
erwartenden möglichen finanzwirtschaftlichen Risiken für die Aufgabenerfül-
lung der Sonderrechnung von besonderer Bedeutung sind vollständig und zu-
treffend dargestellt. 
 

11.2.2 Bilanz 
 
Die Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen sind gegenüber dem Vorjahr 
unverändert. 
 
Immaterielles Vermögen 
 
Das sonstige immaterielle Vermögen umfasst insbesondere Leitungsrechte. 
Die Bewertung des immateriellen Vermögens erfolgt zu fortgeführten Anschaf-
fungswerten. 
 
Sachvermögen 
 
Das Sachvermögen setzt sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Bebaute Grundstücke und grundstücksglei-
che Rechte an bebauten Grundstücken 0 0 0 0,0 
Infrastrukturvermögen 187.554 193.158 -5.604 -2,9 
Maschinen und technische Anlagen,  
Fahrzeuge 0 0 0 0,0 
Betriebs- und Geschäftsausstattung 6 3 3 100,0 
Anlagen im Bau 1 1 0 0,0 
Summe 187.561 193.162 -5.601  
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 Das Infrastrukturvermögen umfasst insbesondere Entwässerungs- und Ab-

wasserbeseitigungsanlagen i. H. v. 187.544 TEUR (Vorjahr: 193.147 TEUR). 
 
Im Haushaltsjahr 2021 waren Korrekturen am Wiederbeschaffungszeitwert 
des Kanalnetzes insbesondere aufgrund von Ausbuchungen, Nacherfassun-
gen und nachträglichen Baujahresänderungen erforderlich. Dieses führte zu 
einer Restbuchwertminderung i. H. v. 1 TEUR (Vorjahr: 575 TEUR). Im Ge-
gensatz zu den Vorjahren konnte im Berichtsjahr keine nachträgliche Korrek-
tur der Eröffnungsbilanz gemäß § 62 KomHKVO erfolgen, da die Möglichkeit 
zur Inanspruchnahme dieser Regelung für die Sonderrechnung mit dem 
31. Dezember 2020 ausgelaufen ist. Dementsprechend hat sich die Restbuch-
wertminderung in voller Höhe ergebniswirksam im Jahresergebnis niederge-
schlagen. 
 
Die Bewertung der Zugänge angeschaffter oder hergestellter Anlagegüter er-
folgt entsprechend der Rechtsnormen des NKomVG, der KomHKVO und der 
KomEinrVO auf Basis von Anschaffungs- und Herstellungswerten. Die nach 
§ 178 Abs. 3 NKomVG verbindlich vorgeschriebene Abschreibungstabelle mit 
den Abschreibungssätzen in der Kommunalverwaltung für Niedersachsen (An-
lage 19 des RdErl. vom 4. Dezember 2006, Nds. MBl. Nr. 2/2007 S. 42 f.) wird 
grundsätzlich für die Abschreibungen zugrunde gelegt. 
 
Seit dem Vorjahr wurde bei der Sonderrechnung ein Kanalvermögen i. H. v. 
267 TEUR (Vorjahr: 16.470 TEUR) aktiviert. Die Nutzungsdauer wurde ent-
sprechend der seit 1990 angewandten Vorgehensweise auf 80 Jahre (anstatt 
75 Jahre) festgesetzt. 
 
Finanzvermögen 
 
Das Finanzvermögen setzt sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Ausleihungen 2.164 2.251 -87 -3,9 
Öffentlich-rechtliche Forderungen 2.403 3.965 -1.562 -39,4 
Privatrechtliche Forderungen 188 122 66 54,1 
Sonstige Vermögensgegenstände 1.891 1.819 72 4,0 
Summe 6.646 8.157 -1.509  

  
In 2017 wurde aufgrund der Marktsituation bei der Verzinsung vorhandener 
liquider Mittel ein Betrag i. H. v. rd. 480 TEUR an den städtischen Haushalt 
ausgeliehen. Die Rückzahlung der Beträge erfolgt halbjährlich mit festen Til-
gungsraten bis zum Jahr 2022. Zudem wurde 2020 ein Betrag i. H. v. 
2.077 TEUR an die Stadtbad Braunschweig GmbH ausgeliehen, der 2022 in 
einer Summe zurückgezahlt werden soll. 
 
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sind grundsätzlich mit ih-
rem Nominalwert bewertet worden. Einzel- und Pauschalwertberichtigungen 
wurden von den entsprechenden Forderungen abgezogen, sodass in der Bi-
lanz nur der Nettowert dargestellt wird. 
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 Bei den öffentlich-rechtlichen Forderungen wurden Einzelwertberichtigungen 

i. H. v. 69 TEUR (Vorjahr: 71 TEUR) und Pauschalwertberichtigungen i. H. v. 
23 TEUR (Vorjahr: 40 TEUR) sowie bei den sonstigen Vermögensgegenstän-
den Einzelwertberichtigungen i. H. v. 85 TEUR (Vorjahr: 85 TEUR) vorgenom-
men. 
 
Liquide Mittel 
 
Die liquiden Mittel der Sonderrechnung betragen 17.036 TEUR (Vorjahr: 
14.928 TEUR). Der Bestand der liquiden Mittel auf den Finanzmittelkonten 
stimmt mit dem ausgewiesenen Bestand der liquiden Mittel in der Finanzrech-
nung überein. 
 
Aktive Rechnungsabgrenzung 
 
Der Posten Aktive Rechnungsabgrenzung i. H. v. 2.808 TEUR (Vorjahr: 
3.003 TEUR) berücksichtigt Ausgaben, die vor dem 31. Dezember 2021 ge-
leistet wurden, aber Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag dar-
stellen. Bei der Sonderrechnung wurde der aktiven Rechnungsabgrenzung im 
Jahr 2006 ein Betrag i. H. v. 6.000 TEUR zugeführt, den der AVB im Rahmen 
des Kanalnetznutzungsvertrages für die Tilgung von Krediten oder die Finan-
zierung von Investitionen erhalten hat. Dieser Betrag aus dem Jahr 2006 redu-
ziert periodisch Beitragszahlungen der Sonderrechnung für die Dauer der 
Laufzeit des Kanalnetznutzungsvertrages bis zum 31. Dezember 2035 und 
beträgt zum 31. Dezember 2021 2.800 TEUR (Vorjahr: 3.000 TEUR). 
 
Nettoposition 
 
Die Nettoposition setzt sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Reinvermögen 35.551 35.551 0 0,0 
Rücklagen aus Investitionszuweisungen für 
nicht abnutzbare Vermögensgegenstände 39 39 0 0,0 
Sonstige Rücklagen 21.028 21.251 -223 -1,0 
Jahresergebnis 3.563 1.596 1.967 >100,0 
Sonderposten 25.079 23.444 1.635 7,0 
Summe 85.260 81.881 3.379  

  
Das Reinvermögen - nach den ab dem 1. Januar 2011 angewandten Rechts-
normen des NKomVG, der KomHKVO (vormals: GemHKVO) und der 
KomEinrVO - ist aus dem Stammkapital (256 TEUR; Vorjahr: 256 TEUR) und 
dem nicht verzinslichen Eigenkapital i. H. v. 35.295 TEUR (Vorjahr: 
35.295 TEUR) hervorgegangen. 
 
Ein Teil des ursprünglichen nicht verzinslichen Eigenkapitals wurde im Rah-
men der Umstellung auf NKR und unter Berücksichtigung der Anpassungsre-
gelungen der KomHKVO der sonstigen Rücklage zugeordnet. Mit dieser 
Rücklage sollen die Risiken der Sonderrechnung bis zum Ende des Privatisie-
rungszeitraumes vollständig abgedeckt werden. Sie wird zum Ausgleich aller 
entstehenden Verluste verwendet werden, die sich nicht aus den Ergebnis-
rücklagen abdecken lassen. 
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 Aufgrund der Regelungen in § 44 Abs. 5 Satz 2 KomHKVO wird zudem eine 

Rücklage aus Investitionszuweisungen für nicht abnutzbare Vermögensge-
genstände i. H. v. 39 TEUR ausgewiesen. 
 
Das Ergebnis des Jahres 2020 wurde entsprechend des Ratsbeschlusses 
vom 22. November 2022 in der Form übernommen, dass der nicht ausgegli-
chene Vorjahresfehlbetrag des neutralen Bereiches i. H. v. insgesamt 
223 TEUR aus der sonstigen Rücklage entnommen wurde. Zudem wurden 
1.819 TEUR dem Sonderposten Gebührenausgleich zugeführt. 
 
Die Bilanz weist betragsgleich mit der Ergebnisrechnung für 2021 ein Jahres-
ergebnis i. H. v. 3.563 TEUR (Vorjahr: 1.596 TEUR) aus. 
 
Die Sonderposten veränderten sich um 1.635 TEUR (Vorjahr: 613 TEUR). Sie 
umfassen Sonderposten für Investitionszuweisungen und -zuschüsse i. H. v. 
4.470 TEUR (Vorjahr: 4.574 TEUR), Sonderposten Gebührenausgleich i. H. v. 
13.536 TEUR (Vorjahr: 11.717 TEUR) und sonstige Sonderposten i. H. v. 
7.073 TEUR (Vorjahr: 7.153 TEUR). 
 
Schulden 
 
Die Schulden setzen sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Geldschulden 16.264 16.470 -206 -1,3 
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 828 713 115 16,1 
Sonstige Verbindlichkeiten 334 726 -392 -54,0 
Summe 17.426 17.909 -483  

  
Die Schulden der Sonderrechnung werden gemäß § 124 Abs. 4 NKomVG 
i. V. m. § 47 Abs. 7 KomHKVO mit ihrem Rückzahlungsbetrag ausgewiesen. 
 
Zur Finanzierung der bei der Sonderrechnung aktivierten Kanalbaumaßnahme 
(vgl. hierzu Sachvermögen) wurde in 2020 ein Schuldscheindarlehen in ent-
sprechender Höhe aufgenommen. Die Laufzeit beträgt analog zur Nutzungs-
dauer des entsprechenden Sachvermögens 80 Jahre. 
 
Rückstellungen 
 
Die Rückstellungen setzen sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Rückstellungen für Altersteilzeit und ähnli-
che Maßnahmen 30 25 5 20,0 
Rückstellungen für drohende Verpflichtun-
gen aus Bürgschaften, Gewährleistungen 
und anhängige Gerichtsverfahren 6 6 0 0 
Andere Rückstellungen 1.020 1.328 -308 -23,2 
Summe 1.056 1.359 -303  

  
Da die Stadt die rechtzeitige Bezahlung aller Beamten der Sonderrechnung 
sicherstellt und die Sonderrechnung sich abhängig von den jährlich gezahlten 
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 Beamtenbezügen an den Versorgungsbezügen beteiligt, sind durch die Son-

derrechnung keine Pensionsrückstellungen im Haushaltsjahr gebildet worden. 
 
Die anderen Rückstellungen berücksichtigen insbesondere die Erstattungen 
von Schmutzwassergebühren i. H. v. 430 TEUR, die erst im Folgejahr abge-
rechnet werden. Ein weiterer wesentlicher Punkt sind Rückstellungen für noch 
nicht abgerechnete Leistungen der SE|BS i. H. v. 366 TEUR. Zudem werden 
hier u. a. auch Rückstellungen für die Prüfung des Jahresabschlusses und für 
ausstehende Rechnungen ausgewiesen. 
 
Passive Rechnungsabgrenzung 
 
Der Posten Passive Rechnungsabgrenzung i. H. v. 110.969 TEUR (Vorjahr: 
118.714 TEUR) berücksichtigt Einnahmen, die vor dem 31. Dezember 2021 
eingegangen sind, aber Ertrag für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag dar-
stellen. Bei der Sonderrechnung betrifft dies im Wesentlichen das Kanalnetz-
nutzungsrecht. Der Kaufpreis für das Kanalnetznutzungsrecht i. H. v. rd. 
228.300 TEUR wurde zum Jahresabschluss 2005 der passiven Rechnungsab-
grenzung zugeführt und wird über die Laufzeit des Kanalnetznutzungsvertra-
ges (30 Jahre) aufgelöst. 
 
Der jährliche Auflösungsbetrag entspricht den dem Kanalnetznutzungsvertrag 
zugrunde liegenden Abschreibungen i. H. v. 7.734 TEUR (Vorjahr: 
7.656 TEUR), sodass sich der Bilanzansatz des Kanalnetznutzungsrechts auf 
einen Betrag i. H. v. 110.805 TEUR (Vorjahr: 118.539 TEUR) verringert. 
 

11.2.3 Ergebnisrechnung 
 
Der Haushalt soll gemäß § 110 Abs. 4 Satz 1 NKomVG in jedem Haushalts-
jahr in Planung und Rechnung ausgeglichen sein. Er ist gemäß § 110 Abs. 4 
Satz 2 NKomVG ausgeglichen, wenn der Gesamtbetrag der ordentlichen Er-
träge dem Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen und der Gesamtbe-
trag der außerordentlichen Erträge dem Gesamtbetrag der außerordentlichen 
Aufwendungen entspricht. 
 
Die Ergebnisrechnung weist für das Haushaltsjahr 2021 ein Jahresergebnis 
i. H. v. 3.563 TEUR (Vorjahr: 1.596 TEUR) aus. 
 
Das ordentliche Ergebnis beträgt 3.552 TEUR (ordentliche Erträge i. H. v. 
67.305 TEUR abzgl. ordentliche Aufwendungen i. H. v. 63.753 TEUR). Dieser 
vorgenannte Überschuss setzt sich aus einem Fehlbetrag i. H. v. 92 TEUR 
aus dem Gebührenbereich sowie einem Überschuss aus dem neutralen Be-
reich i. H. v. 3.644 TEUR zusammen. Aufgrund der Regelungen des Landes 
soll der Fehlbetrag aus dem Gebührenbereich im Rahmen des Beschlusses 
über den Jahresabschluss aus dem Sonderposten Gebührenausgleich abge-
deckt werden. Der Überschuss aus dem neutralen Bereich soll entsprechend 
§ 123 Abs. 1 NKomVG der Rücklage des ordentlichen Ergebnisses zugeführt 
werden. 
 
Das außerordentliche Ergebnis beträgt 11 TEUR (außerordentliche Erträge 
i. H. v. 15 TEUR abzgl. außerordentliche Aufwendungen i. H. v. 4 TEUR). Die-
ser Überschuss soll entsprechend § 123 Abs. 1 NKomVG der Rücklage des 
außerordentlichen Ergebnisses zugeführt werden. 
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11.2.4 Finanzrechnung 

 
In der Finanzrechnung werden gemäß § 53 KomHKVO die im Haushaltsjahr 
eingegangenen Einzahlungen und die geleisteten Auszahlungen ausgewie-
sen. 
 
Die Finanzrechnung weist für das Haushaltsjahr einen Zahlungsmittelbestand 
i. H. v. 17.036 TEUR (Vorjahr: 14.928 TEUR) aus. Dieser stimmt mit den in 
der Bilanz ausgewiesenen liquiden Mitteln überein. 
 
Die Veränderung des Zahlungsmittelbestandes resultiert ausweislich aus dem 
Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit i. H. v. 2.503 TEUR (Vorjahr:  
-638 TEUR), dem Saldo aus der Investitionstätigkeit i. H. v. -189 TEUR (Vor-
jahr: -18.476 TEUR), dem Saldo aus der Finanzierungstätigkeit i. H. v. 
-206 TEUR (Vorjahr: 16.470 TEUR) und haushaltsunwirksamen Vorgängen 
i. H. v. 0 TEUR (Vorjahr: 0 TEUR). 
 
Die Liquidität der Sonderrechnung sowie die Finanzierung der Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen waren im Berichtsjahr sichergestellt 
(§ 110 Abs. 4 Satz 3 NKomVG). 
 

11.2.5 Anhang 
 
Der Anhang enthält die erforderlichen Erläuterungen der Bilanz und der Er-
gebnisrechnung sowie die sonstigen in § 56 KomHKVO genannten Pflichtan-
gaben. Die von der Sonderrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewer-
tungsgrundsätze sind erläutert. 
 

11.2.6 Dem Anhang beizufügende Bestandteile 
 
Dem Anhang sind die in § 128 Abs. 3 NKomVG genannten Bestandteile (Re-
chenschaftsbericht, Anlagenübersicht, Forderungsübersicht, Schuldenüber-
sicht, Rückstellungsübersicht sowie eine Übersicht über die in das folgende 
Jahr zu übertragenden Haushaltsermächtigungen) beigefügt. 
 
Der Rechenschaftsbericht steht mit dem Jahresabschluss im Einklang und 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Sonderrechnung. 
Er enthält die nach § 57 KomHKVO erforderlichen Angaben und Erläuterun-
gen. Es sind keine Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem 
Schluss des Haushaltsjahres eingetreten sind, bekannt geworden. 
 

11.3 Prüfungsergebnis 
 
Der Abschlussprüfer hat den Jahresabschluss der Sonderrechnung zum 
31. Dezember 2021 geprüft und mit Datum vom 30. November 2022 einen un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerk gemäß § 322 HGB erteilt. 
 
Die ergänzende Durchsicht wesentlicher Positionen der Bilanz, der Ergebnis-
rechnung und der Finanzrechnung sowie der Aussagen im Anhang und im 
Rechenschaftsbericht hat seitens des RPA keinen Anlass für Einwendungen 
ergeben. Ergänzende Feststellungen hält das RPA nicht für erforderlich. 
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11.4 Rechenwerke des Jahresabschlusses 

 
11.4.1 Anlage 1 Bilanz 
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11.4.2 Anlage 2 Ergebnisrechnung 
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12.1 Vorbemerkungen 

 
Der optimierte Regiebetrieb Abfallwirtschaft (im Folgenden: Sonderrechnung) 
ist ein Sondervermögen der Stadt im Sinne des § 130 Abs. 1 Nr. 4 NKomVG, 
dessen Wirtschaftsführung nach § 139 Abs. 1 NKomVG selbstständig erfolgt 
und für den entsprechend der KomEinrVO eine Sonderrechnung nach den 
Bestimmungen über die Haushaltswirtschaft der Kommunen geführt wird. 
 
Für die Sonderrechnung ist unter Beachtung der entsprechenden Vorschriften 
zur Rechnungslegung des NKomVG, der KomHKVO und der KomEinrVO ein 
Jahresabschluss aufzustellen, der gesonderter Teil des Jahresabschlusses 
der Stadt ist. 
 
Gemäß § 155 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG bzw. § 4 Abs. 1 Nr. 1 RPO obliegt dem 
RPA die Prüfung des Jahresabschlusses der Sonderrechnung nach Maßgabe 
des § 156 Abs. 1 NKomVG. 
 
Die Zentrale Vergabestelle der Stadt hat für das RPA die Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft Steuerberatungsgesellschaft PKF Fasselt Partnerschaft mbB (im 
Folgenden: Abschlussprüfer) mit Datum vom 1. November 2021 mit der Prü-
fung des Jahresabschlusses 2021 beauftragt. Über das Ergebnis hat der Ab-
schlussprüfer mit Datum vom 30. November 2022 einen Bericht vorgelegt. 
 
Gegenstand der Prüfung des Abschlussprüfers waren die Buchführung und 
der aus Ergebnisrechnung, Finanzrechnung, Bilanz und Anhang bestehende 
Jahresabschluss 2022 der Sonderrechnung, einschließlich der Bestandteile, 
die dem Anhang beizufügen sind. Die Prüfung erfolgte unter Beachtung der 
entsprechenden gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung unter Beach-
tung der GoA. Die Prüfung hat sich darauf erstreckt, ob die GoB und die ent-
sprechenden gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung beachtet wor-
den sind. 
 
Ausgangspunkt der Prüfung war der Jahresabschluss der Sonderrechnung 
des vorhergehenden Haushaltsjahres. 
 
Besondere Prüfungsschwerpunkte waren im Berichtsjahr folgende Prüffelder: 
 
• Anlagevermögen, 
• Vollständigkeit der Verbindlichkeiten, 
• Vollständigkeit und Bewertung der Rückstellungen, 
• Vollständigkeit der Gebühreneinnahmen. 

 
 Die Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prüfungsnachweisen umfassten 

substanzielle analytische Prüfungshandlungen und Einzelfallprüfungen und 
erfolgten auf Basis des sog. risikoorientierten Prüfungsansatzes. 
 
Erbetene Aufklärungen und Nachweise wurden vollständig erbracht. Die Voll-
ständigkeit und Richtigkeit des Jahresabschlusses der Sonderrechnung wurde 
durch den für das Dezernat VII zuständigen Ersten Stadtrat mit Unterschrift 
vom 29. November 2022 festgestellt. 
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 Die komprimierte Darstellung der Bilanz und die Bilanz wurden vom FBL 20 

am 29. November 2022 unterschrieben. Der Prüfungsbericht wurde dem RPA 
am 21. Dezember 2022 vorgelegt. 
 

12.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 

12.2.1 Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses 
 
Der Rat der Stadt hat am 22. November 2022 den Jahresabschluss 2020 der 
Sonderrechnung mit dem Jahresabschluss 2020 der Stadt beschlossen und 
dem OBM Entlastung erteilt. 
 
Der Abschlussprüfer des Jahresabschlusses 2021 führt aus, dass die Buch-
führung den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der GoB entspricht. 
 
Die Jahresabschlussrechnungen wurden nach den entsprechenden Vorschrif-
ten der KomEinrVO i. V. m. § 128 Abs. 1 bis 3 NKomVG aufgestellt und ord-
nungsgemäß aus den Büchern der Sonderrechnung entwickelt. 
 
Der Anhang enthält die erforderlichen Erläuterungen der Bilanz und der Er-
gebnisrechnung sowie die nach § 56 KomHKVO vorgeschriebenen Angaben. 
 
Der Rechenschaftsbericht entspricht den gesetzlichen Vorschriften, steht mit 
dem Jahresabschluss im Einklang und vermittelt insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Sonderrechnung. Die nach § 57 Abs. 1 KomHKVO zu 
erwartenden möglichen finanzwirtschaftlichen Risiken für die Aufgabenerfül-
lung der Sonderrechnung von besonderer Bedeutung sind vollständig und zu-
treffend dargestellt. 
 

12.2.2 Bilanz 
 
Die Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen sind gegenüber dem Vorjahr 
unverändert. 
 
Immaterielles Vermögen 
 
Das sonstige immaterielle Vermögen beinhaltet ein Nutzungsrecht für ein mo-
biles Feuerlöschsystem. Die Bewertung des immateriellen Vermögens erfolgt 
zu fortgeführten Anschaffungswerten. 
 
Sachvermögen 
 
Das Sachvermögen setzt sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Unbebaute Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte an bebauten Grundstücken 12 22 -10 -45,5 
Infrastrukturvermögen 13.766 14.231 -465 -3,3 
Maschinen und technische Anlagen, Fahr-
zeuge 0 0 0 0,0 
Betriebs- und Geschäftsausstattung 2 3 -1 -33,3 
Summe 13.780 14.256 -476  
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 Das Infrastrukturvermögen umfasst insbesondere die Anlagegüter der Depo-

nie in Watenbüttel i. H. v. 10.866 TEUR (Vorjahr: 11.304 TEUR) und den 
Grund und Boden des Infrastrukturvermögens i. H. v. 2.513 TEUR (Vorjahr: 
2.513 TEUR). 
 
Die Bewertung der Zugänge angeschaffter oder hergestellter Anlagegüter er-
folgt entsprechend der Rechtsnormen des NKomVG, der KomHKVO und der 
KomEinrVO auf Basis von Anschaffungs- und Herstellungswerten. Die nach 
§ 178 Abs. 3 NKomVG verbindlich vorgeschriebene Abschreibungstabelle mit 
den Abschreibungssätzen in der Kommunalverwaltung für Niedersachsen (An-
lage 19 des RdErl. vom 4. Dezember 2006, Nds. MBl. Nr. 2/2007 S. 42 f.) wird 
für die Abschreibungen zugrunde gelegt. 
 
Finanzvermögen 
 
Das Finanzvermögen setzt sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Ausleihungen 15.011 11.198 3.813 34,1 
Öffentlich-rechtliche Forderungen 689 532 157 29,5 
Privatrechtliche Forderungen 51 53 -2 -3,8 
Sonstige Vermögensgegenstände 292 125 167 >100,0 
Summe 16.043 11.908 4.135  

  
Aufgrund der Marktsituation bei der Verzinsung vorhandener liquider Mittel 
wurde 2019 ein Betrag i. H. v. 6.780 TEUR innerhalb des Konzerns Stadt an 
die Stadtbad Braunschweig GmbH ausgeliehen. Von diesem Betrag wurden 
ein Teilbetrag i. H. v. 980 TEUR im Jahr 2020 sowie ein weiterer Teilbetrag 
i. H. v. 790 TEUR im Berichtsjahr zurückgezahlt. Die Ausleihung für den ver-
bleibenden Betrag wurde bis 2022 verlängert. Im Vorjahr wurde eine Auslei-
hung i. H. v. 5.400 TEUR an die Stadtbad Braunschweig GmbH begeben, die 
ursprünglich im Berichtsjahr zur Rückzahlung fällig war. Vereinbarungsgemäß 
soll sie nunmehr im Folgejahr zurückgezahlt werden. Zudem wurde eine wei-
tere Ausleihung i. H. v. 1.749 TEUR an die Stadtbad Braunschweig GmbH be-
geben, die ebenfalls im Jahr 2022 zurückgezahlt werden soll. Darüber hinaus 
wurde im Berichtsjahr ein Betrag i. H. v. 2.856 TEUR an die Braunschweiger 
Verkehrs-GmbH ausgeliehen, der bis 2031 in gleichmäßigen Raten zurückge-
zahlt werden soll. 
 
Der Anstieg der öffentlich-rechtlichen Forderungen beruht insbesondere auf 
höheren offenen Forderungen aus Gebühreneinnahmen und aus der Einlage-
rung auf Schüttfeld III. 
 
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sind grundsätzlich mit ih-
rem Nominalwert bewertet worden. Einzel- und Pauschalwertberichtigungen 
wurden von den entsprechenden Forderungen abgezogen, sodass in der Bi-
lanz nur der Nettowert dargestellt wird. 
 
Bei den öffentlich-rechtlichen Forderungen wurden Einzelwertberichtigungen 
i. H. v. 1 TEUR (Vorjahr: 1 TEUR) und Pauschalwertberichtigungen i. H. v. 
10 TEUR (Vorjahr: 6 TEUR) vorgenommen. 
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 Liquide Mittel 

 
Die liquiden Mittel der Sonderrechnung betragen 6.023 TEUR (Vorjahr: 
8.129 TEUR). Der Bestand der liquiden Mittel auf den Finanzmittelkonten 
stimmt mit dem ausgewiesenen Bestand der liquiden Mittel in der Finanzrech-
nung überein. 
 
Aktive Rechnungsabgrenzung 
 
Der Posten der aktiven Rechnungsabgrenzung i. H. v. 14 TEUR (Vorjahr: 
14 TEUR) berücksichtigt Ausgaben, die vor dem 31. Dezember 2021 geleistet 
wurden, aber Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen. 
Bei der Sonderrechnung betrifft dies die Beamtenbesoldung für Januar 2022, 
die bereits im Dezember 2021 ausgezahlt wurde. 
 
Nettoposition 
 
Die Nettoposition setzt sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Reinvermögen 2.984 2.984 0 0,0 
Sonstige Rücklagen 8.029 8.364 -335 -4,0 
Jahresergebnis -183 -316 133 42,1 
Sonderposten 5.624 5.605 19 0,3 
Summe 16.454 16.637 -183  

  
Das aufgrund der ab dem 1. Januar 2011 angewandten Rechtsnormen des 
NKomVG, der KomHKVO (vormals: GemHKVO) und der KomEinrVO aus dem 
Stammkapital und dem nicht verzinslichen Eigenkapital hervorgegangene und 
fortgeführte Reinvermögen i. H. v. 2.984 TEUR hat sich im Vergleich zum Vor-
jahr nicht verändert. 
 
Die Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses waren mit 
der Verwendung des Jahresergebnisses 2018 vollständig aufgezehrt. 
 
Die Rücklagen aus Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses waren 
mit der Verwendung des Jahresergebnisses 2019 vollständig aufgezehrt. 
 
Die sonstigen Rücklagen betragen 8.029 TEUR (Vorjahr: 8.364 TEUR) und 
dienen dem Ausgleich von zu erwartenden nicht gebührenfähigen Verlusten 
bis zum Ende der Abschreibungszeit der Deponie. Diese sonstigen Rücklagen 
veränderten sich aufgrund des Ratsbeschlusses vom 22. November 2022 zur 
Verwendung des Jahresergebnisses 2020 um -335 TEUR, da der Fehlbetrag 
des ordentlichen Ergebnisses für den neutralen Bereich i. H. v. 380 TEUR 
nicht aus dem Überschuss des außerordentlichen Ergebnisses i. H. v. 
64 TEUR vollständig abgedeckt werden konnte. 
 
Die Bilanz weist betragsgleich mit der Ergebnisrechnung für 2021 ein Jahres-
ergebnis i. H. v. -183 TEUR (Vorjahr: -316 TEUR) aus. 
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Der Sonderposten umfasst Vorträge für den Gebührenausgleich aus Kosten-
überdeckungen, die gemäß § 5 Abs. 2 Satz 3 NKAG (periodenbezogen) inner-
halb der nächsten drei Jahre auszugleichen sind und veränderte sich im Be-
richtsjahr auf Basis des Ratsbeschlusses vom 22. November 2022 zur Ver-
wendung des Jahresergebnisses 2020 um 19 TEUR (Vorjahr: 19 TEUR). 
 
Schulden 
 
Die Schulden setzen sich wie folgt zusammen: 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Verbindlichkeiten aus Krediten und Investi-
tionen 522 573 -51 -8,9 
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 254 484 -230 -47,5 
Durchlaufende Posten 7 8 -1 -12,5 
Sonstige Verbindlichkeiten 8 9 -1 -11,1 
Summe 791 1.074 -283  

  
Die Schulden der Sonderrechnung werden gemäß § 124 Abs. 4 NKomVG 
i. V. m. § 47 Abs. 7 KomHKVO mit ihrem Rückzahlungsbetrag ausgewiesen. 
 
Rückstellungen 
 
Die Rückstellungen setzen sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Rückstellungen für Altersteilzeit und ähnli-
che Maßnahmen 27 40 -13 -32,5 
Rückstellungen für Rekultivierung und 
Nachsorge geschlossener Abfalldeponien 18.296 16.277 2.019 12,4 
Rückstellung für drohende Verpflichtungen 
aus Bürgschaften, Gewährleistungen und 
anhängige Gerichtsverfahren 20 17 3 17,6 
Andere Rückstellungen 309 303 6 2,0 
Summe 18.652 16.637 2.015  

  
Da die Stadt die rechtzeitige Bezahlung aller Beamten der Sonderrechnung 
sicherstellt und die Sonderrechnung sich abhängig von den jährlich gezahlten 
Beamtenbezügen an den Versorgungsbezügen beteiligt, sind durch die Son-
derrechnung keine Pensionsrückstellungen im Haushaltsjahr gebildet worden. 
 
Die Rückstellung für Rekultivierung und Nachsorge geschlossener Abfalldepo-
nien wurde im Haushaltsjahr fortgeschrieben. Aufgrund der im Jahr 2021 ver-
wendeten Mittel für den dritten Bauabschnitt der Rekultivierung der Schüttfel-
der I, II und II a (57 TEUR) sowie der im Jahr 2021 erfolgten Zuführungen 
(2.076 TEUR) ergibt sich zum 31. Dezember 2021 ein Bestand der Rückstel-
lung i. H. v. 18.296 TEUR. Die notwendige Höhe dieser Rückstellungen ergibt 
sich aus der aktuellen Kosten- und Maßnahmenplanung. Zugeführt wurden 
rd. 1.650 TEUR aus den Abfallgebühren, rd. 4 TEUR aus den erwirtschafteten 
Zinseinnahmen und rd. 422 TEUR aus den Gebühreneinnahmen für die Einla-
gerung auf dem Schüttfeld III. 
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 Die anderen Rückstellungen berücksichtigen insbesondere die Rückstellun-

gen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen i. H. v. 138 TEUR (Vorjahr: 
161 TEUR) sowie die Rückstellungen für ausstehende Rechnungen i. H. v. 
96 TEUR (Vorjahr: 91 TEUR). Die Notwendigkeit der Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen ergibt sich aus dem Planfeststellungsbeschluss zum Schütt-
feld III der Deponie. 
 

12.2.3 Ergebnisrechnung 
 
Der Haushalt soll gemäß § 110 Abs. 4 Satz 1 NKomVG in jedem Haushalts-
jahr in Planung und Rechnung ausgeglichen sein. Er ist gemäß § 110 Abs. 4 
Satz 2 NKomVG ausgeglichen, wenn der Gesamtbetrag der ordentlichen Er-
träge dem Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen und der Gesamtbe-
trag der außerordentlichen Erträge dem Gesamtbetrag der außerordentlichen 
Aufwendungen entspricht. 
 
Die Ergebnisrechnung weist für das Haushaltsjahr 2021 ein Jahresergebnis 
i. H. v. -183 TEUR (Vorjahr: -316 TEUR) aus. 
 
Das ordentliche Ergebnis beträgt -177 TEUR (ordentliche Erträge i. H. v. 
39.771 TEUR abzgl. ordentliche Aufwendungen i. H. v. 39.948 TEUR). Dieser 
vorgenannte Fehlbetrag setzt sich aus einem Überschuss i. H. v. rd. 
218 TEUR aus dem Gebührenbereich und einem Fehlbetrag i. H. v. rd. 
395 TEUR aus dem neutralen Bereich zusammen. Da die Rücklagen des or-
dentlichen Ergebnisses sowie die Rücklagen des außerordentlichen Ergebnis-
ses vollständig aufgezehrt sind und keine Überschüsse des außerordentlichen 
Ergebnisses vorhanden sind, soll der Fehlbetrag aus dem neutralen Bereich 
durch eine Entnahme aus der sonstigen Rücklage abgedeckt werden. 
 
Das außerordentliche Ergebnis beträgt -6 TEUR (außerordentliche Erträge 
i. H. v. 1 TEUR abzgl. außerordentliche Aufwendungen i. H. v. 7 TEUR). Die-
ser Fehlbetrag soll ebenfalls in voller Höhe durch eine Entnahme aus der 
sonstigen Rücklage abgedeckt werden. 
 

12.2.4 Finanzrechnung 
 
In der Finanzrechnung werden gemäß § 53 KomHKVO die im Haushaltsjahr 
eingegangenen Einzahlungen und die geleisteten Auszahlungen ausgewie-
sen. 
 
Die Finanzrechnung weist für das Haushaltsjahr einen Zahlungsmittelbestand 
i. H. v. 6.023 TEUR (Vorjahr: 8.129 TEUR) aus. Dieser stimmt mit den in der 
Bilanz ausgewiesenen liquiden Mitteln überein. 
 
Die Veränderung des Zahlungsmittelbestandes i. H. v. rd. -2.106 TEUR (Vor-
jahr: -7.490 TEUR) resultiert ausweislich aus dem Saldo aus laufender Ver-
waltungstätigkeit i. H. v. 1.832 TEUR (Vorjahr: -2.476 TEUR), dem Saldo aus 
der Investitionstätigkeit i. H. v. -3.887 TEUR (Vorjahr: -4.963 TEUR) und dem 
Saldo aus der Finanzierungstätigkeit i. H. v. -51 TEUR (Vorjahr: -51 TEUR). 
 
Der Saldo aus der Investitionstätigkeit beinhaltet insbesondere die Auszah-
lung der Ausleihung an die Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH 
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 i. H. v. 1.749 TEUR, die Auszahlung der weiteren Ausleihung an die Braun-

schweiger Verkehrs-GmbH i. H. v. 2.856 TEUR, Auszahlungen für die Erneue-
rung der temporären Oberflächenabdichtung auf dem Schüttfeld III i. H. v. 
74 TEUR sowie die Teilrückzahlung der Ausleihung aus dem Vorjahr durch 
die Stadtbad Braunschweig GmbH i. H. v. 790 TEUR. 
 
Die Liquidität der Sonderrechnung sowie die Finanzierung der Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen waren im Berichtsjahr sichergestellt 
(§ 110 Abs. 4 Satz 3 NKomVG). 
 

12.2.5 Anhang 
 
Der Anhang enthält die erforderlichen Erläuterungen der Bilanz und der Er-
gebnisrechnung sowie die sonstigen in § 56 KomHKVO genannten Pflichtan-
gaben. Die von der Sonderrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewer-
tungsgrundsätze sind erläutert. 
 

12.2.6 Dem Anhang beizufügende Bestandteile 
 
Dem Anhang sind die in § 128 Abs. 3 NKomVG genannten Bestandteile (Re-
chenschaftsbericht, Anlagenübersicht, Forderungsübersicht, Schuldenüber-
sicht, Rückstellungsübersicht sowie eine Übersicht über die in das folgende 
Jahr zu übertragenden Haushaltsermächtigungen) beigefügt. 
 
Der Rechenschaftsbericht steht mit dem Jahresabschluss im Einklang und 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Sonderrechnung. 
Er enthält die nach § 57 KomHKVO erforderlichen Angaben und Erläuterun-
gen. Es sind keine Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem 
Schluss des Haushaltsjahres eingetreten sind, bekannt geworden. 
 

12.3 Prüfungsergebnis 
 
Der Abschlussprüfer hat den Jahresabschluss der Sonderrechnung zum 
31. Dezember 2021 geprüft und mit Datum vom 30. November 2022 einen un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerk gemäß § 322 HGB erteilt. 
 
Die ergänzende Durchsicht wesentlicher Positionen der Bilanz, der Ergebnis-
rechnung und der Finanzrechnung sowie der Aussagen im Anhang und im 
Rechenschaftsbericht hat seitens des RPA keinen Anlass für Einwendungen 
ergeben. Ergänzende Feststellungen hält das RPA nicht für erforderlich. 
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12.4 Rechenwerke des Jahresabschlusses 

 
12.4.1 Anlage 1 Bilanz 

 

 
  

Ja
hr

es
ab

sc
hl

us
s 

20
21

St
ad

t B
ra

un
sc

hw
ei

g
So

nd
er

re
ch

nu
ng

 A
bf

al
lw

irt
sc

ha
ft 

 - 
 B

ila
nz

 z
um

 3
1.

 D
ez

em
be

r 2
02

1

Ak
tiv

a
31

. D
ez

em
be

r 2
02

0
31

. D
ez

em
be

r 2
02

1
Pa

ss
iv

a
31

. D
ez

em
be

r 2
02

0
31

. D
ez

em
be

r 2
02

1
- E

ur
o 

-
- E

ur
o 

-
- E

ur
o 

-
- E

ur
o 

-

1.
 Im

m
at

er
ie

lle
s 

Ve
rm

ög
en

41
.3

00
,0

0
38

.5
00

,0
0

1.
 N

et
to

po
si

tio
n

1.
1 

Ba
si

sr
ei

nv
er

m
ög

en
2.

98
4.

15
8,

29
2.

98
4.

15
8,

29
2.

 S
ac

hv
er

m
ög

en
14

.2
55

.9
87

,0
0

13
.7

79
.5

31
,0

0
1.

2 
R

üc
kl

ag
en

8.
36

4.
30

9,
88

8.
02

9.
15

8,
49

1.
3 

Ja
hr

es
er

ge
bn

is
 m

it 
de

r A
ng

ab
e 

de
s 

Be
tra

ge
s 

de
r V

or
be

la
st

un
g

-3
15

.7
41

,2
3

-1
82

.7
85

,9
7

3.
 F

in
an

zv
er

m
ög

en
11

.9
08

.2
21

,5
9

16
.0

42
.5

73
,6

0
   

   
au

s 
H

au
sh

al
ts

re
st

en
 fü

r A
uf

w
en

du
ng

en
 *)

1.
4 

So
nd

er
po

st
en

5.
60

4.
78

7,
95

5.
62

4.
19

8,
11

4.
 L

iq
ui

de
 M

itt
el

8.
12

9.
28

4,
64

6.
02

3.
05

2,
66

16
.6

37
.5

14
,8

9
16

.4
54

.7
28

,9
2

5.
 A

kt
iv

e 
R

ec
hn

un
gs

ab
gr

en
zu

ng
13

.6
00

,7
2

13
.8

50
,9

8
2.

 S
ch

ul
de

n
2.

1 
G

el
ds

ch
ul

de
n

2.
1.

1 
 L

iq
ui

di
tä

ts
kr

ed
ite

0,
00

0,
00

2.
1.

2 
 G

el
ds

ch
ul

de
n 

(o
hn

e 
Li

qu
id

itä
ts

kr
ed

ite
)

57
2.

81
2,

00
52

1.
44

4,
00

57
2.

81
2,

00
52

1.
44

4,
00

2.
2 

Ve
rb

in
dl

ic
hk

ei
te

n 
au

s 
kr

ed
itä

hn
lic

he
n 

R
ec

ht
sg

es
ch

äf
te

n
0,

00
0,

00
2.

3 
Ve

rb
in

dl
ic

hk
ei

te
n 

au
s 

Li
ef

er
un

ge
n 

un
d 

Le
is

tu
ng

en
48

4.
27

6,
42

25
4.

39
0,

80
2.

4 
Tr

an
sf

er
ve

rb
in

dl
ic

hk
ei

te
n

0,
00

0,
00

2.
5 

So
ns

tig
e 

Ve
rb

in
dl

ic
hk

ei
te

n
16

.4
69

,7
0

14
.7

38
,9

6
50

0.
74

6,
12

26
9.

12
9,

76

3.
 R

üc
ks

te
llu

ng
en

16
.6

37
.3

20
,9

4
18

.6
52

.2
05

,5
6

4.
 P

as
si

ve
 R

ec
hn

un
gs

ab
gr

en
zu

ng
0,

00
0,

00

Bi
la

nz
su

m
m

e
34

.3
48

.3
93

,9
5

35
.8

97
.5

08
,2

4
34

.3
48

.3
93

,9
5

35
.8

97
.5

08
,2

4

*)
 d

av
on

 V
or

be
la

st
un

g 
au

s 
H

au
sh

al
ts

re
st

en
 fü

r A
uf

w
en

du
ng

en
 2

02
0 

= 
80

.0
00

,0
0 

€;
 2

02
1 

= 
20

8.
29

9,
02

 €

Br
au

ns
ch

w
ei

g,
 d

en
 2

9.
11

.2
02

2
ge

z.
 S

ch
lim

m
e

Sc
hl

im
m

e 
(F

ac
hb

er
ei

ch
sl

ei
te

r F
in

an
ze

n)



- 93 - 
 
12 FB 20 Sonderrechnung Abfallwirtschaft  
 
12.4.2 Anlage 2 Ergebnisrechnung 

 

 
  
  

Ja
hr

es
ab

sc
hl

us
s 

20
21

St
ad

t B
ra

un
sc

hw
ei

g
G

es
am

t -
 E

rg
eb

ni
sr

ec
hn

un
g 

- P
la

n-
/Is

t-V
er

gl
ei

ch
 e

in
sc

hl
ie

ßl
ic

h 
Pl

an
an

pa
ss

un
ge

n 
 S

on
de

rr
ec

hn
un

g 
Ab

fa
llw

irt
sc

ha
ft

Er
tr

äg
e 

un
d 

Au
fw

en
du

ng
en

Er
ge

bn
is

 
An

sä
tz

e
Ve

rä
nd

er
un

g
So

ns
tig

e 
Er

m
äc

ht
ig

un
ge

n
G

es
am

t-
Er

ge
bn

is
m

eh
r (

+)
20

20
20

21
du

rc
h 

N
ac

ht
ra

g
Er

m
äc

ht
ig

un
ge

n 3
)

au
s 

H
H

-V
or

ja
hr

en
er

m
äc

ht
ig

un
ge

n
20

21
w

en
ig

er
 (-

)
m

eh
r (

+)
 /

(R
es

te
)

20
21

w
en

ig
er

 (-
)

(S
p.

 8
 - 

Sp
. 7

)
- E

ur
o 

-
- E

ur
o 

-
- E

ur
o 

-
- E

ur
o 

-
- E

ur
o 

-
- E

ur
o 

-
- E

ur
o 

-
- E

ur
o 

-
1

2
3

4
5

6
7

8
9

O
rd

en
tli

ch
e 

Er
tr

äg
e

1
St

eu
er

n 
un

d 
äh

nl
ic

he
 A

bg
ab

en
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
2

Zu
w

en
du

ng
en

 u
nd

 a
llg

em
ei

ne
 U

m
la

ge
n 

1)
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
3

Au
flö

su
ng

se
rtr

äg
e 

au
s 

So
nd

er
po

st
en

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

4
So

ns
tig

e 
Tr

an
sf

er
er

trä
ge

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

5
Ö

ffe
nt

lic
h-

re
ch

tli
ch

e 
En

tg
el

te
 2

)
41

.1
95

.8
14

,0
3

40
.9

36
.5

00
,0

0
0,

00
0,

00
0,

00
40

.9
36

.5
00

,0
0

39
.5

91
.7

70
,0

6
-1

.3
44

.7
29

,9
4

6
Pr

iv
at

re
ch

tli
ch

e 
En

tg
el

te
23

.2
90

,0
0

15
.3

00
,0

0
0,

00
0,

00
0,

00
15

.3
00

,0
0

28
.3

74
,5

7
13

.0
74

,5
7

7
Ko

st
en

er
st

at
tu

ng
en

 u
nd

 K
os

te
nu

m
la

ge
n

13
9.

44
3,

50
13

3.
50

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

13
3.

50
0,

00
13

0.
00

0,
00

-3
.5

00
,0

0
8

Zi
ns

en
 u

nd
 ä

hn
lic

he
 F

in
an

ze
rtr

äg
e

17
.7

18
,7

1
5.

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
5.

00
0,

00
11

.1
54

,8
8

6.
15

4,
88

9
Ak

tiv
ie

ru
ng

sf
äh

ig
e 

Ei
ge

nl
ei

st
un

ge
n

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

10
Be

st
an

ds
ve

rä
nd

er
un

ge
n

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

11
So

ns
tig

e 
or

de
nt

lic
he

 E
rtr

äg
e

6.
65

0,
54

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

10
.3

25
,9

2
10

.3
25

,9
2

12
Su

m
m

e 
or

de
nt

lic
he

 E
rt

rä
ge

41
.3

82
.9

16
,7

8
41

.0
90

.3
00

,0
0

0,
00

0,
00

0,
00

41
.0

90
.3

00
,0

0
39

.7
71

.6
25

,4
3

-1
.3

18
.6

74
,5

7

O
rd

en
tli

ch
e 

Au
fw

en
du

ng
en

13
Pe

rs
on

al
au

fw
en

du
ng

en
58

2.
02

8,
08

75
5.

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
75

5.
00

0,
00

53
6.

80
3,

52
-2

18
.1

96
,4

8
14

Ve
rs

or
gu

ng
sa

uf
w

en
du

ng
en

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

15
Au

fw
en

du
ng

en
 fü

r S
ac

h-
 u

nd
 D

ie
ns

tle
is

tu
ng

en
2.

27
2.

01
4,

26
2.

43
1.

80
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
2.

43
1.

80
0,

00
2.

30
3.

12
9,

88
-1

28
.6

70
,1

2
16

Ab
sc

hr
ei

bu
ng

en
51

7.
65

9,
15

55
0.

00
0,

00
0,

00
2.

20
0,

00
0,

00
55

2.
20

0,
00

55
0.

16
7,

18
-2

.0
32

,8
2

17
Zi

ns
en

 u
nd

 ä
hn

lic
he

 A
uf

w
en

du
ng

en
27

.5
90

,8
6

25
.3

00
,0

0
0,

00
6.

70
0,

00
0,

00
32

.0
00

,0
0

31
.9

54
,5

7
-4

5,
43

18
Tr

an
sf

er
au

fw
en

du
ng

en
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
19

So
ns

tig
e 

or
de

nt
lic

he
 A

uf
w

en
du

ng
en

38
.3

63
.9

74
,4

4
37

.7
16

.8
00

,0
0

0,
00

-1
5.

50
0,

00
80

.0
00

,0
0

37
.7

81
.3

00
,0

0
36

.5
25

.9
64

,0
3

-1
.2

55
.3

35
,9

7
20

Su
m

m
e 

or
de

nt
lic

he
 A

uf
w

en
du

ng
en

41
.7

63
.2

66
,7

9
41

.4
78

.9
00

,0
0

0,
00

-6
.6

00
,0

0
80

.0
00

,0
0

41
.5

52
.3

00
,0

0
39

.9
48

.0
19

,1
8

-1
.6

04
.2

80
,8

2
21

O
rd

en
tli

ch
es

 E
rg

eb
ni

s 
(Z

ei
le

n 
12

 - 
20

)  
 

Ja
hr

es
üb

er
sc

hu
ss

 (+
)/J

ah
re

sf
eh

lb
et

ra
g 

(-)
-3

80
.3

50
,0

1
-3

88
.6

00
,0

0
0,

00
6.

60
0,

00
-8

0.
00

0,
00

-4
62

.0
00

,0
0

-1
76

.3
93

,7
5

28
5.

60
6,

25

Au
ße

ro
rd

en
tli

ch
e 

Er
tr

äg
e 

un
d 

Au
fw

en
du

ng
en

22
Au

ße
ro

rd
en

tli
ch

e 
Er

trä
ge

64
.6

13
,7

8
0,

00
0,

00
40

0,
00

0,
00

40
0,

00
56

5,
78

16
5,

78
23

Au
ße

ro
rd

en
tli

ch
e 

Au
fw

en
du

ng
en

5,
00

0,
00

0,
00

7.
00

0,
00

0,
00

7.
00

0,
00

6.
95

8,
00

-4
2,

00
24

Au
ße

ro
rd

en
tli

ch
es

 E
rg

eb
ni

s 
(Z

ei
le

n 
23

 - 
24

)
64

.6
08

,7
8

0,
00

0,
00

-6
.6

00
,0

0
0,

00
-6

.6
00

,0
0

-6
.3

92
,2

2
20

7,
78

25
Ja

hr
es

er
ge

bn
is

 (Z
ei

le
n 

21
 +

 2
4)

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
Ü

be
rs

ch
us

s 
(+

) F
eh

lb
et

ra
g 

(-)
-3

15
.7

41
,2

3
-3

88
.6

00
,0

0
0,

00
0,

00
-8

0.
00

0,
00

-4
68

.6
00

,0
0

-1
82

.7
85

,9
7

28
5.

81
4,

03

1)
 n

ic
ht

 fü
r I

nv
es

tit
io

ns
tä

tig
ke

it
2)

 o
hn

e 
Be

itr
äg

e 
un

d 
En

tg
el

te
 fü

r I
nv

es
tit

io
ns

tä
tig

ke
it

3)
 z

u 
de

n 
so

ns
tig

en
 E

rm
äc

ht
ig

un
ge

n 
zä

hl
en

 ü
be

r- 
od

er
 a

uß
er

pl
an

m
äß

ig
e 

Au
fw

en
du

ng
en

, z
w

ec
kg

eb
un

de
ne

 M
eh

re
rtr

äg
e 

un
d 

M
eh

ra
uf

w
en

du
ng

en
,

   
 V

er
än

de
ru

ng
en

 d
ur

ch
 In

an
sp

ru
ch

na
hm

e 
de

r e
in

se
iti

ge
n 

od
er

 g
eg

en
se

iti
ge

n 
D

ec
ku

ng
sf

äh
ig

ke
it



- 94 - 
 
12 FB 20 Sonderrechnung Abfallwirtschaft  
 
12.4.3 Anlage 3 Finanzrechnung Teil 1 

 

  Ja
hr

es
ab

sc
hl

us
s 

20
21

St
ad

t B
ra

un
sc

hw
ei

g
G

es
am

t -
 F

in
an

zr
ec

hn
un

g 
- P

la
n-

/Is
t-V

er
gl

ei
ch

 e
in

sc
hl

ie
ßl

ic
h 

Pl
an

an
pa

ss
un

ge
n 

 S
on

de
rr

ec
hn

un
g 

Ab
fa

llw
irt

sc
ha

ft

Ei
nz

ah
lu

ng
en

 u
nd

 A
us

za
hl

un
ge

n
Er

ge
bn

is
 

An
sä

tz
e

Ve
rä

nd
er

un
g 

So
ns

tig
e 

Er
m

äc
ht

ig
un

ge
n

G
es

am
t-

Er
ge

bn
is

 
m

eh
r (

+)
20

20
20

21
du

rc
h 

N
ac

ht
ra

g
Er

m
äc

ht
ig

un
ge

n 
4)

au
s 

H
H

-V
or

ja
hr

en
er

m
äc

ht
ig

un
ge

n
20

21
w

en
ig

er
 (-

)
m

eh
r (

+)
 /

(R
es

te
)

20
21

w
en

ig
er

 (-
)

(S
p.

 8
 - 

Sp
. 9

)
- E

ur
o 

-
- E

ur
o 

-
- E

ur
o 

-
- E

ur
o 

-
- E

ur
o 

-
- E

ur
o 

-
- E

ur
o 

-
- E

ur
o 

-
1

2
3

4
5

6
7

8
9

Ei
nz

ah
lu

ng
en

 a
us

 la
uf

en
de

r V
er

w
al

tu
ng

st
ät

ig
ke

it
1

St
eu

er
n 

un
d 

äh
nl

ic
he

 A
bg

ab
en

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

2
Zu

w
en

du
ng

en
 u

nd
 a

llg
em

ei
ne

 U
m

la
ge

n 
1)

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

3
So

ns
tig

e 
Tr

an
sf

er
ei

nz
ah

lu
ng

en
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
4

Ö
ffe

nt
lic

h-
re

ch
tli

ch
e 

En
tg

el
te

 2)
41

.1
58

.5
81

,9
5

39
.1

91
.8

00
,0

0
0,

00
0,

00
0,

00
39

.1
91

.8
00

,0
0

39
.4

22
.8

45
,3

7
23

1.
04

5,
37

5
Pr

iv
at

re
ch

tli
ch

e 
En

tg
el

te
 3)

20
.4

17
,9

0
15

.3
00

,0
0

0,
00

0,
00

0,
00

15
.3

00
,0

0
36

.4
49

,7
8

21
.1

49
,7

8
6

Ko
st

en
er

st
at

tu
ng

en
 u

nd
 K

os
te

nu
m

la
ge

n 
3)

13
9.

44
3,

50
13

3.
50

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

13
3.

50
0,

00
13

0.
00

0,
00

-3
.5

00
,0

0
7

Zi
ns

en
 u

nd
 ä

hn
lic

he
 E

in
za

hl
un

ge
n

19
.8

74
,9

7
5.

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
5.

00
0,

00
11

.5
08

,5
8

6.
50

8,
58

8
Ei

nz
ah

lu
ng

en
 a

us
 d

er
 V

er
äu

ße
ru

ng
 g

er
in

gw
er

tig
er

 
Ve

rm
ög

en
sg

eg
en

st
än

de
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
9

So
ns

tig
e 

ha
us

ha
lts

w
irk

sa
m

e 
Ei

nz
ah

lu
ng

en
92

,0
1

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

10
Su

m
m

e 
de

r E
in

za
hl

un
ge

n 
au

s 
la

uf
en

de
r 

Ve
rw

al
tu

ng
st

ät
ig

ke
it

41
.3

38
.4

10
,3

3
39

.3
45

.6
00

,0
0

0,
00

0,
00

0,
00

39
.3

45
.6

00
,0

0
39

.6
00

.8
03

,7
3

25
5.

20
3,

73

Au
sz

ah
lu

ng
en

 a
us

 la
uf

en
de

r V
er

w
al

tu
ng

st
ät

ig
ke

it
11

Pe
rs

on
al

au
sz

ah
lu

ng
en

55
9.

78
1,

15
75

5.
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

75
5.

00
0,

00
51

0.
32

1,
46

-2
44

.6
78

,5
4

12
Ve

rs
or

gu
ng

sa
us

za
hl

un
ge

n
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
13

Au
sz

ah
lu

ng
en

 fü
r S

ac
h-

 u
nd

 D
ie

ns
tle

is
tu

ng
en

5.
07

9.
63

9,
94

2.
28

4.
50

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

2.
28

4.
50

0,
00

41
0.

31
2,

88
-1

.8
74

.1
87

,1
2

14
Zi

ns
en

 u
nd

 ä
hn

lic
he

 A
us

za
hl

un
ge

n
28

.2
98

,6
2

25
.3

00
,0

0
0,

00
7.

40
0,

00
0,

00
32

.7
00

,0
0

32
.6

62
,3

4
-3

7,
66

15
Tr

an
sf

er
au

fw
en

du
ng

en
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
16

So
ns

tig
e 

ha
us

ha
lts

w
irk

sa
m

e 
Au

sz
ah

lu
ng

en
38

.1
46

.4
73

,3
5

37
.7

16
.8

00
,0

0
0,

00
-7

.4
00

,0
0

80
.0

00
,0

0
37

.7
89

.4
00

,0
0

36
.8

15
.4

08
,5

2
-9

73
.9

91
,4

8

17
Su

m
m

e 
de

r A
us

za
hl

un
ge

n 
au

s 
la

uf
en

de
r 

Ve
rw

al
tu

ng
st

ät
ig

ke
it

43
.8

14
.1

93
,0

6
40

.7
81

.6
00

,0
0

0,
00

0,
00

80
.0

00
,0

0
40

.8
61

.6
00

,0
0

37
.7

68
.7

05
,2

0
-3

.0
92

.8
94

,8
0

18
Sa

ld
o 

au
s 

la
uf

en
de

r V
er

w
al

tu
ng

st
ät

ig
ke

it 
   

   
   

   
  

(Z
ei

le
n 

10
 - 

17
)

-2
.4

75
.7

82
,7

3
-1

.4
36

.0
00

,0
0

0,
00

0,
00

-8
0.

00
0,

00
-1

.5
16

.0
00

,0
0

1.
83

2.
09

8,
53

3.
34

8.
09

8,
53

Ei
nz

ah
lu

ng
en

 a
us

 In
ve

st
iti

on
st

ät
ig

ke
it

19
Zu

w
en

du
ng

en
 fü

r I
nv

es
tit

io
ns

tä
tig

ke
it

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

20
Be

itr
äg

e 
u.

ä.
 E

nt
ge

lte
 fü

r I
nv

es
tit

io
ns

tä
tig

ke
it

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

21
Ve

rä
uß

er
un

g 
vo

n 
Sa

ch
ve

rm
ög

en
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
22

Ve
rä

uß
er

un
g 

vo
n 

Fi
na

nz
ve

rm
ög

en
sa

nl
ag

en
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
23

So
ns

tig
e 

In
ve

st
iti

on
st

ät
ig

ke
it

98
0.

33
2,

39
15

.0
00

.0
00

,0
0

0,
00

0,
00

0,
00

15
.0

00
.0

00
,0

0
79

1.
81

7,
49

-1
4.

20
8.

18
2,

51
24

Su
m

m
e 

de
r E

in
za

hl
un

ge
n 

au
s 

In
ve

st
iti

on
st

ät
ig

ke
it

98
0.

33
2,

39
15

.0
00

.0
00

,0
0

0,
00

0,
00

0,
00

15
.0

00
.0

00
,0

0
79

1.
81

7,
49

-1
4.

20
8.

18
2,

51

1)
 n

ic
ht

 fü
r I

nv
es

tit
io

ns
tä

tig
ke

it
2)

 o
hn

e 
Be

itr
äg

e 
u.

ä.
 E

nt
ge

lte
 fü

r I
nv

es
tit

io
ns

tä
tig

ke
it

3)
 a

uß
er

 fü
r I

nv
es

tit
io

ns
tä

tig
ke

it
4)

 z
u 

de
n 

so
ns

tig
en

 E
rm

äc
ht

ig
un

ge
n 

zä
hl

en
 ü

be
r- 

od
er

 a
uß

er
pl

an
m

äß
ig

e 
Au

sz
ah

lu
ng

en
, z

w
ec

kg
eb

un
de

ne
 M

eh
re

in
za

hl
un

ge
n 

un
d 

M
eh

ra
us

za
hl

un
ge

n,
   

 V
er

än
de

ru
ng

en
 d

ur
ch

 In
an

sp
ru

ch
na

hm
e 

de
r e

in
se

iti
ge

n 
un

d 
ge

ge
ns

ei
tig

en
 D

ec
ku

ng
sf

äh
ig

ke
it



- 95 - 
 
12 FB 20 Sonderrechnung Abfallwirtschaft  
 
 Anlage 3 Finanzrechnung Teil 2 

 

 Au
sz

ah
lu

ng
en

 a
us

 In
ve

st
iti

on
st

ät
ig

ke
it

25
Er

w
er

b 
vo

n 
G

ru
nd

st
üc

ke
n 

un
d 

G
eb

äu
de

n
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
26

Ba
um

aß
na

hm
en

54
1.

62
1,

28
62

0.
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

62
0.

00
0,

00
73

.7
80

,0
0

-5
46

.2
20

,0
0

27
Er

w
er

b 
vo

n 
be

w
eg

lic
he

m
 S

ac
hv

er
m

ög
en

1.
09

1,
74

6.
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

6.
00

0,
00

0,
00

-6
.0

00
,0

0
28

Er
w

er
b 

vo
n 

Fi
na

nz
ve

rm
ög

en
sa

nl
ag

en
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
29

Ak
tiv

ie
rb

ar
e 

Zu
w

en
du

ng
en

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

30
So

ns
tig

e 
In

ve
st

iti
on

st
ät

ig
ke

it
5.

40
0.

00
0,

00
15

.0
00

.0
00

,0
0

0,
00

0,
00

0,
00

15
.0

00
.0

00
,0

0
4.

60
5.

00
0,

00
-1

0.
39

5.
00

0,
00

31
Su

m
m

e 
de

r A
us

za
hl

un
ge

n 
au

s 
In

ve
st

iti
on

st
ät

ig
ke

it
5.

94
2.

71
3,

02
15

.6
26

.0
00

,0
0

0,
00

0,
00

0,
00

15
.6

26
.0

00
,0

0
4.

67
8.

78
0,

00
-1

0.
94

7.
22

0,
00

32
Sa

ld
o 

au
s 

In
ve

st
iti

on
st

ät
ig

ke
it 

(Z
ei

le
n 

24
 - 

31
)

-4
.9

62
.3

80
,6

3
-6

26
.0

00
,0

0
0,

00
0,

00
0,

00
-6

26
.0

00
,0

0
-3

.8
86

.9
62

,5
1

-3
.2

60
.9

62
,5

1

33
Fi

na
nz

m
itt

el
-Ü

be
rs

ch
us

s/
-F

eh
lb

et
ra

g 
   

   
   

   
   

   
 

(Z
ei

le
n 

18
 +

 3
2)

-7
.4

38
.1

63
,3

6
-2

.0
62

.0
00

,0
0

0,
00

0,
00

-8
0.

00
0,

00
-2

.1
42

.0
00

,0
0

-2
.0

54
.8

63
,9

8
87

.1
36

,0
2

Ei
n-

, A
us

za
hl

un
ge

n 
au

s 
Fi

na
nz

ie
ru

ng
st

ät
ig

ke
it

34
Ei

nz
ah

lu
ng

en
; A

uf
na

hm
e 

vo
n 

Kr
ed

ite
n 

un
d 

in
ne

re
n 

D
ar

le
he

n 
fü

r I
nv

es
tit

io
ns

tä
tig

ke
it

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

35
Au

sz
ah

lu
ng

en
; T

ilg
un

g 
vo

n 
Kr

ed
ite

n 
un

d 
R

üc
kz

ah
lu

ng
 v

on
 

in
ne

re
n 

D
ar

le
he

n 
fü

r I
nv

es
tit

io
ns

tä
tig

ke
it

51
.3

68
,0

0
51

.4
00

,0
0

0,
00

0,
00

0,
00

51
.4

00
,0

0
51

.3
68

,0
0

-3
2,

00

36
Sa

ld
o 

au
s 

Fi
na

nz
ie

ru
ng

st
ät

ig
ke

it 
(Z

ei
le

n 
34

 - 
35

)
-5

1.
36

8,
00

-5
1.

40
0,

00
0,

00
0,

00
0,

00
-5

1.
40

0,
00

-5
1.

36
8,

00
32

,0
0

37
Fi

na
nz

m
itt

el
ve

rä
nd

er
un

g 
(Z

ei
le

n 
33

 u
nd

 3
6)

-7
.4

89
.5

31
,3

6
-2

.1
13

.4
00

,0
0

0,
00

0,
00

-8
0.

00
0,

00
-2

.1
93

.4
00

,0
0

-2
.1

06
.2

31
,9

8
87

.1
68

,0
2

H
au

sh
al

ts
un

w
irk

sa
m

e 
Ei

n-
 u

nd
 A

us
za

hl
un

ge
n 

(u
.a

. G
el

da
nl

ag
en

, L
iq

ui
di

tä
ts

kr
ed

ite
)

38
H

au
sh

al
ts

un
w

irk
sa

m
e 

Ei
nz

ah
lu

ng
en

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

39
H

au
sh

al
ts

un
w

irk
sa

m
e 

Au
sz

ah
lu

ng
en

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

40
Sa

ld
o 

au
s 

ha
us

ha
lts

un
w

irk
sa

m
en

 V
or

gä
ng

en
   

   
   

 
(Z

ei
le

n 
38

 u
nd

 3
9)

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

0,
00

Fi
na

nz
m

itt
el

be
st

an
d 

(L
iq

ui
de

 M
itt

el
)

41
Za

hl
un

gs
m

itt
el

be
st

an
d 

zu
 B

eg
in

n 
de

s 
Ja

hr
es

15
.6

18
.8

16
,0

0
8.

12
9.

28
4,

64
8.

12
9.

28
4,

64
8.

12
9.

28
4,

64

42
Za

hl
un

gs
m

itt
el

be
st

an
d 

am
 E

nd
e 

de
s 

Ja
hr

es
   

   
   

(S
um

m
e 

Ze
ile

n 
37

, 4
0 

un
d 

41
)

8.
12

9.
28

4,
64

6.
01

5.
88

4,
64

5.
93

5.
88

4,
64

6.
02

3.
05

2,
66

87
.1

68
,0

2

4)
 z

u 
de

n 
so

ns
tig

en
 E

rm
äc

ht
ig

un
ge

n 
zä

hl
en

 ü
be

r- 
od

er
 a

uß
er

pl
an

m
äß

ig
e 

Au
sz

ah
lu

ng
en

, z
w

ec
kg

eb
un

de
ne

 M
eh

re
in

za
hl

un
ge

n 
un

d 
M

eh
ra

us
za

hl
un

ge
n,

   
 V

er
än

de
ru

ng
en

 d
ur

ch
 In

an
sp

ru
ch

na
hm

e 
de

r e
in

se
iti

ge
n 

un
d 

ge
ge

ns
ei

tig
en

 D
ec

ku
ng

sf
äh

ig
ke

it



- 96 - 
 
13 FB 65 Sonderrechnung Hochbau und Gebäudemanagement  
 

 

13.1 Vorbemerkungen 
 
Der optimierte Regiebetrieb FB 65 Hochbau und Gebäudemanagement (im 
Folgenden: Sonderrechnung) ist ein Sondervermögen der Stadt im Sinne des 
§ 130 Abs. 1 Nr. 4 NKomVG, dessen Wirtschaftsführung nach § 139 
Abs. 1 NKomVG selbstständig erfolgt und für den entsprechend der  
KomEinrVO eine Sonderrechnung nach den Bestimmungen über die Haus-
haltswirtschaft der Kommunen geführt wird. 
 
Für die Sonderrechnung ist unter Beachtung der entsprechenden Vorschriften 
zur Rechnungslegung des NKomVG, der KomHKVO und der KomEinrVO ein 
Jahresabschluss aufzustellen, der gesonderter Teil des Jahresabschlusses 
der Stadt ist. 
 
Gemäß § 155 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG bzw. § 4 Abs. 1 Nr. 1 RPO obliegt dem 
RPA die Prüfung des Jahresabschlusses der Sonderrechnung nach Maßgabe 
des § 156 Abs. 1 NKomVG. 
 
Die Zentrale Vergabestelle der Stadt hat für das RPA die Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft Friedrichs & Partner mbB (im Folgenden: Abschlussprüfer) mit 
Datum vom 2. November 2021 mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2021 
beauftragt. Über das Ergebnis hat der Abschlussprüfer mit Datum vom 30. No-
vember 2022 einen Bericht vorgelegt. 
 
Gegenstand der Prüfung des Abschlussprüfers waren die Buchführung und 
der aus Ergebnisrechnung, Finanzrechnung, Bilanz und Anhang bestehende 
Jahresabschluss 2021 der Sonderrechnung, einschließlich der Bestandteile, 
die dem Anhang beizufügen sind. Die Prüfung erfolgte unter Beachtung der 
entsprechenden gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung unter Beach-
tung der GoA. Die Prüfung hat sich darauf erstreckt, ob die GoB und die ent-
sprechenden gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung beachtet wor-
den sind. 
 
Ausgangspunkt der Prüfung war der Jahresabschluss der Sonderrechnung 
des vorhergehenden Haushaltsjahres. 
 
Besondere Prüfungsschwerpunkte waren im Berichtsjahr folgende Prüffelder: 
 
 Forderungen/Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt, 
 Rückstellungen, 
 Vorräte, 
 Wesentliche Aufwandsposten der Ergebnisrechnung. 

 
 Die Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prüfungsnachweisen umfassten 

substanzielle analytische Prüfungshandlungen und Einzelfallprüfungen und 
erfolgten auf Basis des sog. risikoorientierten Prüfungsansatzes. 
 
Erbetene Aufklärungen und Nachweise wurden vollständig erbracht. Die Voll-
ständigkeit und Richtigkeit des Jahresabschlusses der Sonderrechnung wurde 
durch den für das Dezernat VIII zuständigen Stadtrat mit Unterschrift vom 
30. November 2022 festgestellt. 
 
Die komprimierte Darstellung der Bilanz und die Bilanz wurden durch den 
FBL 65 am 30. November 2022 unterschrieben. Der Prüfungsbericht wurde 
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dem RPA am 5. Januar 2023 vorgelegt. 
 

13.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 

13.2.1 Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses 
 
Der Rat der Stadt hat am 22. November 2022 den Jahresabschluss 2020 der 
Sonderrechnung mit dem Jahresabschluss 2020 der Stadt beschlossen und 
dem OBM Entlastung erteilt. 
 
Der Abschlussprüfer des Jahresabschlusses 2021 führt aus, dass die Buch-
führung den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der GoB entspricht. 
 
Die Jahresabschlussrechnungen wurden nach den entsprechenden Vorschrif-
ten der KomEinrVO i. V. m. § 128 Abs. 1 bis 3 NKomVG aufgestellt und ord-
nungsgemäß aus den Büchern der Sonderrechnung entwickelt. 
 
Der Anhang enthält die erforderlichen Erläuterungen der Bilanz und der Er-
gebnisrechnung sowie die sonstigen in § 56 KomHKVO genannten Angaben. 
 
Der Rechenschaftsbericht entspricht den gesetzlichen Vorschriften und steht 
mit dem Jahresabschluss im Einklang und vermittelt insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Sonderrechnung. Die nach § 57 Abs. 1 KomHKVO 
zu erwartenden möglichen finanzwirtschaftlichen Risiken für die Aufgabener-
füllung der Sonderrechnung von besonderer Bedeutung sind vollständig und 
zutreffend dargestellt. 
 

13.2.2 Bilanz 
 
Die Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen sind gegenüber dem Vorjahr 
unverändert. 
 
Immaterielles Vermögen 
 
Das sonstige immaterielle Vermögen umfasst EDV-Lizenzen. Die Bewertung 
des immateriellen Vermögens erfolgt zu fortgeführten Anschaffungswerten. 
 
Sachvermögen 
 
Das Sachvermögen setzt sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Maschinen und technische Anlagen, Fahr-
zeuge 225 196 29 15,3 
Betriebs- und Geschäftsausstattung 112 167 -55 -32,9 
Vorräte 1.812 968 844 87,2 
Summe 2.149 1.331 818  

  
Die Bewertung der Zugänge angeschaffter oder hergestellter Anlagegüter er-
folgt entsprechend der Rechtsnormen des NKomVG, der KomHKVO und der 
KomEinrVO auf Basis von Anschaffungs- und Herstellungswerten. 
 
Die nach § 178 Abs. 3 NKomVG verbindlich vorgeschriebene Abschreibungs-
tabelle mit den Abschreibungssätzen in der Kommunalverwaltung für Nieder-
sachsen (Anlage 19 des RdErl. vom 4. Dezember 2006, Nds. MBl. Nr. 2/2007 



- 98 - 
 
13 FB 65 Sonderrechnung Hochbau und Gebäudemanagement  
 

 

S. 42 f) wird für die Abschreibungen zugrunde gelegt. 
 
Die teilfertigen Leistungen der Sonderrechnung werden unter der Position 
Vorräte abgebildet. 
 
Finanzvermögen 
 
Das Finanzvermögen setzt sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Privatrechtliche Forderungen 24.434 21.747 2.687 12,4 
Sonstige Vermögensgegenstände 0 4 -4 -100,0 
Summe 24.434 21.751 2.683  

  
Das Finanzvermögen umfasst insbesondere privatrechtliche Forderungen aus 
Vermietung und Verpachtung gegenüber diversen Liegenschaftsnutzern der 
Stadt sowie Forderungen aus Lieferungen und Leistungen für Bauprojekte, die 
im Auftrag der Stadt von der Sonderrechnung ausgeführt wurden. Die privat-
rechtlichen Forderungen sind im Vergleich zum Vorjahr gestiegen, da insbe-
sondere noch ausstehende Rechnungen und Honorare zum Bilanzstichtag 
nicht in voller Forderungshöhe durch die Stadt beglichen wurden. Die Forde-
rungen und die sonstigen Vermögensgegenstände sind grundsätzlich mit ih-
rem Nominalwert bewertet worden und haben Restlaufzeiten von jeweils bis 
zu einem Jahr. Bei den Forderungen wurden Wertberichtigungen i. H. v. 
36 TEUR (Vorjahr: 35 TEUR) vorgenommen. 
 
Liquide Mittel 
 
Die liquiden Mittel der Sonderrechnung betragen rd. 0 TEUR (Vorjahr: 
0 TEUR). Der Bestand der liquiden Mittel auf den Finanzmittelkonten stimmt 
mit dem ausgewiesenen Bestand der liquiden Mittel in der Finanzrechnung 
überein. 
 
Aktive Rechnungsabgrenzung 
 
Der Posten der aktiven Rechnungsabgrenzung i. H. v. 133 TEUR (Vorjahr: 
129 TEUR) berücksichtigt Ausgaben, die vor dem 31. Dezember 2021 geleis-
tet wurden, aber Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen. 
Bei der Sonderrechnung betrifft dieses insbesondere die Beamtenbesoldung 
für Januar 2022, die bereits im Dezember 2021 ausgezahlt wurde, sowie War-
tungskosten für IT-Programme. 
 
Nettoposition 
 
Die Nettoposition setzt sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Rücklagen aus Überschüssen des ordentli-
chen Ergebnisses 1.645 1.811 -166 -9,2 
Rücklagen aus Überschüssen des außeror-
dentlichen Ergebnisses 1.369 464 905 >100,0 
Jahresergebnis 2.645 739 1.906 >100,0 
Summe 5.659 3.014 2.645  
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 Entsprechend dem Ratsbeschluss vom 22. November 2022 über die Verwen-
dung des Jahresergebnisses 2020 wurde der Fehlbetrag des ordentlichen Er-
gebnisses i. H. v. 166 TEUR den Rücklagen aus Überschüssen des ordentli-
chen Ergebnisses entnommen und der Überschuss des außerordentlichen Er-
gebnisses i. H. v. 905 TEUR den Rücklagen aus Überschüssen des außeror-
dentlichen Ergebnisses zugeführt. 
 
Die Bilanz weist betragsgleich mit der Ergebnisrechnung für 2021 ein Jahres-
ergebnis i. H. v. 2.645 TEUR (Vorjahr: 739 TEUR) aus. 
 
Schulden 
 
Die Schulden setzen sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 4.161 5.144 -983 -19,1 
Sonstige Verbindlichkeiten 837 171 666 >100,0 
Summe 4.998 5.315 -317  

  
Die Schulden der Sonderrechnung werden gemäß § 124 Abs. 4 NKomVG 
i. V. m. § 47 Abs. 7 KomHKVO zum Rückzahlungsbetrag ausgewiesen und 
haben eine Restlaufzeit von bis zu einem Jahr. 
 
Die ausgewiesenen Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen bein-
halten hauptsächlich Leistungen aus Bauprojekten, die im Auftrag der Stadt 
von der Sonderrechnung ausgeführt wurden. 
 
Die sonstigen Verbindlichkeiten beinhalten u. a. durchlaufende Posten. Dies 
sind im Wesentlichen Abrechnungen aus Bauprojekten in Zusammenhang mit 
Sanierungsträgern, die der Stadt weiterbelastet und als Forderungen ausge-
wiesen werden. 
 
Rückstellungen 
 
Die Rückstellungen setzen sich wie folgt zusammen: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR TEUR TEUR % 
Rückstellung für unterlassene  
Instandhaltung 2.331 2.932 -601 -20,5 
Andere Rückstellungen 13.900 12.095 1.805 14,9 
Summe 16.231 15.027 1.204  

  
Da die Stadt die rechtzeitige Bezahlung aller Beamten der Sonderrechnung 
sicherstellt und die Sonderrechnung sich abhängig von den jährlich gezahlten 
Beamtenbezügen an den Versorgungsbezügen beteiligt, sind durch die Son-
derrechnung keine Pensionsrückstellungen im Haushaltsjahr gebildet worden. 
 
Die Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung beinhalten Maßnahmen 
zur Instandhaltung, die in den folgenden drei Haushaltsjahren nachgeholt wer-
den sollen. 
 
Die anderen Rückstellungen betreffen insbesondere Rückstellungen für aus-
stehende Rechnungen aus Lieferungen und Leistungen für Baumaßnahmen 
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der Stadt i. H. v. 12.521 TEUR (Vorjahr: 10.603 TEUR) sowie für Urlaubsver-
pflichtungen, Überstunden und leistungsorientierte Bezahlung. 
 

13.2.3 Ergebnisrechnung 
 
Der Haushalt soll gemäß § 110 Abs. 4 Satz 1 NKomVG in jedem Haushalts-
jahr in Planung und Rechnung ausgeglichen sein. Er ist gemäß § 110 Abs. 4 
Satz 2 NKomVG ausgeglichen, wenn der Gesamtbetrag der ordentlichen Er-
träge dem Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen und der Gesamtbe-
trag der außerordentlichen Erträge dem Gesamtbetrag der außerordentlichen 
Aufwendungen entspricht. 
 
Die Ergebnisrechnung weist für das Haushaltsjahr 2021 ein Jahresergebnis 
i. H. v. 2.645 TEUR (Vorjahr: 739 TEUR) aus. 
 
Das ordentliche Ergebnis beträgt 2.249 TEUR (ordentliche Erträge i. H. v. 
94.362 TEUR abzgl. ordentliche Aufwendungen i. H. v. 92.113 TEUR). Das 
außerordentliche Ergebnis beträgt 396 TEUR (außerordentliche Erträge 
i. H. v. 396 TEUR abzgl. außerordentliche Aufwendungen i. H. v. 0 TEUR). 
Diese Überschüsse des ordentlichen sowie des außerordentlichen Ergebnis-
ses sind gemäß § 110 Abs. 6 Satz 2 NKomVG den Rücklagen aus Über-
schüssen des ordentlichen bzw. des außerordentlichen Ergebnisses zuzufüh-
ren. 
 

13.2.4 Finanzrechnung 
 
In der Finanzrechnung werden gemäß § 53 KomHKVO die im Haushaltsjahr 
eingegangenen Einzahlungen und die geleisteten Auszahlungen ausgewie-
sen. 
 
Die Finanzrechnung weist für das Haushaltsjahr einen Zahlungsmittelbestand 
i. H. v. rd. 0 TEUR (Vorjahr: 0 TEUR) aus. Dieser stimmt mit den in der Bilanz 
ausgewiesenen liquiden Mitteln überein. 
 
Die Veränderung des Zahlungsmittelbestandes resultiert ausweislich aus dem 
Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit i. H. v. 2.994 TEUR (Vorjahr: 
452 TEUR), dem Saldo aus der Investitionstätigkeit i. H. v. -140 TEUR (Vor-
jahr: -177 TEUR), dem Saldo aus der Finanzierungstätigkeit i. H. v. 0 TEUR 
(Vorjahr: 0 TEUR) und dem Saldo aus haushaltsunwirksamen Vorgängen 
i. H. v. -2.854 TEUR (Vorjahr: -275 TEUR). 
 
Die Liquidität der Sonderrechnung sowie die Finanzierung der Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen waren im Berichtsjahr sichergestellt 
(§ 110 Abs. 4 Satz 3 NKomVG). 
 

13.2.5 Anhang 
 
Der Anhang enthält die erforderlichen Erläuterungen der Bilanz und der Er-
gebnisrechnung sowie die sonstigen in § 56 KomHKVO genannten Pflichtan-
gaben. Die von der Sonderrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewer-
tungsgrundsätze sind erläutert. 
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13.2.6 Dem Anhang beizufügende Bestandteile 
 
Dem Anhang sind die in § 128 Abs. 3 NKomVG genannten Bestandteile (Re-
chenschaftsbericht, Anlagenübersicht, Forderungsübersicht, Schuldenüber-
sicht, Rückstellungsübersicht sowie eine Übersicht über die in das folgende 
Jahr zu übertragenden Haushaltsermächtigungen) beigefügt. 
 
Der Rechenschaftsbericht steht mit dem Jahresabschluss im Einklang und 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Sonderrechnung. 
Er enthält die nach § 57 KomHKVO erforderlichen Angaben und Erläuterun-
gen. Es sind keine Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem 
Schluss des Haushaltsjahres eingetreten sind, bekannt geworden. 
 

13.3 Prüfungsergebnis 
 
Der Abschlussprüfer hat den Jahresabschluss der Sonderrechnung zum 
31. Dezember 2021 geprüft und mit Datum vom 20. November 2022 einen un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerk gemäß § 322 HGB erteilt. 
 
Die ergänzende Durchsicht wesentlicher Positionen der Bilanz, der Ergebnis-
rechnung und der Finanzrechnung sowie der Aussagen im Anhang und im 
Rechenschaftsbericht hat seitens des RPA keinen Anlass für Einwendungen 
ergeben. Ergänzende Feststellungen hält das RPA nicht für erforderlich. 
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13.4 Rechenwerke des Jahresabschlusses 
 

13.4.1 Anlage 1 Bilanz 
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13.4.2 Anlage 2 Ergebnisrechnung 
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14 Sondervermögen Pensionsfonds der Stadt Braunschweig  
 
14.1 Vorbemerkungen 

 
Aufgrund des § 1 der Satzung zur Errichtung und Verwaltung des „Pensions-
fonds der Stadt Braunschweig“ vom 5. Oktober 1999 ist bei der Stadt der 
rechtlich unselbstständige Pensionsfonds der Stadt Braunschweig (im Folgen-
den: Pensionsfonds) als Sondervermögen nach § 130 Abs. 1 Nr. 5 NKomVG 
zur Finanzierung künftiger Versorgungslasten ihrer Beamtinnen und Beamten 
errichtet worden. 
 
Da für den Pensionsfonds ein besonderer Haushaltsplan aufgestellt und eine 
entsprechende Sonderrechnung geführt werden, sind die Vorschriften der 
Haushaltswirtschaft des NKomVG anzuwenden (vgl. § 130 Abs. 4 NKomVG). 
Dementsprechend hat die Stadt für den Pensionsfonds für jedes Haushalts-
jahr einen Jahresabschluss im Sinne des § 128 Abs. 1 bis 3 NKomVG aufzu-
stellen. 
 
Die Buchführung und die Aufstellung des Jahresabschlusses des Pensions-
fonds nach den für nds. Kommunen geltenden Vorschriften liegen in der Ver-
antwortung des OBM der Stadt. 
 
Die Prüfung des Jahresabschlusses des Pensionsfonds seitens des RPA er-
folgte entsprechend § 155 Abs. 1 Nr. 1 und § 156 Abs. 1 Satz 1 NKomVG 
i. V. m. § 130 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 4 NKomVG. 
 
Gegenstand der Prüfung waren die Buchführung und der Jahresabschluss 
zum 31. Dezember 2021 des Pensionsfonds. 
 
Die Prüfung der Buchführung und des Jahresabschlusses des Pensionsfonds 
erstreckte sich darauf, ob die für die Rechnungslegung geltenden gesetzlichen 
Vorschriften des NKomVG und der KomHKVO eingehalten worden sind. 
 
Die Prüfung umfasst - soweit zutreffend - insgesamt die Beurteilung der ange-
wandten Ansatz-, Bewertungs-, Ausweis-, Gliederungs-, Angabe- und Be-
richtsgrundsätze. 
 
Die Prüfung wurde entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen und in An-
lehnung an die GoA durchgeführt. Nach diesen Grundsätzen ist die Prüfung 
so zu planen und durchzuführen, dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt 
werden kann, ob die Buchführung und der Jahresabschluss des Pensions-
fonds frei von wesentlichen Mängeln sind. Die Zielsetzung der Prüfung ent-
sprechend § 155 Abs. 3 NKomVG erfordert regelmäßig keine lückenlose Prü-
fung, d. h. Nachweise für die Angaben in der Buchführung und im Jahresab-
schluss des Pensionsfonds werden im Wesentlichen auf der Basis von Stich-
proben beurteilt. 
 
Die für die Prüfung erbetenen Aufklärungen und Nachweise sind vollständig 
erbracht worden. Der zuständige Dezernent hat die Vollständigkeit und Rich-
tigkeit des Jahresabschlusses des Pensionsfonds für das Haushaltsjahr 2021 
mit Unterschrift vom 18. September 2024 festgestellt. 
 

  



- 107 - 
 
14 Sondervermögen Pensionsfonds der Stadt Braunschweig  
 
14.2 Feststellungen und Erläuterungen 

 
Der Rat der Stadt hat am 22 November 2022 den Vorjahresabschluss des 
Pensionsfonds zum 31. Dezember 2020 beschlossen. 
 
Der vollständige Jahresabschluss des Pensionsfonds zum 31 Dezember 2021 
ging am 24. September 2024 beim RPA ein. 
 
Die wesentliche Grundlage der Prüfung des Jahresabschlusses war die Buch-
führung des Pensionsfonds. Die Buchführung des Pensionsfonds wird mit der 
Finanzwesensoftware SAP ERP 6.08 geführt und entspricht nach den im Rah-
men der Prüfung gewonnenen Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften 
einschließlich den GoB. 
 
Der Jahresabschluss des Pensionsfonds wurde ordnungsgemäß unmittelbar 
aus der Buchführung des Pensionsfonds abgeleitet. Die entsprechend anzu-
wendenden gesetzlichen Ansatz-, Bewertungs- und Gliederungsvorschriften 
des NKomVG und der KomHKVO wurden bis auf die Beanstandung unter 
Tz. 14.3 beachtet. Der Jahresabschluss enthält die gesetzlich geforderten An-
gaben. Die Erläuterungen zur Ergebnisrechnung und zur Finanzrechnung be-
finden sich im Rechenschaftsbericht. 
 
Als Grundlage für den im § 54 KomHKVO geforderten Plan-Ist-Vergleich 
diente die am 23. März 2021 vom Rat beschlossene und durch den OBM mit 
diesem Datum unterschriebene Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021, 
die gemäß Schreiben der Kommunalaufsichtsbehörde vom 29. Juli 2021 be-
stätigt wurde und gemäß Verfügung des FB 20 vom 10. August 2021 am 
14. August 2021 wirksam geworden ist (§ 112 Abs. 3 Satz 1 
Halbs. 1 NKomVG). 
 
Der Pensionsfonds erhielt im Berichtsjahr, wie im Haushaltsplan 2021 veran-
schlagt, keine Zuwendungen und allgemeine Umlagen (Vorjahr: 0 TEUR). Im 
Haushaltsjahr 2021 wurden Zinserträge und ähnliche Finanzerträge i. H. v. 
54 TEUR (Vorjahr: 180 TEUR) sowie sonstige ordentliche Erträge nach dem 
Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag i. H. v. 1.172 TEUR (Vorjahr: 
1.293 TEUR) erzielt. Die Summe der ordentlichen Erträge betrug 1.226 TEUR 
(Vorjahr: 1.473 TEUR). Der Mehrertrag i. H. v. 377 TEUR gegenüber dem An-
satz i. H. v. 849 TEUR ergibt sich im Wesentlichen aus um 372 TEUR höhe-
ren Erträgen im Zusammenhang mit Abfindungszahlungen für 10 aufgenom-
mene Beamtinnen und Beamte nach dem Versorgungslastenteilungs-Staats-
vertrag. 
 
Die sonstigen ordentlichen Aufwendungen betrugen im Berichtsjahr 
684 TEUR (Vorjahr: 895 TEUR). Diese sind bei den sonstigen Personalauf-
wendungen entstanden. Für 15 Beamtinnen und Beamte, die aus dem Pensi-
onsfonds ausgeschieden sind, hat die Stadt pauschale Abfindungen im Haus-
haltsjahr 2021 leisten müssen. Nach § 3 Abs. 3 der Satzung zur Errichtung 
und Verwaltung des Pensionsfonds sind diese Mittel dem Sondervermögen zu 
entnehmen. 
 
Das Jahresergebnis beläuft sich damit auf 542 TEUR (Vorjahr: 578 TEUR). 
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14 Sondervermögen Pensionsfonds der Stadt Braunschweig  
 
 Aufgrund von in 2021 neu vergebenen Konzerndarlehen und einer höheren 

Liquiditätszuführung zum Cashpool der Stadt Braunschweig ergibt sich zum 
31. Dezember 2021 ein Bestand an liquiden Mitteln i. H. v. 107 TEUR (Vor-
jahr: 3.035 TEUR) und ein Finanzvermögen i. H. v. 58.043 TEUR (Vorjahr: 
54.667 TEUR). 
 
In der Summe ergibt sich ein Gesamtvermögen i. H. v. 58.150 TEUR (Vorjahr: 
57.703 TEUR), das in der Bilanz zum 31. Dezember 2021 ausschließlich 
durch die Nettoposition i. H. v. 58.150 TEUR (Vorjahr: 57.608 TEUR) finan-
ziert ist. 
 

14.3 Prüfungsergebnis 
 
Bis auf die folgenden Bemerkungen haben sich im Rahmen der Prüfung keine 
weiteren Anhaltspunkte für wesentliche Bemerkungen ergeben: 
 

B Die Fristen nach § 129 Abs. 1 Satz 1 Halbs.1 NKomVG, wonach der Jahres-
abschluss innerhalb von drei Monaten nach Ende des Haushaltsjahres aufzu-
stellen ist, sowie nach § 129 Abs. 1 Satz 3 NKomVG, wonach der Rat über die 
Abschlüsse und die entsprechenden Entlastungen des OBM bis spätestens 
zum 31. Dezember des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres beschließt, 
wurden nicht eingehalten. 
 

B Die Frist nach § 114 Abs. 1 Satz 2 NKomVG, wonach die vom Rat beschlos-
sene Haushaltssatzung mit ihren Anlagen der Kommunalaufsichtsbehörde 
spätestens einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres vorgelegt werden 
soll, wurde nicht eingehalten. 
 
Nach dem abschließenden Ergebnis der Prüfung trifft das RPA als zuständige 
örtliche Prüfungseinrichtung des Pensionsfonds im Sinne des NKomVG für die 
Buchführung und den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 in der dem 
RPA vorgelegten Fassung folgende Prüfungsaussage: 
 
Nach Überzeugung des RPA vermittelt der Jahresabschluss des Pensions-
fonds zum 31. Dezember 2021 unter Beachtung der GoB ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Ertrags- und Fi-
nanzlage des Pensionsfonds. 
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14 Sondervermögen Pensionsfonds der Stadt Braunschweig  
 
14.4 Rechenwerke des Jahresabschlusses 

 
14.4.1 Anlage 1 Bilanz 
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14 Sondervermögen Pensionsfonds der Stadt Braunschweig  
 
14.4.2 Anlage 2 Ergebnisrechnung 
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14 Sondervermögen Pensionsfonds der Stadt Braunschweig  
 
14.4.3 Anlage 3 Finanzrechnung Teil 1 
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 Anlage 3 Finanzrechnung Teil 2 
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15 Vergaben   
 
15.1 Vorbemerkungen 

 
Gemäß § 155 Abs. 1 Nr. 5 NKomVG und § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 RPO obliegt 
dem RPA auch die Prüfung von Vergaben vor Auftragserteilung, einschließlich 
der Prüfung von Vergaben vor Auftragserteilung der Sondervermögen nach 
§ 130 Abs. 1 Nr. 4 NKomVG. 
 
Darüber hinaus ist mit Vereinbarung vom 1. Juli 2015 zwischen dem RPA und 
dem Klinikum geregelt worden, dass auch Vergaben des Klinikums oberhalb 
bestimmter Wertgrenzen vom RPA geprüft werden. Diese Vereinbarung wird 
durch den Vertrag des Klinikums mit dem RPA vom 9. November 2023 bzw. 
13. November 2023 mit Wirkung zum 1. Januar 2024 ersetzt. Die Wertgren-
zen betragen zurzeit für Vergaben im Baubereich und im Liefer- und Dienst-
leistungsbereich gemäß dem gültigen EU-Schwellenwert (netto) für Bauleis-
tungen 5.350 TEUR und für Liefer- und Dienstleistungen 214 TEUR, für Nach-
tragsangebote 30 TEUR und für Verträge mit freiberuflich Tätigen 50 TEUR. 
 
Gegenstand der Prüfung sind die seitens der Verwaltung gemäß SDA II 10/06 
(Dienstanweisung für das Beschaffungs- und Vergabewesen) Ziffer 4.1 und 
des Klinikums vorzulegenden Vergaben. Geprüft wird die Einhaltung der für 
die Vergabe von Aufträgen und den Abschluss von Verträgen maßgebenden 
Vorschriften und sie ergänzende Bestimmungen. Es wird auf die SDA II 10/06 

B Ziffer 2.1 verwiesen. Die SDA II 10/06 mit dem Stand Januar 2016 bedarf drin-
gend einer Überarbeitung und Anpassung an sich inzwischen geänderte Vor-
schriften. 
 
Wesentliche Prüfkriterien sind insbesondere die Einhaltung 
 
• der Haushaltsgrundsätze im Sinne des § 110 Abs. 2 NKomVG (sparsame 

und wirtschaftliche Haushaltsführung), 
• der Prinzipien des Vergaberechts (Wirtschaftlichkeitsgrundsatz, d. h. Zu-

schlag auf das wirtschaftlichste Angebot, Wettbewerbsgrundsatz und 
Transparenzgebot sowie Diskriminierungsverbot bzw. Gleichbehand-
lungsgrundsatz, Gebot der Förderung mittelständischer Interessen, d. h. 
Pflicht zur Losaufteilung, Vergabe an fachkundige, leistungsfähige, zuver-
lässige und gesetzestreue Unternehmen) und 

• der Vorgaben für die ordnungsmäßige Abwicklung der Vergabeverfahren 
(Verfahrensgrundsätze und Verfahrensablauf). 
 

 Entsprechend dieser Vorgaben sehen die vergaberechtlichen Vorschriften die 
Öffentliche Ausschreibung und die Beschränkte Ausschreibung mit Teilnah-
mewettbewerb als Regelfall vor, wenn nicht die Eigenart der Leistung, die Na-
tur des Geschäfts oder besondere Umstände eine Ausnahme hiervon rechtfer-
tigen. Der Verzicht auf die vorgenannten Vergabeverfahren und die Durchfüh-
rung einer Beschränkten Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb oder  
einer Freihändigen Vergabe bzw. einer Verhandlungsvergabe darf danach nur 
ausnahmsweise und bei Vorliegen der entsprechenden tatbestandlichen  
Voraussetzungen der VOB, UVgO und NWertVO in Betracht kommen. 
 
Darüber hinaus finden bei öffentlich-öffentlicher Zusammenarbeit, den soge-
nannten Inhouse-Vergaben bzw. Inhouse-Geschäften, die vergaberechtlichen 
Vorschriften gemäß § 108 GWB bzw. § 1 Abs. 2 UVgO keine Anwendung. 
Grundsätzlich kommen derartige Vergaben nur infrage, wenn es sich um wirt-
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schaftliche Lösungen handelt, da auch bei diesen Vergaben die Haushalts-
grundsätze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit uneingeschränkt zu be-
rücksichtigen sind. Insgesamt wurden im Wege von Inhouse-Vergaben im Be-
richtsjahr 20 Aufträge mit einem Auftragsvolumen i. H. v. 28.355 TEUR erteilt. 
 

 Die nachfolgenden Übersichten verdeutlichen, inwieweit den entsprechenden 
vergaberechtlichen Vorgaben nachgekommen wird. Dargestellt werden der 
Anteil der einzelnen Vergabearten zur Summe der Vergaben der Anzahl und 
dem Wert nach für das Berichtsjahr und das Vorjahr sowie die entsprechen-
den absoluten und relativen Veränderungen. 
 
Vergaben der Anzahl nach: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 Anzahl     % Anzahl     % Anzahl     % 
Öffentliche Ausschreibung 353 30,9 353 31,9 0 0,0% 
Beschränkte Ausschreibung 109 9,5 166 15,0 -57 -34,3% 
Freihändige Vergabe/ 
Verhandlungsvergabe 682 59,6 588 53,1 94 16,0% 
Summe 1.144 100,0 1.107 100,0 37  

  
Vergaben dem Wert nach: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 TEUR     % TEUR     % TEUR % 
Öffentliche Ausschreibung 177.186 66,8 138.399 72,7 38.787 28,0% 
Beschränkte Ausschreibung 11.146 4,2 11.186 5,9 -40 -0,4% 
Freihändige Vergabe/ 
Verhandlungsvergabe 76.989 29,0 40.833 21,4 36.156 88,5% 
Summe 265.321 100,0 190.418 100,0 74.903  

  
Im Ergebnis zeigen die Übersichten, dass der Anteil der Öffentlichen Aus-
schreibungen der Anzahl nach bei 30,9 % (Vorjahr: 31,9 %) und dem Wert 
nach bei 66,8 % (Vorjahr: 72,7 %) liegt. Die Verwaltung ist der vergabe- bzw. 
haushaltsrechtlichen Verpflichtung entsprechend gehalten, Aufträge möglichst 
öffentlich auszuschreiben. Die hohe Anzahl von Freihändigen Vergaben bzw. 
Verhandlungsvergaben resultiert daraus, dass „Vergaben nach HOAI“ und 
„sonstige Vergaben“ i. d. R. nach dieser Vergabeart erfolgen. Es wurden 
125 (Vorjahr: 156) Vergaben nach HOAI mit einem Auftragsvolumen i. H. v. 
22.317 TEUR (Vorjahr: 9.161 TEUR) und 186 (Vorjahr: 197) sonstige Verga-
ben mit einem Auftragsvolumen i. H. v. 11.937 TEUR (Vorjahr: 6.871 TEUR) 
zur Prüfung vorgelegt. 
 
Für das Berichtsjahr sind für Vergaben, die nach dem NTVergG vom 31. Okto-
ber 2013 (Nds. GVBl. S. 259), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes zur Änderung des NTVergG und der Nds. Landeshaushaltsordnung vom 
20. November 2019 (Nds. GVBI. S. 354) i. V. m. der NWertVO vom  
3. April 2020 (Nds. GVBl. S. 60), zuletzt geändert durch die Verordnung zur 
Änderung der NWertVO vom 26. März 2021 (Nds. GVBl. S. 165) geregelten 
Wertgrenzen maßgebend. 
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 Die Wertgrenzen bis zum 30. September 2021 betragen netto: 

 
Vergabeart Norm  EUR 
Freihändige Vergabe VOB  1.000.000,00 
Verhandlungsvergabe UVgO  214.000,00 
Beschränkte Ausschreibungen UVgO  214.000,00 
 VOB  3.000.000,00 

  
Die Wertgrenzen ab dem 1. Oktober 2021 betragen netto: 
 
Vergabeart Norm  EUR 
Freihändige Vergabe VOB  200.000,00 
Verhandlungsvergabe UVgO  100.000,00 
Beschränkte Ausschreibungen UVgO  100.000,00 
 VOB  1.000.000,00 

  
Aufgrund der Corona-Pandemie haben im Berichtsjahr durchgängig die be-
sonderen Vorschriften der §§ 4 und 8 NWertVO über die erhöhten Wertgren-
zen Anwendung gefunden. Dies hat zu einer Erhöhung der Anzahl von Frei-
händigen Vergaben bzw. Verhandlungsvergaben geführt. 
 
In dem hier insgesamt beschriebenen Rahmen hat der Prüfbereich Technik zu 
den 1.008 (Vorjahr: 1.008) zur Prüfung vorgelegten Vergaben gegenüber den 
Vergabe- bzw. Bedarfsstellen insgesamt 588 (Vorjahr: 541) Hinweise bzw. 
Stellungnahmen mit Beanstandungen zur Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaft-
lichkeit grundsätzlicher Art abgegeben. Dies betraf 58,3 % (Vorjahr: 53,7 %) 
der hier vorgelegten Vergaben. 
 
Der Prüfbereich allgemeine Verwaltung hat zu den 136 (Vorjahr: 99) zur Prü-
fung vorgelegten Vergaben gegenüber der Zentralen Vergabestelle bzw. den 
Bedarfsstellen insgesamt 82 (Vorjahr: 44) Hinweise bzw. Stellungnahmen mit 
Beanstandungen zur Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit grundsätzli-
cher Art abgegeben. Dies entspricht 60,3 % (Vorjahr: 44,4 %) der hier vorge-
legten Vergaben. 
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 In der folgenden Übersicht sind zu den dem RPA zur Prüfung vorgelegten 

Vergaben für die Bereiche „allgemeine Verwaltung“, „Bauverwaltung“, „Klini-
kum“ und „sonstige Bedarfsstellen“ nach den Vergabearten „Öffentliche Aus-
schreibung“, „Beschränkte Ausschreibung“ und „Freihändige Vergabe“ bzw. 
„Verhandlungsvergabe“ die Anzahl und das Volumen in TEUR für das Be-
richtsjahr und das Vorjahr sowie die absoluten und relativen Veränderungen 
des Volumens in TEUR und Prozent zum Vorjahr dargestellt. Daran schließen 
sich je Vergabeart die summierten Werte an. 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 Anzahl TEUR Anzahl TEUR TEUR % 
       
allgemeine Verwaltung       
Öffentliche Ausschreibung 26 21.785 33 16.349 5.436 33,2 
Beschränkte Ausschreibung 2 66 7 504 -438 -86,9 
Freihändige Vergabe/ 
Verhandlungsvergabe 87 9.889 45 4.465 5.424 >100,0 
Summe 115 31.740 85 21.318 10.422  
       
       
Bauverwaltung       
Öffentliche Ausschreibung 263 38.163 298 100.771 -62.608 -62,1 
Beschränkte Ausschreibung 102 8.235 155 10.422 -2.187 -21,0 
Freihändige Vergabe/ 
Verhandlungsvergabe 558 33.415 523 29.151 4.264 14,6 
Summe 923 79.813 976 140.344 -60.531  
       
       
Klinikum       
Öffentliche Ausschreibung 58 114.738 12 18.354 96.384 >100,0 
Beschränkte Ausschreibung 1 512 1 15 497 >100,0 
Freihändige Vergabe/ 
Verhandlungsvergabe 21 32.648 11 5.865 26.783 >100,0 
Summe 80 147.898 24 24.234 123.664  
       
       
Sonstige Bedarfsstellen       
Öffentliche Ausschreibung 6 2.500 10 2.925 -425 -14,5 
Beschränkte Ausschreibung 4 2.333 3 245 2.088 >100,0 
Freihändige Vergabe/ 
Verhandlungsvergabe 16 1.037 9 1.352 -315 -23,3 
Summe 26 5.870 22 4.522 1.348  
       
       
Summierte Werte       
Öffentliche Ausschreibung 353 177.186 353 138.399 38.787 28,0 
Beschränkte Ausschreibung 109 11.146 166 11.186 -40 -0,4 
Freihändige Vergabe/ 
Verhandlungsvergabe 682 76.989 588 40.833 36.156 88,5 
Summe 1.144 265.321 1.107 190.418 74.903  
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 In der folgenden Übersicht sind zu den dem RPA zur Prüfung vorgelegten 

Vergaben für die Bereiche „Vergaben nach VOB“, „Vergaben nach UVgO“, 
„Vergaben nach HOAI“ und „sonstige Vergaben“ nach den Vergabearten  
„Öffentliche Ausschreibung“, „Beschränkte Ausschreibung“ und „Freihändige 
Vergabe“ bzw. „Verhandlungsvergabe“ die Anzahl und das Volumen in TEUR 
für das Berichtsjahr und das Vorjahr sowie die absoluten und relativen Verän-
derungen des Volumens in TEUR und Prozent zum Vorjahr dargestellt. Daran 
schließen sich je Vergabeart die summierten Werte an. 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
 Anzahl TEUR Anzahl TEUR TEUR % 
       
Vergaben nach VOB       
Öffentliche Ausschreibung 291 146.033 275 51.226 94.807 >100,0 
Beschränkte Ausschreibung 98 9.890 149 10.335 -445 -4,3 
Freihändige Vergabe 204 18.653 148 16.909 1.744 10,3 
Summe 593 174.576 572 78.470 96.106  
       
       
Vergaben nach VOL/UVgO       
Öffentliche Ausschreibung 60 30.391 76 86.485 -56.094 -64,9 
Beschränkte Ausschreibung 10 744 16 745 -1 -0,1 
Verhandlungsvergabe 167 24.082 87 7.892 16.190 >100,0 
Summe 237 55.217 179 95.122 -39.905  
       
       
Vergaben nach HOAI       
Öffentliche Ausschreibung 1 744 0 0 744 0,0 
Beschränkte Ausschreibung 0 0 0 0 0 0,0 
Verhandlungsvergabe 125 22.317 156 9.161 13.156 >100,0 
Summe 126 23.061 156 9.161 13.900  
       
       
Sonstige Vergaben/ 
§50 UVgO       

Öffentliche Ausschreibung 1 18 2 688 -670 -97,4 
Beschränkte Ausschreibung 1 512 1 106 406 >100,0 
Verhandlungsvergabe 186 11.937 197 6.871 5.066 73,7 
Summe 188 12.467 200 7.665 4.802  
       
       
Summierte Werte       
Öffentliche Ausschreibung 353 177.186 353 138.399 38.787 28,0 
Beschränkte Ausschreibung 109 11.146 166 11.186 -40 -0,4 
Freihändige Vergabe/ 
Verhandlungsvergabe 682 76.989 588 40.833 36.156 88,5 
Summe 1.144 265.321 1.107 190.418 74.903  
       
       
Davon 
Vergaben nach EU-Recht       

Öffentliche Ausschreibung 
= Offene Verfahren 163 149.512 113 108.377 41.135 38,0 
Beschränkte Ausschreibung 
= Nichtoffene Verfahren 2 515 1 12 503 >100,0 
Verhandlungsvergaben 
= Verhandlungsverfahren 43 27.830 33 11.734 16.096 >100,0 
Summe 208 177.857 147 120.123 57.734  
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15.2 Feststellungen und Erläuterungen 

 
15.2.1 Vergaben nach VOB 

 
Die Prüfung von Vergaben nach der VOB bezog sich im Wesentlichen auf 
 
• eindeutige und erschöpfende Leistungsbeschreibungen, 
• die ordnungsmäßige Wertung der Angebote sowie die Objektivität der 

Vergabeentscheidungen durch die Vergabestellen, 
• die grundsätzliche Eignung des vorgeschlagenen Bieters, 
• die Unterlassung von wettbewerbsbeschränkenden Maßnahmen, 
• besondere Preisabweichungen im Preisspiegel im Hinblick auf mögliche 

Angebotsmanipulationen, 
• mögliche sonstige Auffälligkeiten. 

 
 Vor diesem Hintergrund entsprechen die dem RPA zur Prüfung vorgelegten 

Vergaben nach VOB grundsätzlich den Haushaltsgrundsätzen und den Prinzi-
pien des Vergaberechts. Ebenso werden die Vergabeverfahren in der Regel 
ordnungsmäßig abgewickelt. Bemerkungen aufgrund von Beanstandungen 
ergaben sich im Berichtsjahr allgemeiner Art und u. a. zu folgenden Sachver-
halten: 
 

B Nachtragsleistungen sind stets auf der Grundlage des Hauptangebotes vorkal-
kulatorisch zu ermitteln. Die Nachtragsbearbeitung im Rahmen von geänder-
ten und zusätzlichen Leistungen erfolgt in den Fachbereichen und Referaten 
vielfach zu ungenau und nicht den Vorgaben entsprechend. Häufig werden 
Leistungen erst nachträglich unter Berücksichtigung des tatsächlichen Zeitauf-
wandes kalkuliert. Anteilige Stoffkosten oder Nachunternehmerleistungen wer-
den zwar meistens durch Angebote oder Rechnungen der entsprechenden 
Lieferanten oder Nachunternehmer sowie durch allgemeine Preislisten belegt; 
ein wirtschaftlicher Vergleich mit den ursprünglich kalkulierten Ansätzen aus 
dem Hauptangebot (der sog. Urkalkulation) erfolgt dagegen in der Regel nicht. 
 

B Das Ref. 0617 (jetzt Ref. 0680) legte dem RPA eine Auftragsvergabe (Öffentli-
che Ausschreibung) über die Herstellung eines Parkplatzes am Gymnasium 
Neue Oberschule i. H. v. ursprünglich 184.367,97 EUR zur Prüfung vor. Vor 
dem Hintergrund einer Kostenüberschreitung i. H. v. rd. 51,3 % hat das RPA 
die Wirtschaftlichkeit des Auftrags infrage gestellt. Es wurde insbesondere in 
einer einzelnen Position eine Kostenüberschreitung i. H. v. rd. 70.000 EUR 
brutto festgestellt. Infolge der entsprechenden Stellungnahme des RPA wurde 
die Ausschreibung vom Ref. 0617 aufgehoben und das Leistungsverzeichnis 
überarbeitet. Bei der nachfolgenden Beschränkten Ausschreibung wurde ein 
wirtschaftlicheres Ergebnis erzielt. Gegenüber der ursprünglichen Ausschrei-
bung hat sich die Auftragssumme um rd. 61.000 EUR reduziert. 
 

B Das Ref. 0617 (jetzt 0680) legte dem RPA eine Auftragsvergabe (Freihändige 
Vergabe) über die Herstellung von Rampen und Treppen am Ringgleis Höhe 
Pipenweg i. H. v. ursprünglich 67.574,90 EUR zur Prüfung vor. Vor dem Hin-
tergrund einer Kostenüberschreitung i. H. v. rd. 38 % sowie dem Eingang nur 
eines Angebots hatte das RPA die Wirtschaftlichkeit sowie die Firmenauswahl 
in Frage gestellt. Infolge der RPA-Stellungnahme wurde die Ausschreibung 
aufgehoben. Bei der nachfolgenden Öffentlichen Ausschreibung wurde ein 
wirtschaftlicheres Ergebnis erzielt mit einer um 12.569,89 EUR reduzierten 
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Auftragssumme. 
 

B Das Ref. 0650 legte dem RPA im Rahmen des Neubaus der Sporthalle Lehn-
dorf mehrere Nachtragsvereinbarungen (HA - Öffentliche Ausschreibung), die 
mit einer Firma für Tief- und Ingenieurbauarbeiten geschlossen werden soll-
ten, mehrfach zur Prüfung vor. Hierbei hätten nach Prüfung und diversen Stel-
lungnahmen durch das RPA die Nachtragsangebote aufgrund niedrigerer Ein-
heitspreise und nichtanerkannter Leistungen um mindestens 38.953,92 EUR 
reduziert werden müssen. Das Ref. 0650 ist der Aufarbeitung dieser wesentli-
chen Beanstandungen des RPA nur bedingt nachgekommen. 
 

B Der FB 65 legte dem RPA drei Auftragsvergaben (Verhandlungsvergabe mit 
Teilnahmewettbewerb) über die Wartung und Reparatur von Brandschutztüren 
i. H. v. insgesamt 188.017,05 EUR in drei Losen zur Prüfung vor. Infolge der 
Bedenken des RPA hinsichtlich der Festlegung, lediglich ein Los pro Bieter 
vergeben zu wollen, wurden im Rahmen der Verhandlungsvergabe die Ver-
tragsbedingungen geändert. Durch die Vergabe von zwei Losen an einen Bie-
ter konnte die Gesamtsumme des Auftrags um 17.454,23 EUR reduziert wer-
den. 
 

B Der FB 65 legte dem RPA für die Maßnahme „Feuerwehr Führungs- und La-
gezentrum“ eine Nachtragsvereinbarung i. H. v. 161.372,52 EUR zur Prüfung 
vor. Nach Prüfung und diversen Stellungnahmen durch das RPA konnte das 
Nachtragsangebot aufgrund niedrigerer Einheitspreise und nicht anerkannter 
Leistungen um 28.278,40 EUR reduziert werden. 
 

B Der FB 66 legte dem RPA im Rahmen des Neubaus der Okerbrücke Biberweg 
mehrere Nachtragsvereinbarungen (HA - Öffentliche Ausschreibung), die mit 
einer Firma für Stahl- und Ingenieurbauarbeiten geschlossen werden sollten, 
mehrfach zur Prüfung vor. Hierbei konnten nach Prüfung und diversen Stel-
lungnahmen durch das RPA die Nachtragsangebote aufgrund niedrigerer Ein-
heitspreise und nichtanerkannter Leistungen um 30.041,69 EUR reduziert 
werden. 
 

B Der FB 66 legte dem RPA im Rahmen der Herstellung von Asphaltdeck-
schichten im südlichen Stadtgebiet eine Nachtragsvereinbarung (HA - Öffentli-
che Ausschreibung), die mit einer Firma für Straßenbauarbeiten geschlossen 
werden sollten, i. H. v.33.074,02 EUR zur Prüfung vor. Die Vergabe wurde 
vom RPA beanstandet. Sie war dem Grunde nach nicht als Nachtragsverein-
barung zu verstehen, sondern als Freihändige Vergabe einer zusätzlichen 
Einzelmaßnahme. Vergleichsangebote wurden hierzu nicht eingeholt. Auf-
grund von sehr auffälligen Einheitspreisen bei dieser Maßnahme wurde vom 
RPA die Wirtschaftlichkeit infrage gestellt. 
 

B Der FB 67 legte dem RPA zwei Auftragsvergaben (beschränkte Ausschrei-
bung ohne Teilnahmewettbewerb) über Baumpflanzungen nach Sturmschä-
den i. H. v. insgesamt 424.499,36 EUR in zwei Losen zur Prüfung vor. Infolge 
der Bedenken des RPA hinsichtlich des Ausschlusses des wirtschaftlichsten 
Angebotes im Los I wurde die Wertung der Angebote überarbeitet. Durch die 
Vergabe der Lose I und II an den Bieter mit dem jeweils wirtschaftlichsten An-
gebot konnte die Gesamtsumme des Auftrags um 28.806,39 EUR reduziert 
werden. 
 

B Der FB 68 legte dem RPA die Vergabe für eine sog. Biotopkartierung des 
Stadtgebiets von Braunschweig i. H. v. insgesamt 11.245,50 EUR zur Prüfung 
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vor. Nach Prüfung des RPA und Rücksprache mit der Bedarfsstelle wegen 
einzelner überhöhter Angebotspreise konnte die Auftragssumme um 
4.194,03 EUR reduziert werden. 
 

B Das Klinikum legte dem RPA eine Auftragsvergabe (Freihändige Vergabe) 
über Erd- und Tiefbauarbeiten am Städtischen Klinikum, Standort 2, Celler 
Straße 38, für vorbereitende Arbeiten eines Modulgebäudes i. H. v. ursprüng-
lich 310.493,61 EUR zur Prüfung vor. Nach Prüfung durch das RPA waren ge-
nauere Angebotsaufklärungen erforderlich. Infolge dessen wurden im Rahmen 
der Freihändigen Vergabe das Leistungsverzeichnis geändert und neue Ange-
bote eingeholt. Hierbei wurde ein wirtschaftlicheres Ergebnis erzielt, sodass 
sich die Auftragssumme um 22.336,16 EUR reduziert hat. 
 

B Das Klinikum legte dem RPA im Rahmen des Zwei-Standorte-Konzeptes, 
Salzdahlumer Straße, Verkehrsanlagen und Kanalbau mehrere Nachtragsver-
einbarungen (HA - Offenes Verfahren), die mit einer Firma für Tief- und Stra-
ßenbau geschlossen werden sollten, mehrfach zur Prüfung vor. Gegenüber 
den ausgeschriebenen Leistungen hatten sich wesentliche Änderungen erge-
ben, die vom RPA beanstandet wurden. Die grundlegenden Bedenken des 
RPA hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit der geänderten Leistungen konnten 
nicht beseitigt werden. 
 

15.2.2 Vergaben nach UVgO 
 
Die Prüfung von Vergaben nach der UVgO bezog sich im Wesentlichen auf 
 
• eindeutige und erschöpfende Leistungsbeschreibungen, 
• die ordnungsmäßige Wertung der Angebote sowie die Objektivität der 

Vergabeentscheidungen durch die Vergabestelle, 
• die grundsätzliche Eignung des vorgeschlagenen Bieters, 
• die Unterlassung von wettbewerbsbeschränkenden Maßnahmen, 
• mögliche sonstige Auffälligkeiten. 

 
 Vor diesem Hintergrund entsprechen die dem RPA zur Prüfung vorgelegten 

Vergaben nach UVgO grundsätzlich den Haushaltsgrundsätzen und den Prin-
zipien des Vergaberechts. Ebenso werden die Vergabeverfahren in der Regel 
ordnungsmäßig abgewickelt. Bemerkungen aufgrund von Beanstandungen 
ergaben sich im Berichtsjahr allgemeiner Art und u. a. zu folgenden Sachver-
halten: 
 

B Die für die Verwaltung jährlich angebotenen sog. zentralen Fortbildungsveran-
staltungen wurden im Berichtsjahr vom FB 10 losweise ausgeschrieben und 
dem RPA zur Prüfung vorgelegt. Im Rahmen der Angebotsauswertung wurde 
dabei übersehen, dass nicht sämtliche Bieter dieser Vergabe von der Umsatz-
steuer befreit waren. Dies führte in der Folge dazu, dass bei einem Los nicht 
dem preisgünstigsten Angebot der Zuschlag erteilt werden sollte. 
 

B Der FB 32 hat zur Beschaffung von Smartphones eine Verhandlungsvergabe 
mit nur einem Anbieter durchgeführt. Im Rahmen der Prüfung zeigte sich, 
dass die dafür zugrundeliegende Begründung auf einer Marktrecherche aus 
den Jahren 2010/2011 beruhte und die darauf aufbauenden Überlegungen 
nicht regelmäßig auf Aktualität überprüft und angepasst wurden. Der FB 32 
hat eingeräumt, dass zwischenzeitlich auch andere entsprechende Anbieter in 
der Lage sind, die Überwachung des ruhenden Verkehrs mit ihren Lösungen 
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zu gewährleisten, sodass der hier vorliegende Ausschluss des Wettbewerbs 
vom RPA als nicht vergaberechtskonform beurteilt und dem FB 32 die Durch-
führung eines entsprechend wettbewerblichen Vergabeverfahrens angeraten 
wurde. 
 

B Der FB 32 hat im Rahmen der Digitalisierung von Arbeitsabläufen des ZOD 
(Zentraler Ordnungsdienst) eine Verhandlungsvergabe mit nur einem Anbieter 
durchgeführt. Bei der Überprüfung der Darstellung, dass nur eine wirtschaft-
lich sinnvolle Lösung am Markt vorhanden sei, stellte sich heraus, dass diese 
Beurteilung auf einem Vorabangebot aus dem Jahr 2018 beruhte und dass 
zum Zeitpunkt der Prüfung zwei weitere Anbieter in den Wettbewerb hätten 
einbezogen werden können. Aufgrund von nicht vergaberechtskonformen 
Wettbewerbsbeschränkungen wurde zur Durchführung eines wettbewerbli-
chen Vergabeverfahrens angeraten. 
 

B Die Vorlage der Vergabe von Schülerbeförderungsleistungen für den Zeitraum 
vom 17. Mai bis 21. Juli 2021 für den FB 40 erfolgte unter Berücksichtigung 
des Vertragsbeginns und der vergaberechtlichen Informations- und Warte-
pflicht gemäß § 16 NTVergG so spät, dass eine Prüfung nur eingeschränkt 
vorgenommen werden konnte. 
 

B Der FB 40 legte dem RPA zur Beschaffung von Robotertechnik für die 
Helene-Engelbrecht-Schule zwei Vergabevorgänge zur Prüfung vor, bei  
denen u. a. jeweils nur ein Unternehmen zu einer Angebotsabgabe aufgefor-
dert worden war. Eine ausreichende vergaberechtliche Begründung für dieses 
Vorgehen konnte vom FB 40 nicht beigebracht werden. Nach Rückgabe der 
Vorgänge durch das RPA erfolgten seitens des FB 40 den vergaberechtlichen 
Vorschriften entsprechende Ausschreibungen dieser Leistungen. 
 

B Der FB 40 legte dem RPA eine Vergabe für die Mittagessenversorgung im 
sog. „Cook and Chill-Verfahren“ für das Schulzentrum Heidberg zur Prüfung 
vor. Als Vergabeverfahren wurde die Öffentliche Ausschreibung gewählt, da 
der benötigten Leistung der CPV-Code 55524000-9 (Verpflegungsdienste für 
Schulen) zugeordnet wurde, der zu den sozialen und anderen besonderen 
Dienstleistungen gemäß Anhang XIV zur Richtlinie 2014/24/EU gehört und für 
die ein höherer Schwellenwert i. H. v. 750 TEUR netto gilt. Nachdem im 
Vergabeverfahren die Verfahrensauswahl von einem am Vergabefahren betei-
ligten Unternehmen bereits gerügt wurde und in vergaberechtlichen Entschei-
dungen gegenteilige Auffassungen vertreten wurden, wurde prüfungsseitig 
eine erneute Beurteilung der vom FB 40 angedachten Vorgehensweise ange-
raten. Im Ergebnis wurde das Vergabeverfahren aufgehoben und anschlie-
ßend ein neues Vergabeverfahren als Offenes Verfahren durchgeführt. 
 

B Der FB 40 hat Planungs- und Beratungsleistungen im Rahmen der Digitalisie-
rung von Schulen nachgefragt und erhielt daraufhin lediglich ein Angebot, das 
den vorab geschätzten Auftragswert auf Basis von vorangegangenen ähnli-
chen Vergaben um rd. 80 % übertraf. Preisdifferenzen von über 20 % sollten 
aufgeklärt werden bzw. deren Kalkulation plausibilisiert werden. Es wurde 
dazu geraten, im Rahmen dieser Aufklärung die Möglichkeit, mit dem Anbieter 
über den Preis zu verhandeln, zu nutzen, um ein wirtschaftlicheres Angebot 
zu erhalten. Der Vorschlag wurde vom FB 40 aufgenommen, das Angebot 
wurde überarbeitet und die Auftragssumme konnte um 20 % reduziert werden. 
 



- 122 - 
 
15 Vergaben   
 
B Der FB 50 legte dem RPA eine Vergabe zur Beauftragung eines Sicherheits-

dienstes für eine städtische Wohnungslosenunterkunft zur Prüfung vor. Nach-
dem die Zentrale Vergabestelle das Vergabeverfahren aufgrund prüfungsseiti-
ger Feststellungen in den Stand vor der Angebotsabgabe zurückversetzt hat, 
ist der Vorgang dem RPA erneut zur Prüfung vorgelegt worden. Im Ergebnis 
wurde das Vergabeverfahren in den Stand vor Vergabebekanntmachung zu-
rückversetzt, was einer Aufhebung des ursprünglichen Vergabeverfahrens 
gleichkam. Im Rahmen der erneuten Prüfung ergaben sich zu den Vergabeun-
terlagen verschiedene Feststellungen. U. a. wurden Unklarheiten zu den An-
gebotspreisen aufgeklärt. Nach Auffassung des RPA handelte es sich teil-
weise um unzulässige Nachverhandlungen mit den Bietern, da die erfolgte 
Aufklärung über die Aufklärung rein rechnerischer Unstimmigkeiten hinaus-
ging. Dies führte zu einer erneuten Prüfvorlage und Änderung des vorherigen 
Vergabevorschlags. 
 

B Der mit dem Auftragnehmer geschlossene Vertrag aus der Vergabe zur Be-
auftragung eines Sicherheitsdienstes für eine städtische Wohnungslosenun-
terkunft (siehe vorstehend) wurde von diesem nicht erfüllt, was seitens des 
FB 50 zu einer entsprechenden Vertragskündigung führte. Der FB 50 legte 
dem RPA daraufhin erneut eine Vergabe zur Beauftragung eines Sicherheits-
dienstes für diese städtische Wohnungslosenunterkunft zur Prüfung vor. Im 
Rahmen dieser Prüfung haben sich erneut Feststellungen ergeben. Dies be-
traf einerseits den Zeitraum zwischen der Zuschlagserteilung auf das wirt-
schaftlichste Angebot und dem vereinbarten Vertragsbeginn, der keine ausrei-
chende Rüstzeit für die Auftragsausführung für den Auftragnehmer vorsah. 
Und andererseits betraf es die Bewertungsmatrix, deren Auswertung durch 
den FB 50 für die beiden Erstplatzierten-Angebote die gleiche Anzahl an Wer-
tungspunkten ergeben hatte. Prüfungsseitig wurde dem FB 50 im Hinblick auf 
eine sparsame und wirtschaftliche Führung der Haushaltswirtschaft geraten, 
den Zuschlag zugunsten des preislich günstigeren Angebots zu erteilen. Da-
raufhin erfolgte durch den FB 50 eine erneute Bewertung der zu diesem Vor-
gang eingegangenen Angebote. Diese erneute Bewertung war in Teilen unbe-
gründet und die nun verwendete Bewertungsmatrix entsprach nicht mehr der 
ursprünglich bekannt gegebenen Bewertungsmatrix. Trotz dieser Feststellun-
gen wurde der Vergabevorschlag vom FB 50 beibehalten. 
 

B Der FB 50 legte dem RPA im Zusammenhang mit den übergeordneten 
Corona-Maßnahmen eine Vergabe zur Aufstellung von vier Mobilen Impf-
teams im Stadtgebiet mit entsprechendem Vergabevorschlag zur Prüfung vor. 
Nach Abschluss der Prüfung teilte der FB 50 dem RPA mit, dass sich der 
Vergabevorschlag des FB 50 im Nachhinein aufgrund einer anderweitigen ver-
waltungsseitigen Beurteilung des Vergabevorgangs noch ändert. Der FB 50 
begründete seine Vorgehensweise mit einer anderweitigen Wertung der Ange-
botspreise. Entgegen der ursprünglichen Vorlage erfolgte die Preiswertung 
nun ohne Berücksichtigung des Preises für eine mögliche optionale Vertrags-
verlängerung. Der FB 50 wurde darauf hingewiesen, dass, resultierend aus 
dem vergaberechtlichen Transparenzgrundsatz, bereits in den Vergabeunter-
lagen darzustellen ist, inwieweit eine optionale Position in die Wertung einbe-
zogen wird und soweit eine Vertragsverlängerung erforderlich werden sollte, 
diese unter Darstellung der Wirtschaftlichkeit erneut zur Prüfung beim RPA 
vorzulegen ist. 
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B Der FB 51 legte dem RPA eine Vergabe zur Beauftragung einer Weiterbildung 

"Case Management" zur Prüfung vor. Gemäß § 23 Abs. 1 UVgO ist seitens 
der Bedarfsstelle der Auftragsgegenstand so eindeutig und erschöpfend wie 
möglich zu beschreiben und gemäß § 6 Abs. 1 UVgO das Vergabeverfahren 
fortlaufend zu dokumentieren. Diese Vorgaben wurden vom FB 51 nicht be-
achtet. Als Ergebnis der Prüfung war dem RPA nicht klar, ob die zu der 
Vergabe eingegangenen Angebote miteinander vergleichbar sind und ob 
diese die Anforderungen in der Leistungsbeschreibung erfüllen. Im Rahmen 
einer erneuten Vorlage zur Prüfung des Vergabevorgangs erfolgte eine aus-
führlichere Dokumentation, wodurch die Unklarheiten überwiegend ausge-
räumt werden konnten. 
 

B Das Klinikum hat zur Einführung eines Informations- und Managementsys-
tems zur Unterstützung der radiologischen Prozesskette ein Verhandlungsver-
fahren mit Teilnahmewettbewerb durchgeführt. Im Rahmen der Wertung 
wurde eine umfangreiche Matrix mit mehr als 650 Einzelkriterien zwei heraus-
gelösten Themenbereichen mit insgesamt nur 18 Kriterien gleichgestellt. Die-
sen beiden Themenbereichen wurde seitens des Klinikums eine so überra-
gende Bedeutung zugemessen, dass die daraus resultierende Wirtschaftlich-
keitsbetrachtung vom RPA in Zweifel gezogen wurde. Dem Klinikum wurde 
angeraten, die Chancen eines Verhandlungsverfahrens vollumfänglich zu nut-
zen und nicht ohne entsprechende Verhandlungen zu einer Vergabeentschei-
dung zu kommen. Das Klinikum hat den Ratschlag umgesetzt und im Rahmen 
einer finalen Angebotsphase alle Kriterien bzw. Kriteriengruppen entspre-
chend ihrer Gewichtung gleichermaßen in die Gesamtpunktzahl einfließen las-
sen. Das finale Angebot des führenden Anbieters fiel um rd. 378.000 EUR ge-
ringer aus, als der erste Vergabevorschlag und konnte als wirtschaftlichstes 
Angebot bezuschlagt werden. 
 

B Das Klinikum hat zur Digitalisierung wesentlicher Prozesse des Facility Mana-
gements eine Softwarelösung als Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewett-
bewerb ausgeschrieben. Es wurden im Rahmen der Auswertung der Ange-
bote von allen vier teilnehmenden Bietern mindestens eines der geforderten 
Mindestkriterien als nicht vorhanden bzw. gegeben bestätigt. Eine Ermessens-
abwägung, weshalb das Verhandlungsverfahren trotzdem weitergeführt 
wurde, war in den zur Prüfung vorgelegten Unterlagen nicht dokumentiert.  
Außerdem gab es bei der jährlichen zu entrichtenden Bereitstellungs- und 
Service-Pauschale zwischen den Angeboten in dieser Preisposition erhebliche 
Unterschiede, die vermuten ließen, dass die Eintragungen teilweise nicht den 
Vorgaben entsprachen. Dem Klinikum wurde empfohlen, die betreffende Posi-
tion vor Zuschlagserteilung aufzuklären. 
 

15.2.3 Vergaben für freiberufliche Leistungen gemäß § 50 UVgO und nach HOAI 
 
Mit Einführung der UVgO zum 1. Januar 2020 regelt § 50, dass öffentliche 
Aufträge über Leistungen, die im Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit er-
bracht oder im Wettbewerb mit freiberuflich Tätigen angeboten werden, grund-
sätzlich im Wettbewerb zu vergeben sind. 
 
Die Prüfung von Vergaben für sonstige freiberufliche Leistungen, für Architek-
ten- bzw. Ingenieurleistungen nach HOAI und Gutachten bezog sich im Be-
richtsjahr insbesondere auf 
 
• die Beachtung und Anwendung allgemeiner Vertragsmuster und Vertrags-

bedingungen, 
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• die korrekte und sachgemäße Anwendung der HOAI einschließlich der 
Berechnung von Honoraren nach gültiger Honorartafel, 

• die freie Honorarvereinbarung oder die Honorierung außerhalb des An-
wendungsbereichs der HOAI, 

• die Beachtung und Einhaltung des GWB und der VgV, 
• die Festlegung der sog. Grundleistungen und sog. besonderen Leistun-

gen, 
• den Umfang und die Bewertung von Leistungen, 
• die Vereinbarung von Honorarzonen, 
• die Festlegung von Umbau- bzw. Instandsetzungszuschlägen und Zeitho-

noraren, 
• die wirtschaftliche Honorierung von sonstigen freiberuflichen Leistungen, 
• die Auswahl geeigneter Bieter. 

 
B Hierbei wurde - wie in den Vorjahren - festgestellt, dass den Vergabeunterla-

gen wiederholt keine eingehenden Begründungen für Nachtragshonorierun-
gen, für nach Zeitaufwand abgerechnete Mehraufwendungen oder für die 
Festlegung von Honorarzonen beigefügt waren. Ebenso wurden oftmals keine 
entsprechenden Vergleichsangebote zur Prüfung vorgelegt. 
 
Bemerkungen aufgrund von Beanstandungen ergaben sich u. a. auch zu fol-
genden Sachverhalten: 
 

B Der FB 65 legte dem RPA eine Vergabe für Fachplanungsleistungen für die 
Sicherheitsbeleuchtung der Fluchtwege aus dem großen Ratssaal des städti-
schen Rathauses zur Prüfung vor. Aufgrund ungünstiger Ausführungsbedin-
gungen (unmittelbarer Planungsbeginn, sehr kurzfristige Fertigstellung der 
Maßnahme in den Sommerferien 2021) ging nur ein Angebot zu dieser Aus-
schreibung ein. Außerdem war die entsprechende Honoraranfrage fehlerhaft, 
da 
 
• ein zu geringer Anteil der üblicherweise erforderlichen Grundleistungen 

angefragt wurde, 
• unklar war, ob es sich bei der Maßnahme um einen Neubau, eine Moder-

nisierung oder einen Umbau der Sicherheitsbeleuchtungsanlage handelt 
und 

• keine Bestandsaufnahme und Bestandsüberprüfung als besondere Leis-
tung angefragt wurde. 
 

 Das RPA forderte den FB 65 daher auf, die Vergabe zu überarbeiten und auf 
der Grundlage realistisch gesetzter Ausführungstermine sowie mittels einer 
größeren Anzahl an beteiligten Planungsbüros den Wettbewerb gemäß 
§ 50 UVgO möglichst zu fördern. In der Folge führte der FB 65 eine erneute 
Honoraranfrage durch. Es wurde aber an den ursprünglichen Planungs- und 
Ausführungsterminen festgehalten, sodass sich die Wettbewerbsbedingungen 
nicht wie beabsichtigt verbessern konnten, sondern eher verschlechtert ha-
ben, zumal auch die gesetzte Angebotsfrist sehr kurz war. Außerdem wurde in 
der Honoraranfrage eine höhere Honorarzone vorgegeben, als die entspre-
chende Objektliste der HOAI es vorsieht. Die Vorgabe der Honorarzone durch 
den Auftraggeber ist nicht sinnvoll und sollte unterbleiben. Im Ergebnis führte 
dies hier zu einem entsprechend höheren Bieterangebot. Eine Bestandsauf-
nahme bzw. Bestandsüberprüfung wurde trotz des Hinweises des RPA an den 
FB 65 nicht angefragt. In der Folge ging auf die Ausschreibung wiederum nur 
ein Angebot desselben Bieters ein. Letztendlich hat sich die Einschätzung des 
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RPA, dass die vorgegebenen Ausführungstermine unrealistisch sind, als rich-
tig herausgestellt. Die Vergabe der betreffenden Bauleistungen erfolgte nun 
verspätet erst Mitte November 2021. Die Maßnahme wurde schließlich im 
Herbst 2022 abgeschlossen. 
 

B Der FB 65 legte dem RPA im Juli 2021 eine Vergabe für Planungsleistungen 
der Dach-, Fassaden- und Brandschutzsanierung der GS Broitzem i. H. v. 
227.206,94 EUR zur Prüfung vor. Mit dem Projekt dieser Sanierungen für die 
GS Broitzem wurde bereits im Jahr 2015, also sechs Jahre zuvor, begonnen. 
Die dadurch verspätete Vorlage dieser Vergabe stellt einen Verstoß gegen die 
SDA II 10/06 (DA Vergabe) dar, nach der dem RPA Vergaben über den vorge-
gebenen Vorlagegrenzen vor Auftragserteilung zur Prüfung vorzulegen sind. 
 

B Der FB 65 legte dem RPA im April 2021 für die Fachplanung der technischen 
Ausrüstung der GS Melverode einen Nachtrag für die entsprechende Be-
standssichtung bzw. Bestandsaufnahme vom Oktober 2020 zur Prüfung vor. 
Die Vorlage erfolgte somit verspätet erst nach Ausführung der vergebenen 
Leistungen und stellt damit ebenfalls einen Verstoß gegen die SDA II 10/06 
(DA Vergabe) dar. Außerdem hatte das RPA den FB 65 schon mehrfach da-
rauf hingewiesen, dass bei Bestandsgebäuden meist keine vollständigen Be-
standspläne vorliegen und daher im Vorfeld der Angebotseinholung für Pla-
nungsleistungen immer zu prüfen ist, ob die sog. Besonderen Leistungen der 
Bestandsaufnahme im Wettbewerb angefragt werden sollten. Eine nachträgli-
che Vergabe außerhalb des Wettbewerbs ist tendenziell unwirtschaftlich. 
 

B Der FB 65 legte dem RPA für die Maßnahme „Johannes-Selenka-Schule, Um-
bau und Sanierung, Fachplanung Technische Ausrüstung AG 1-7“ eine Auf-
tragsvergabe i. H. v. 856.933,40 EUR zur Prüfung vor. Bei der Berechnung 
der Auftragssumme wurde ein im Anschreiben des Anbieters gewährter Preis-
nachlass i. H. v. 10 % bei gleichzeitiger Beauftragung mit der Objektplanung 
nicht berücksichtigt. Nach Prüfung durch das RPA reduzierte sich die Auf-
tragssumme um 85.693,34 EUR. 
 

B Der FB 65 beabsichtigte, für die Maßnahme „Gymnasium Martino Kathari-
neum, Abt. Echternstraße, Fenstersanierung 2. BA“ Objektplanungsleistungen 
direkt an den Auftragnehmer des 1. BA zu vergeben. Nach Hinweis des RPA 
erfolgte vom FB 65 gemäß § 50 UVgO eine Angebotseinholung im Wettbe-
werb. Dadurch konnte die Auftragssumme für die Maßnahme um 
20.934,37 EUR reduziert werden. 
 

B Der FB 65 legte dem RPA für die Maßnahme „Kita Rautheim, Fachplanung 
Technische Ausrüstung“ Nachtragsleistungen i. H. v. 41.744,68 EUR zur Prü-
fung vor. Nach Prüfung und Stellungnahme durch das RPA wurde einerseits 
der Umfang der als notwendig zu erbringenden Leistungen reduziert und an-
dererseits der bisher nicht angesetzte vertraglich aber vereinbarte Preisnach-
lass i. H. v. 7 % berücksichtigt. Die Auftragssumme reduzierte sich dadurch 
um 18.848,27 EUR. 
 

B/St Der FB 66 legte dem RPA für den Stadtbahnausbau Volkmarode einen Nach-
trag i. H. v. 52.200,00 EUR zur Prüfung vor. Es handelte sich hier um die Än-
derung bzw. Abpassung der zunächst vorgesehenen Radwegbreiten in der 
Entwurfsplanung aufgrund des Ratsbeschlusses vom 14. Juli 2020 zum Ziele- 
und Maßnahmenkatalog „Radverkehr in Braunschweig“ (DS 20-13342). Das 
RPA beurteilte den angesetzten Änderungsumfang als zu hoch, da die Ent-
wurfsplanung noch nicht abgeschlossen war und die Synergieeffekte durch 
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die bereits vorhandene Entwurfsplanung nicht ausreichend berücksichtigt wur-
den. Außerdem wurden als anrechenbare Kosten für die Änderungsleistungen 
nicht die Kosten der von der Umplanung betroffenen Radwege und Grünflä-
chen angesetzt, sondern die höheren Durchschnittskosten der gesamten Ver-
kehrsanlage. Die vom FB 66 vergleichsweise angeforderte eigene Abschät-
zung des Zeitaufwands wurde nicht vorgelegt. Trotz der Bedenken des RPA 
wurde der Nachtrag vollumfänglich beauftragt. 
 

B Der FB 68 legte dem RPA eine Vergabe für eine Biotopkartierung auf dem 
Stadtgebiet Braunschweig zur Prüfung vor. Nach Prüfung und Rücksprache 
mit der Bedarfsstelle wegen einzelner überhöhter Preise konnte die Auftrags-
summe um 4.194,03 EUR reduziert werden. 
 

15.2.4 Prüfung nicht vorlagepflichtiger Vergaben 
 
Im Berichtsjahr wurden auf Basis von Stichproben gemäß § 5 Abs. 2 und 5 
Satz 2 RPO i. V. m. SDA II 10/06 Ziffer 4.1 Abs. 3 auch nicht vorlagepflichti-
gen Vergaben mit einem Auftragswert zwischen 2.500,00 EUR bis zur ent-
sprechenden Vorlagegrenze beim RPA auf Einhaltung der Vergabebestim-
mungen geprüft (vgl. Ziffer 4.2.3 Abs. 2 DA für das RPA). Entsprechende Be-
merkungen aufgrund von Beanstandungen und Hinweise zur Behebung von 
Fehlern und Mängeln sind den betreffenden FB und Ref. direkt mitgeteilt wor-
den. 
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16.1 Prüfungsauftrag 

 
Der Auftrag zur Prüfung der Verwaltung auf Ordnungsmäßigkeit, Zweckmä-
ßigkeit und Wirtschaftlichkeit ergibt sich aus § 155 Abs. 2 Nr. 2 NKomVG 
i. V. m. § 4 Abs. 2 Nr. 2 RPO. Zu beurteilen ist, ob die Verwaltung in ihrem 
Aufbau und Handeln nach an den genannten Grundsätzen ausgerichtet ist. 
Bei der Prüfung der Verwaltung auf Ordnungsmäßigkeit geht es um die Beur-
teilung der grundsätzlichen Rechtmäßigkeit des Verwaltungshandelns, bei der 
Prüfung der Verwaltung auf Zweckmäßigkeit um die Beurteilung, ob die Ent-
scheidungen der Verwaltung auch erfolgsdienlich und sachgerecht sind, und 
bei der Prüfung der Verwaltung auf Wirtschaftlichkeit um die Beurteilung des 
Verhältnisses von Mitteleinsatz und dem zugehörigen Ergebnis (Kosten-Nut-
zen-Verhältnis). Dem Kriterium Wirtschaftlichkeit untergeordnet ist das Gebot 
der Sparsamkeit (vgl. § 110 Abs. 2 NKomVG, Minimalprinzip). Zum Umfang 
der Prüfungshandlungen wird auf § 155 Abs. 3 NKomVG verwiesen. Ange-
sichts der Vielfältigkeit dieser Aufgabe insgesamt beschränkt sich die Bericht-
erstattung für das Berichtsjahr hier auf die Bereiche 
 
• Prüfung von Verwendungsnachweisen, 
• Prüfungen beim FB 50 Soziales und Gesundheit, 
• Prüfungen beim FB 51 Kinder, Jugend und Familie. 

 
16.2 Prüfung von Verwendungsnachweisen 

 
In der folgenden Übersicht sind für die Prüfbereiche Verwaltung, Betriebswirt-
schaft und Technik die Anzahl und das Volumen der dem RPA vorgelegten 
und geprüften Verwendungsnachweise in EUR für das Berichtsjahr und das 
Vorjahr sowie die absoluten und relativen Veränderungen des Volumens in 
EUR und Prozent zum Vorjahr dargestellt. 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 

Prüfbereich 
An-
zahl EUR 

An-
zahl EUR EUR % 

0140.10 Verwaltung 21 3.658.313,10 7 659.946,99 2.998.366,11 >100,0 
0140.20 Betriebswirtschaft 1 37.450,00 3 158.897,46 -121.447,46 -76,4 
0140.30 Technik 10 3.214.724,25 8 2.877.923,48 336.800,77 11,7 
Summe 32 6.910.487,35 18 3.696.767,93 3.213.719,42  

  
Auf die in der oben stehenden Tabelle angegebenen Werte entfallen jeweils 
folgende Zuschussbeträge: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 

 
Prüfbereich  EUR  EUR EUR % 
0140.10 Verwaltung  3.365.688,71  227.523,44 3.138.165,27 >100,0 
0140.20 Betriebswirtschaft  7.350,00  22.500,00 -15.150,00 -67,3 
0140.30 Technik   1.955.431,17   1.342.175,83 613.255,34 45,7 
Summe  5.328.469,88  1.592.199,27 3.736.270,61  

  
Die Prüfung der Verwendungsnachweise hat grundsätzlich keine wesentlichen 
Beanstandungen ergeben, die seitens des RPA zu Einwendungen geführt ha-
ben. Unwesentliche Hinweise sind den Geprüften mitgeteilt oder mit den Ge-
prüften erörtert worden. 
 
Angemerkt wird, dass das RPA generell keinerlei Einfluss auf die Anzahl der 
vorgelegten Verwendungsnachweise und das Volumen der Zuschussbeträge 
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hat. Der zahlenmäßige Anstieg im Berichtsjahr, insbesondere im Prüfbereich 
Verwaltung, begründet sich u. a. durch die Vorlage von zehn Verwendungs-
nachweisen des FB 40 Schule im Zusammenhang mit dem sogenannten „Di-
gitalpakt“ gemäß der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur 
Verbesserung der IT-Infrastruktur und der IT-Ausstattung in Schulen (siehe 
hierzu RdErl. des Nds. Kultusministeriums vom 8. August 2019, Nds. MBl. 
S. 1.159). 
 

16.3 Prüfungen beim FB 50 Soziales und Gesundheit 
 

16.3.1 Gewährung von Hilfe zur Pflege nach dem 7. Kapitel des SGB XII 
 
Die Prüfung gewährter Hilfe zu Pflege nach dem SGB XII erfolgte in Form ei-
ner Aktenprüfung. Es wurden 20 Fälle von 211 Fällen der ambulanten Hilfe 
zur Pflege (9,5 %) und 43 Fälle von 1.113 Fällen der stationären Hilfe zur 
Pflege (3,9 %) ausgewählt und geprüft. 
 
In 16 Fällen der stationären Hilfe zur Pflege erfolgten Beanstandungen, die 
sich nur auf den Einzelfall bezogen. Einwendungen aufgrund von Beanstan-
dungen grundsätzlicher Art ergaben sich nicht. 
 

16.3.2 Verwaltung der Sozialhilfe - Überzahlung für das BS-Mobil-Ticket 
 
Aufgrund des Ratsbeschlusses vom 18. Februar 2020 (DS 20-12642) wurde 
ab Juli 2020 das sog. BS-Mobil-Ticket neu aufgelegt. Danach beteiligt sich die 
Stadt an den Kosten einer Monatskarte für die Inhaber eines Braunschweig-
Passes nach einem gesondert festgelegten Verteilschlüssel. Geregelt wird 
diese Beteiligung durch den Vertrag über das Sozialticket BS-Mobil in der 
Stadt Braunschweig, der zwischen der Verkehrsverbund Region Braun-
schweig GmbH, der Braunschweiger Verkehrs GmbH (BSVG) und der Stadt 
geschlossen wurde. 
 
Die Prüfung des Vertrags ergab, dass die dort aufgeführten Werte von den 
Vorgaben, die sich aus dem o. g. Ratsbeschluss ergeben, abwichen. Daraus 
folgte, dass die Stadt für den Zeitraum von Juli 2020 bis Juni 2021 Zahlungen 
i. H. v. insgesamt 174.484,90 EUR an die Braunschweiger Verkehrs GmbH zu 
viel leistete. Nach prüfungsseitigem Hinweis des RPA an den FB 50 konnte 
der Vertrag rückwirkend korrigiert und die bereits überzahlten Beträge in der 
Folge verrechnet werden. 
 

16.4 Prüfungen beim FB 51 Kinder, Jugend und Familie 
 

16.4.1 Kinder- und Jugendzentren städtisch (1.36.3660.02.01) der Abteilung 51.4 
 

B Gegenstand der Prüfung waren die Belege des Haushaltsjahres 2021. Von 
12 städtischen Kinder- und Jugendfreizeiteinrichtungen wurden als Stichprobe 
die Ausgabenbelege von drei Einrichtungen geprüft. Es wurde hierbei festge-
stellt, dass: 
 
• in einzelnen Fällen die eingeräumte Skontofrist nicht beachtet bzw. einge-

halten wurde, 
• bei einigen Beschaffungen Artikel nicht über die Artikelhandbücher be-

stellt wurden, 
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• bei einem freien Dienstleistungs-/Honorarvertrag ein Stundenlohn i. H. v. 
nur 7,80 EUR gezahlt wurde (Mindestlohn Stand Januar 2020: 9,50 EUR). 
Auf Nachfrage des RPA konnte vom FB 51 nicht erläutert werden, ob die 
Zulässigkeit der Zahlung unterhalb des geltenden Mindestlohns von dort 
geprüft wurde, 

• alle Belege eines Kinder- und Jugendzentrums nur sachlich richtig ge-
zeichnet waren. Es fehlte bei allen Belegen die Prüfung und der Vermerk 
der rechnerischen Richtigkeit, 

• für die Bereitstellung der Homepage eines Jugendzentrums Lastschriftab-
buchungen vorgenommen wurden. Nach Ziffer 5.3 der Verfügung des 
FB 51 über den Geldverkehr in Jugendfreizeiteinrichtungen sind SEPA-
Lastschriftmandate und Daueraufträge grundsätzlich nicht zulässig. Aus-
nahmen können zugelassen werden. Ein Ausnahmeantrag wurde nicht 
gestellt, 

• von einem Jugendzentrum ein Honorar i. H. v. 300,00 EUR für die Durch-
führung eines Workshops gezahlt wurde. Ein entsprechender Vertrag be-
fand sich nicht in den Unterlagen, da dieser aussagegemäß nur mündlich 
abgeschlossen wurde. Weiterhin hat das Jugendzentrum Preisgelder und 
Fahrtkosten mit Quittungen ausgezahlt. Eine Abrechnung der Fahrtkosten 
oder Verträge konnte vom FB 51 nicht vorgelegt werden. Auch diese Ver-
träge wurden lt. FB 51 nur mündlich geschlossen. Aus Prüfungssicht feh-
len die rechnungsbegründenden Belege. Eine Prüfung der Berechnung 
der Fahrtkosten war nicht möglich. 
 

16.4.2 Integrationshilfe (INTI) 
 

B  Geprüft wurde die städtische Einrichtung Integrationshilfe (INTI) sowie die da-
mit zusammenhängenden Projekte 4S.510002 (Instandhaltungen Jugendwoh-
nungen) und 5S.510004 (GVG Sammelprojekt Jugendwohnungen) der 
Abt. 51.2. Es wurde festgestellt, dass 
 
• in einem Fall die mit der Rechnung eingeräumte Skontofrist von 2 % nicht 

beachtet bzw. eingehalten wurde, 
• die Rechnung einer Firma über nur rd. 46,00 EUR (mit 3 % Skonto inner-

halb von 30 Tagen) erst nach einer Mahnung inkl. Mahngebühren von 
5,00 EUR bezahlt wurde, 

• in einigen Fällen Artikel des Bürobedarfs nicht über das Artikelhandbuch 1 
und notwendiges Reinigungsmaterial nicht über das Artikelhandbuch 3 
beschafft wurden, 

• bei Kopien zweier Rechnungsbelege die entsprechenden Rechnungsbe-
träge nicht mitkopiert wurden. Es bestanden hier somit Prüfungshemm-
nisse. Die entsprechenden Originalbelege konnten nach Aussage des 
FB 51 von der Stadtkasse aufgrund eines Wasserschadens im Lager 
nicht zur Verfügung gestellt werden, 

• der Verein Inti e. V., der verschiedene Aufgaben für die betreuten jungen 
Menschen wahrnimmt, dieselbe Anschrift wie die städtische Einrichtung 
INTI verwendet, dort aber keine entsprechenden Räumlichkeiten ange-
mietet hat. Die städtische Anschrift kann nicht als Postanschrift des priva-
ten Vereins genutzt werden, 

• Abschlagszahlungen des Vereins Inti e. V. für die Hilfe zum Lebensunter-
halt an die Betreuten des Vereins Inti e. V. von einer städtischen Dienst-
stelle durch städtische Bedienstete als Mitglieder des Vereins vorgenom-
men wurden. Aus Prüfungssicht dürfen private Gelder Dritter (des Vereins 
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Inti e. V.) aus Interessenkollision nicht durch städtische Bedienstete aus-
gezahlt werden. Seitens des RPA wurde gegenüber dem FB 51 eine Ab-
grenzung der Stadt zum Verein Inti e. V. thematisiert und darauf hingewie-
sen, dass eine Trennung der städtischen Einrichtung zum privaten Verein 
geboten ist. 
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17.1 Vorbemerkungen 

 
Der Auftrag zur Prüfung des Einsatzes von Informations- und Kommunikati-
onstechnologie in der Verwaltung ergibt sich aus § 155 Abs. 2 Nr. 2 NKomVG 
i. V. m. § 4 Abs. 2 Nr. 2 RPO. 
 
Die IT-Prüfung beinhaltet unmittelbare Prüfungen des ordnungsmäßigen Be-
triebs von IT-Verfahren und begleitende Prüfungen des ordnungsmäßigen 
Einsatzes der Informations- und Kommunikationstechnologie in allen Berei-
chen der Verwaltung. Dazu erfolgt bei Bedarf eine Beteiligung an diesbezügli-
chen Projektgruppen und Arbeitskreisen. 
 
Durch eine frühzeitige Mitwirkung des RPA bei Beschaffungsvorgängen für 
Hard- und Software sowie bei Verfahrenseinführungen und grundlegenden 
den IT-Einsatz betreffenden Entscheidungen sollen vor allem wirtschaftliche 
und vergaberechtliche Gesichtspunkte berücksichtigt werden. Diese erstre-
cken sich über Fragen der am Bedarf orientierten Funktionalität des Verfah-
rens bis hin zur späteren Vertragsgestaltung. 
 

17.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 

17.2.1 Verfahrensprüfungen 
 
Die bei der Stadt eingesetzten Verfahren werden hinsichtlich ihrer organisato-
rischen, fachlichen, rechtlichen und datenschutzrechtlichen Anforderungen 
ganzheitlich kritisch betrachtet. Eine weitergehende Begutachtung erfolgt an-
lassbezogen oder bei ausgesuchten wesentlichen Verfahren. 
 
Im Haushaltsjahr 2021 wurde durch das RPA der Einsatz der folgenden IT-
Verfahren besonders geprüft: 
 

17.2.1.1 Finanzwesen 
 
Seit dem Haushaltsjahr 2008 führt die Stadt die Rechnungslegung vollständig 
nach den für Niedersachsen geltenden Vorschriften des NKR und damit unter 
Anwendung des doppischen Buchungssystems durch. Führendes Finanzwe-
senverfahren ist eine angepasste Ausführung der auf SAP R/3 basierenden 
Branchenlösung SAP PS (Public Sector). 
 
Die Bereitstellung und Systembetreuung des Finanzwesenverfahrens SAP er-
folgt durch die ITEBS GmbH, einem Unternehmen der ITEBO Unternehmens-
gruppe. Der Betrieb erfolgt auf Datenverarbeitungssystemen der 
ITEBO GmbH in deren Rechenzentrum in Osnabrück. Eingesetzt wurde die 
Komponentenversion SAP ECC 6.0 mit dem in 2018 implementierten Enhan-
cement Package 8, Basisrelease: 750. Im Laufe des Jahres machte ein veral-
teter Stand des Zusatzprogramms Kommunalmaster Steuern & Abgaben ei-
nen Releasewechsel auf KM-StA 2019.3 erforderlich, infolgedessen auch das 
Finanzwesenverfahren auf einen höheren Level gepatcht werden musste. 
 
Die Freigabe gemäß § 37 KomHKVO (konkretisiert in den entsprechend 
§ 43 KomHKVO erlassenen städt. DA 10/18 und 20/02) für den eingesetzten 
Gesamtsystemstand (einschließlich aller zugehörigen Schnittstellen) des IT-
Verfahrens „Neues Kommunales Rechnungswesen der Stadt Braunschweig“ 
wurde am 2. November 2018 durch den hierfür verantwortlichen FB 20 erklärt. 
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In 2013/2014 ist eine umfassende IT-Systemprüfung durchgeführt worden. 
Dabei wurden auch Analysen der IT-Geschäftsprozesse und Funktionen im 
Zusammenhang mit dem Finanzwesenverfahren einbezogen. Soweit in die-
sem Zusammenhang Handlungsempfehlungen abgegeben worden sind, wur-
den diese sukzessive umgesetzt. 
 
Im Berichtsjahr wurde auf Ratsbeschluss vom 16. Februar 2021 (Beschluss-
vorlage 21-15106) eine Zweitwohnungssteuer zum 1. Januar 2022 eingeführt. 
Die diesbezügliche Anpassung des Finanzwesenverfahrens führte zunächst 
zu Steuerberechnungen, die auf volle Euro gerundet waren, was der Zweit-
wohnungssteuersatzung widerspricht und zeitnah korrigiert wurde. Um die 
neuen Steuerakten ins DMS der Stadt überführen zu können, musste eine 
Schnittstelle zu enaio® programmiert werden, die nach Einarbeitung von Ände-
rungswünschen der Steuerabteilung rechtzeitig zum Ende des Berichtsjahres 
produktiv ging. Des Weiteren musste im Berichtsjahr die Rechtsänderung des 
NKomVG sowie der KomHKVO umgesetzt werden, da infolge dessen das 
Steuerrecht und das Gemeinderecht bez. der Bewertung geringwertiger Güter 
inhaltlich auseinanderlaufen. In Abstimmung mit einem Beratungsunterneh-
men konnten die technischen Änderungen ins Finanzwesenverfahren über-
nommen werden. Im Zuge eines Tests nach dem Patchen des BDM-Systems 
zeigte sich, dass nach einem Patch in vielen Fällen das Generieren von Pro-
grammen aus technischen Gründen notwendig ist, woraufhin ein entsprechen-
des Generierungsprogramm über Nacht am Wochenende eingesetzt wurde, 
um Programmabbrüchen in Verbindung mit verlängerten Aufrufzeiten entge-
genzuwirken. Die Digitalisierung der Übernahme von Zusatzinformationen in 
die Steuerakte zu den Datensätzen aus dem Datenträgeraustausch Gewerbe-
steuer machte eine Zusatzprogrammierung erforderlich, die problemlos funkti-
oniert. Ende 2019 wurde die Implementierung der Vergnügungssteuer in den 
KM-StA beauftragt. Im Berichtsjahr haben Probeveranlagungen mit bestehen-
den Kassenzeichen zu Fehlermeldungen geführt, deren Problemlösungen 
Veränderungen im BDQ-System erforderlich machten. 
 
Aktuelle Vorarbeiten betrafen insbesondere die Ablösung des bisherigen  
Finanzwesenverfahrens in Form einer auf SAP basierenden Individuallösung 
(Auswertung des Markterkundungsberichts und Vorbereitung von Workshops 
zum Kennenlernen und zum Abgleichen der Herangehensweise des empfoh-
lenen Fachverfahrens), die Einführung der elektronischen Eingangsrech-
nungsverarbeitung (Beauftragung einer Markterkundung), die Umsetzung der 
DSGVO durch Implementierung des SAP-Moduls ILM (Erstellung eines Grob-
konzepts unter Berücksichtigung der Verkettungen von SAP-Objekten), die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Höhe von Verzinsungen 
(Vorläufigkeit der Zinsbescheide ab Juni 2018 und automatische Korrektur 
nach Regelung des Bundesgesetzgebers spätestens zum 31. Juli 2022), die 
Grundsteuerreform (Stadt als Steuerpflichtige und als Steuergläubigerin) und 
die Entscheidung des Oberbürgermeisters, für die Haushaltsjahre 2023/2024 
einen Doppelhaushalt aufzustellen (Ausarbeitung Fachkonzept). 
 

17.2.1.2 Personalwesen 
 
Die bei der Stadt zum 1. Januar 2019 eingesetzte fortentwickelte SAP-Anwen-
dung Kommunalmaster Personal unterstützt die Abteilung Personalbetreuung 
und Kostenabrechnung technisch, insbesondere bei der automatisierten Ab-
wicklung der städtischen Personalabrechnungen. 
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 Die Freigabe des Verfahrens und der jeweils aktuellen Versionen durch die 

Stelle 10.13 Personalkostenabrechnung erfolgten zeitnah; für die zuletzt im 
Berichtsjahr seit dem 26. November 2021 genutzte Version (ERP 6.08 SP 95-
98 Rel. 6.0) am 16. Dezember 2021. 
 
Wie schon in den vorherigen Berichtsjahren betrafen einige wenige Fehlermel-
dungen der ITEBS GmbH eher ungewöhnliche Fallkonstellationen, die bei der 
Stadt zu keinen Berechnungsfehlern geführt hatten oder die bei der Stadt gar 
nicht über den Kommunalmaster bearbeitet wurden. 
 
Gesetzliche Änderungen, wie z. B. der zeitlich bis zum 31. Dezember 2021 
begrenzte Wegfall von Zahlungen des Arbeitgeberanteils zur Arbeitslosenver-
sicherung nach Erreichen der Regelaltersgrenze im Rahmen der Flexi-Rente, 
wurden von der ITEBO GmbH fristgerecht umgesetzt. 
 
Aufgrund des Inkrafttretens des Tarifvertrags Fahrradleasing zum 
1. März 2021 hat die ITEBO durch Bekanntgabe neuer Lohnarten die Voraus-
setzungen für eine maschinelle Verarbeitung der Sachverhalte geschaffen. Es 
gab eine System-Korrektur bei der Erstellung der Arbeitsbescheinigung nach 
§ 312 SGB III, bei der Bescheinigung einer Abwesenheit wegen Quarantäne 
oder Kinderbetreuung nach Infektionsschutzgesetz. 
 

17.2.1.3 Sozialwesen 
 
Bei der Stadt wird seit Dezember 2019 das Verfahren LÄMMkom LISSA der 
Firma Lämmerzahl für die Berechnung und Auszahlung von Leistungen nach 
dem SGB IX und dem SGB XII, dem Asylbewerberleistungsgesetz und der 
Kriegsopferfürsorge genutzt. 
 
Die Freigabeerklärungen für das IT-Verfahren in den jeweils eingesetzten Ver-
sionen erfolgten in der Regel zeitnah durch den FB 50. Im Berichtsjahr wurden 
die Versionen 10.02.22 Release-Nr. 01 und 02 eingespielt, jedoch nur das Re-
lease 02 eingesetzt und freigegeben, weil Release 01 schwerwiegende Fehler 
in der Farbverwaltung aufwies, die zu einer Unbenutzbarkeit der Anwendung 
geführt hätten und die durch Release 02 korrigiert wurden. 
 
Die Weiterentwicklung des Bedarfsermittlungsinstruments Niedersachsen auf 
Version 3 (Dritte Reformstufe des BTHG) findet seit Sommer 2021 flächende-
ckend Anwendung und hat in der Eingliederungshilfe die Ausweitung des Fall-
managements ermöglicht. Es bildet nunmehr das komplette Gesamt- und Teil-
habeplanverfahren ab. Für die Umsetzung in LÄMMkom LISSA bedurfte es 
größerer Programmanpassungen sowie Anpassungen an den internen Vorla-
gen für die Textverarbeitung. 
 
Weitere Aktualisierungen waren notwendig in Bezug auf Corona-Zuschläge, 
den Kinderfreizeitbonus sowie die Einführungen der Grundrente und haben 
mehrere Updates und Patches erforderlich gemacht. 
 
Die mit LÄMMkom LISSA erstellten amtlichen Statistiken für die SBE bereite-
ten für das Jahr 2021 noch immer Probleme, sodass sie häufig erst nach um-
fangreichen Nacharbeiten des Herstellers korrekt gemeldet werden konnten. 
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17.2.1.4 Ordnungswidrigkeiten 

 
Bei der Stadt wird seit Juli 2001 das Verfahren public marius OWI (pmOWI) für 
die Bearbeitung sämtlicher Ordnungswidrigkeiten eingesetzt. 
 
Die Freigabeerklärungen für das IT-Verfahren in den jeweils eingesetzten Ver-
sionen erfolgen durch den FB 32. Die Version 2.8 wurde am 8. Novem-
ber 2019 von der Version 2.9 abgelöst, deren Freigabe am 18. Juni 2020 er-
folgte und die bis ins Jahr 2022 hinein im Einsatz war. 
 
Anpassungen des IT-Verfahrens, z. B. in Form von Gesetzesänderungen, 
werden regelmäßig von der GovConnect, dem Verfahrenshersteller, zeitnah 
eingearbeitet. 
 
Die jeweiligen Bearbeitungsschritte und sämtliche Dokumente zu einer Ord-
nungswidrigkeit werden über das Zusatzmodul enaio® adhoc export in einer 
elektronischen Akte im enaio®-DMS dokumentiert. In diesem Zusammenhang 
werden Signaturkarten für qualifizierte Signaturen benötigt, deren Lieferung 
sich bis zum Berichtsjahr teilweise bis zu drei Monate verzögerte, sodass sich 
dies indirekt auf alle elektronischen Abläufe im Ordnungswidrigkeitsverfahren 
auswirkte. Zum Ende des Berichtsjahrs hatten sich diese Wartezeiten jedoch 
in etwa halbiert. 
 
Der Ende 2020 gestartete Test, eine alternative Signaturkarte eines anderen 
Anbieters einzusetzen, um ggf. flexibel auf weitere Schwierigkeiten reagieren 
zu können, ist daran gescheitert, dass der Zertifikatsmanager, der zum Signa-
turvorgang von enaio® zwingend aufgerufen werden muss, nicht mit den ge-
testeten Signaturkarten kompatibel ist. 
 
Bis zu Beginn des Jahres 2020 bereitete die flächendeckende Umstellung des 
Betriebssystems auf Windows 10 Probleme, da die von enaio® bzw. dem Her-
steller Optimal Systems eingesetzte Version des Office-Signers der Firma 
Mentana zunächst nicht kompatibel mit Windows 10 und dem neuen Karten-
typ der Version 3.1 der Bundesdruckerei war. Das Problem schien gelöst, bis 
sich im Laufe des Berichtsjahres zeigte, dass Teile der Signaturkarten - nun 
auch der Version 4.1 - erst nach manueller Anpassung durch die städtische 
IT-Abteilung einsatzfähig waren. 
 

17.2.2 Begleitende Prüfung/Beratung bei IT-Projekten 
 
Ein erheblicher Teil der Tätigkeiten im Zusammenhang mit der IT- und Pro-
grammprüfung besteht in frühzeitigen begleitenden Prüfungen und Beratun-
gen im Vorfeld von IT-Projekten. Schwerpunkte der prüferischen Begleitungen 
sind dabei die Auswahl einsatzfähiger Hard- und Software und nach Konkreti-
sierung des Bedarfs, die Durchführung der Beschaffung, die vertragliche Aus-
gestaltung des Einsatzes sowie die Einführung des ausgewählten Verfahrens. 
 
Im Rahmen von Gesprächen, insbesondere mit dem FB 10, stehen grundsätz-
liche Fragen zu Beschaffungen, zur Planung und Durchführung von IT-Projek-
ten sowie zur Einführung und Anpassung von internen Vorschriften im Vorder-
grund. 
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 Im Berichtsjahr waren von besonderer Bedeutung: 

 
• Grundsatzfragen zu Beschaffungen durch die Abt. 10.4, 
• Überwachung von Freigabeerklärungen der OE gemäß SDA II 10/18

 , 
• Einführung eines Dokumentenmanagementsystems in der Stadt mit Start 

in drei Pilotbereichen, 
• Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes, 
• Marktanalyse im Bereich der elektronischen Rechnungsverarbeitung, 
• Vorbereitung des Umstiegs von der aktuellen SAP-Finanzwesenlösung 

auf das neue ERP-System SAP S/4HANA, 
• Umsetzung der DSGVO in SAP und anderen automatisierten Verfahren, 
• Einführung eines Tax Compliance Management Systems, 
• Umsetzung des „Digitalpakts Schule“: 

Beschaffung von digitalen Präsentationsflächen, 
Ausbau der Datennetze und des WLAN, Datennetzsanierung, 
Unterzeichnung der Bund-Länder-Vereinbarung „Leihgeräte für Lehr-
kräfte", 

• Umsetzung des Sofortausstattungsprogramms für mobile Endgeräte, 
• Einführung der Selbstverbuchung in der Stadtbibliothek Braunschweig mit 

Hilfe der RFID-Technologie, 
• Cybersicherheitswarnung bez. der Java-Bibliothek log4j wegen möglicher 

Sicherheitslücke log4Shell. 
 

17.2.3 Prüfung von Auftragsvergaben im IT-Bereich 
 
Im Berichtsjahr wurden für den Bereich IT gegliedert nach Bedarfsstellen fol-
gende wesentlichen Vergaben und Inhousegeschäfte vor Auftragserteilung zur 
Prüfung vorgelegt: 
 

 FB 10 
• Beschaffung von 200 Mini-PC und 100 Notebooks wegen Eilbedürftigkeit 

nach Ausschöpfung des Kontingents der Rahmenvereinbarung, 
• Abrufvereinbarung über HPE-Netzwerkkomponenten für weiterführende 

Schulen, 
• Beschaffung einer Aufrufanlagen- und Online-Terminreservierungssoft-

ware, 
• Ablösung des Archiv-Speichersystems Fast LTA Silent Cubes durch das 

Nachfolgesystem Silent Bricks, 
• Erneuerung der Server-Hardware der Telekommunikationsanlage, 
• Erneuerung des Konzernvertrages Enterprise Agreement, 
• Wartungsvertrag Unified-Supportvertrag Microsoft, 
• Rahmenvereinbarung zum Abruf von Client-Hardware aus dem Rahmen-

vertrag der ProVitako, 
• Miete von Druckern und Multifunktionsgeräten nebst Verbrauchskosten, 
• Einführung des E-Government-Portals OpenR@thaus inkl. Fachverfah-

rensintegration. 
 

 Ref. 0120 
• Einführung einer Befragungssoftware mit multimodalen bzw. hybriden Er-

hebungsmöglichkeiten, 
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• Beschaffung eines Nachfolgeverfahrens für das Wahl-Fachverfahren 
„Wahlinfo/Voteplus“. 
 

 FB 20 
• Software zur Einführung eines Tax Compliance Management Systems, 
• Patchwechsel der städtischen KV-SAP Systeme, 
• Beauftragung eines Kontingents an Unterstützungsleistung zum Projekt 

„Elektronischer Rechnungseingang“, 
• Einrichtung einer Schnittstelle zwischen enaio® und SAP zur Bearbeitung 

der Zweitwohnungssteuer. 
 

 FB 32 
• Beschaffung von Outdoor-Smartphones einschl. Software zur Parkraum-

überwachung. 
 

FB 37 
• Beschaffung von 120 Digitalen Meldeempfängern mit Zubehör für die Frei-

willige Feuerwehr der Stadt. 
 

 FB 40 
• Rahmenvereinbarung zum Abruf von digitalen interaktiven Panels und  

Open-Pluggable Spezifikation-PC, 
• Beschaffung von 270 Convertible-Notebooks und insgesamt 655 Apple  

iPads inkl. Zubehör und Dienstleistungen zur Inventarisierung für diverse 
Schulen zur Umsetzung der schulischen Medienkonzepte und des Sofort-
ausstattungsprogrammes des Bundes zur Unterstützung des digitalen Un-
terrichts, 

• Beschaffung einer ANTON App-Schulträgerlizenz für die Grundschulen 
der Stadt, 

• Beschaffung von 1.342 Apple iPads, 100 Android-Tablets und 355 Con-
vertible-Notebooks zur Umsetzung des Programms „Leihgeräte für Lehr-
kräfte“, 

• Rahmenvereinbarung zum Abruf von Hardware für Schulen nebst Rollout-
Dienstleistungen, 

• Beitritt zum FWU-Rahmenvertrag 4.0 zur Anmietung von Microsoft 
Windows Betriebssystemlizenzen. 
 

 FB 51 
• Beschaffung von 19 Lizenzen LÄMMkom LISSA zur Umsetzung des BuT. 

 
 FB 61 

• Einrichtung eines Planungsinformations- und Beteiligungsservers. 
 

 FB 66 
• Erwerb einer CAD-basierten Straßenplanungssoftware. 

 
 Städtisches Klinikum gGmbH 

• Verlängerung mit anschließender Erneuerung des Microsoft-Enterprise- 
Agreementvertrages, 

• Beschaffung eines Scale Out NAS-Archivspeichersystems, 
• Lieferung, Implementierung und Betrieb eines Computer-Aided-In-

tegrated-Facility-Managements, 
• Einführung einer Arzneimittelverordnungssoftware, 
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• Ersatzbeschaffung einer Informations- und Managementsoftware für die 
Radiologie und Nuklearmedizin, 

• Upgrade und Instandhaltung des Telekommunikationssystems OpenS-
cape 4000 V5. 
 

 Regionalverband Großraum Braunschweig 
• Einführung einer E-Vergabe-Software („daisi by BPV“). 
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18.1 Prüfungsauftrag 

 
Der Auftrag zur Prüfung der wirtschaftlichen Betätigung der Stadt ergibt sich 
aus § 155 Abs. 2 Nrn. 2, 4 und 5 NKomVG i. V. m. § 4 Abs. 2 Nrn. 2, 4 
und 5 RPO. Bei der Stadt wurden hierzu im Berichtsjahr die Bereiche 
 
• Betätigung der Stadt bei Unternehmen und Einrichtungen in einer Rechts-

form des privaten Rechts, an denen die Stadt unmittelbar oder mittelbar 
beteiligt ist, 

• Kassen-, Buch- und Betriebsprüfung, soweit sich die Stadt eine solche 
Prüfung bei einer Beteiligung vorbehalten hat, 

• Führung von Betrieben gewerblicher Art und 
• Steuererklärungen von Betrieben gewerblicher Art 

 
 geprüft. 

 
Die Stadt hat in den Gesellschaftsverträgen bzw. Satzungen der Gesellschaf-
ten, die sie führt oder an denen sie beteiligt ist, dem RPA die Prüfungsrechte 
nach § 155 Abs. 2 Nrn. 4 und 5 NKomVG i. V. m. § 4 Abs. 2 Nrn. 4 und 5 RPO 
und/oder die Befugnisse nach § 54 HGrG eingeräumt. 
 

18.2 Prüfung der Betätigung der Stadt bei Unternehmen und Einrichtungen in einer 
Rechtsform des privaten Rechts, an denen die Stadt unmittelbar oder mittel-
bar beteiligt ist 
 

18.2.1 Vorbemerkungen 
 
Gegenstand der Prüfung der Betätigung der Stadt bei Unternehmen und Ein-
richtungen in einer Rechtsform des privaten Rechts mit unmittelbarer oder mit-
telbarer Beteiligung ist, ob die Stadt die maßgeblichen kommunalrechtlichen 
Vorschriften zur wirtschaftlichen Betätigung beachtet und ob die Stadt die Ein-
haltung der für die Gesellschaften, die sie führt oder an denen sie beteiligt ist, 
maßgeblichen gesellschaftsrechtlichen Vorschriften und sie ergänzende Best-
immungen in den Gesellschaftsverträgen bzw. Satzungen im Wesentlichen 
überwacht. 
 
Die Prüfung der Beachtung der maßgeblichen kommunalrechtlichen Vorschrif-
ten seitens der Stadt umfasst insbesondere die Voraussetzungen für die wirt-
schaftliche Betätigung (§ 136 NKomVG), die Maßgaben für die Führung von 
bzw. Beteiligung an Unternehmen in einer Rechtsform des privaten Rechts 
(§ 137 NKomVG), die Vertretung der Stadt in Unternehmen und Einrichtungen 
(§ 138 NKomVG) sowie die Berichtspflichten nach § 151 NKomVG. 
 
Die Prüfung der Überwachung der maßgeblichen gesellschaftsrechtlichen 
Vorschriften und sie ergänzende Bestimmungen in den Gesellschaftsverträ-
gen bzw. Satzungen seitens der Stadt umfasst die Auswertung der Vorlagen 
an den FPA und den VA, der Protokolle über die Aufsichtsratssitzungen und 
die Gesellschafterversammlungen sowie des Beteiligungsberichts nach 
§ 151 NKomVG. 
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18.2.2 Feststellungen und Erläuterungen 

 
Die Prüfung der Betätigung der Stadt bei Unternehmen und Einrichtungen in 
einer Rechtsform des privaten Rechts, an denen sie unmittelbar oder mittelbar 
beteiligt ist, bezog sich im Berichtsjahr auf die städtischen Gesellschaften 
Braunschweig Stadtmarketing GmbH, Grundstücksgesellschaft Braun-
schweig mbH, Hafenbetriebsgesellschaft Braunschweig mbH, Nibelungen-
Wohnbau-GmbH Braunschweig, Stadtbad Braunschweig Sport und Frei-
zeit GmbH, Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH und Volks-
hochschule Braunschweig GmbH. 
 
Es haben sich bei dieser Prüfung keine wesentlichen Anhaltspunkte dafür er-
geben, dass die Stadt die maßgeblichen kommunalrechtlichen Vorschriften 
nicht beachtet hat. 
 
Im Rahmen der Prüfung sind keine Tatsachen bekannt geworden, dass die 
Stadt die Einhaltung der für die Gesellschaften, die sie führt oder an denen sie 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, maßgeblichen gesellschaftsrechtlichen 
Vorschriften und sie ergänzende Bestimmungen in den Gesellschaftsverträ-
gen bzw. Satzungen nicht in geeigneter Form überwacht hat. 
 
Die Auswertung des von der Stadt gemäß § 151 NKomVG zu erstellenden Be-
teiligungsberichts (im Berichtsjahr der XXIV. Beteiligungsbericht für die städti-
schen Gesellschaften, der dem Haushaltsplan 2021 der Stadt beigefügt ist 
und im Wesentlichen das Haushaltsjahr 2019 betrachtet) auf die Einhaltung 
der Berichtspflichten nach § 151 NKomVG hat keine Anhaltspunkte für we-
sentliche Beanstandungen ergeben. 
 
Die Auswertung der Vorlagen an den FPA und den VA sowie der vorliegenden 
Protokolle über die Gremiensitzungen hat ergeben, dass die von der Stadt in 
die Gesellschaften entsandten Vertreter ihre Tätigkeiten entsprechend den ge-
setzlichen Regelungen und gesellschaftsvertraglichen Vereinbarungen wahr-
genommen haben. Sie haben sich regelmäßig von der Geschäftsführung der 
Gesellschaften über den Geschäftsverlauf informiert und veranlasst, dass die 
in den Ausschüssen gefassten Beschlüsse seitens der Geschäftsführung in 
den Gesellschaften umgesetzt werden. 
 
Die Beschlussverfahren über die Wirtschaftspläne und zu den Auftragsverga-
ben zur Prüfung der Jahresabschlüsse und der Lageberichte der Gesellschaf-
ten haben keinen Anlass zu Beanstandungen gegeben. Das gleiche gilt für die 
Verfahren zur Feststellung der Jahresabschlüsse der Gesellschaften und die 
Entlastung der Geschäftsführungen und der Aufsichtsräte. 
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 In der folgenden Übersicht sind für die Gesellschaften, die die Stadt führt oder 

an denen sie unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, die Ergebnisse nach Steu-
ern des Berichtsjahres und der vier vorhergehenden Geschäftsjahre in TEUR 
dargestellt. 
 
 2021 2020 2019 2018 2017 
Gesellschaft TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR 
Braunschweig Stadtmarketing GmbH -1.782 -1.841 -1.596 -1.493 -1.511 
Braunschweiger Verkehrs-GmbH -26.212 -24.624 -25.047 -21.656 -19.467 
Braunschweig Zukunft GmbH -1.556 -1.472 -1.555 -1.401 -1.154 
Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH 428 634 4 -1.100 -740 
Grundstücksgesellschaft Braunschweig mbH -1.022 -608 1.865 -404 -433 
Hafenbetriebsgesellschaft 
Braunschweig mbH 576 722 521 677 547 
Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braunschweig 5.045 5.895 5.603 5.547 6.434 
Braunschweig Beteiligungen GmbH (zum 
Prüfungszeitpunkt Stadt Braunschweig 
Beteiligungs-Gesellschaft mbH) -30.002 -32.010 -33.984 -25.922 -24.865 
Stadtbad Braunschweig 
Sport und Freizeit GmbH -7.725 -7.509 -7.632 -7.811 -7.888 
Stadthalle Braunschweig 
Betriebsgesellschaft mbH -3.987 -5.131 -4.540 -4.391 -4.609 
Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH -7.231 -10.957 -15.001 -4.521 1.282 
Struktur-Förderung Braunschweig GmbH -283 -183 97 -36 -39 
Volkshochschule Braunschweig GmbH -1.705 -1.188 -1.061 -962 -809 

 
Das Ergebnis nach Steuern der Braunschweig Beteiligungen GmbH (zum Prü-
fungszeitpunkt Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH) beinhaltet 
im Beteiligungsergebnis die Gewinnabführungen bzw. Verlustübernahmen der 
nachfolgend aufgeführten Beteiligungsgesellschaften. 
 
 2021 2020 2019 2018 2017 
Gesellschaft TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR 
Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG 6.411 4.659 5.808 5.598 5.419 
Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braunschweig 1.816 1.660 1.592 2.111 2.227 
Hafenbetriebsgesellschaft Braun-
schweig mbH 396 542 341 243 331 
Braunschweiger Verkehrs-GmbH -26.304 -24.716 -25.139 -21.747 -19.559 
Kraftverkehr Mundstock GmbH -204 -925 60 204 190 
Stadtbad Braunschweig 
Sport und Freizeit GmbH -7.350 -7.172 -7.254 -7.420 -7.568 
Stadthalle Braunschweig 
Betriebsgesellschaft mbH -3.969 -5.055 -4.449 -4.144 -4.396 
Summe Beteiligungsergebnis -29.204 -31.007 -29.041 -25.155 -23.356 
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 Folgende Gesellschaften erhielten im Berichtsjahr von der Stadt Betriebsmit-

telzuschüsse: 

• Allianz für die Region GmbH 180 TEUR, 
• Braunschweig Zukunft GmbH 1.556 TEUR, 
• Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH 2.137 TEUR, 
• Haus der Familie GmbH 217 TEUR, 
• Metropolregion Hannover Braunschweig Göttingen Wolfsburg GmbH 

50 TEUR, 
• Braunschweig Beteiligungen GmbH (zum Prüfungszeitpunkt Stadt Braun-

schweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH) 30.050 TEUR, 
• Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH 395 TEUR, 
• Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH 217 TEUR, 
• Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH 11.866 TEUR, 
• Struktur-Förderung Braunschweig GmbH 154 T€, 
• Volkshochschule Braunschweig GmbH 1.763 TEUR, 
• VHS Arbeit und Beruf GmbH 2.938 TEUR. 

 
 Bei den folgenden Gesellschaften wurden im Berichtsjahr seitens der Stadt 

Einlagen in die Kapitalrücklagen geleistet: 

• Braunschweig Stadtmarketing GmbH 2.279 TEUR, 
• Braunschweig Beteiligungen GmbH (zum Prüfungszeitpunkt Stadt Braun-

schweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH) 2.251 TEUR, 
• Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH 111 TEUR, 
• Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH 40 TEUR. 

 
18.3 Kassen-, Buch- und Betriebsprüfung, soweit sich die Stadt eine solche Prü-

fung bei einer Beteiligung vorbehalten hat 
 

18.3.1 Vorbemerkungen 
 
Gegenstand der Kassenprüfung sind die Kassen, die Kassenführung und die 
Kassenberichte der zu prüfenden Gesellschaften. Geprüft wird, ob das Kas-
senwesen rechtmäßig und wirtschaftlich geführt wird sowie zuverlässig einge-
richtet ist. 
 
Gegenstand der Buchprüfung bei einer zu prüfenden Gesellschaft ist deren 
Buchführung für das Berichtsjahr. Die Prüfung beschränkt sich grundsätzlich 
entsprechend § 4 Abs. 2 Satz 2 RPO auf die Auswertung des Berichts des ex-
ternen Abschlussprüfers über die Prüfung des Jahresabschlusses und des La-
geberichts. Im Vordergrund stehen der Bestätigungsvermerk des Abschluss-
prüfers zum Jahresabschluss und Lagebericht, die Aussagen zur Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung, zu den wirtschaftlichen Verhältnissen und 
bei kleinen Kapitalgesellschaften im Sinne des § 267 Abs. 1 HGB zusätzlich 
die Aussagen zur wirtschaftlichen Führung der Gesellschaft (§ 30 Satz 1 
Nrn. 3 und 4 EigBetrVO). Daneben werden wesentliche Positionen der Bilanz 
und der GuV ausgewertet sowie Erläuterungen und Aussagen im Anhang und 
Lagebericht auf Plausibilität geprüft. 
 
Betriebsprüfungen bei den Gesellschaften erfolgen aus gegebenem Anlass 
oder soweit Aufträge dazu erteilt werden. Im Berichtsjahr erfolgten keine Be-
triebsprüfungen. 
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18.3.2 Feststellungen und Erläuterungen 

 
Im Berichtsjahr wurden bei folgenden städtischen Eigengesellschaften und 
Beteiligungen gemäß § 5 Abs. 4 Buchst. b RPO Kassenprüfungen vorgenom-
men: 
 
• Braunschweig Stadtmarketing GmbH, 
• Braunschweig Zukunft GmbH, 
• Grundstücksgesellschaft Braunschweig mbH, 
• Hafenbetriebsgesellschaft Braunschweig mbH, 
• Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braunschweig, 
• Braunschweig Beteiligungen GmbH (zum Prüfungszeitpunkt Stadt Braun-

schweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH), 
• Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH, 
• Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH, 
• Städtisches Klinikum Braunschweig gGmbH, 
• Struktur-Förderung Braunschweig GmbH, 
• Volkshochschule Braunschweig GmbH. 

 
 Im Rahmen der Kassenprüfungen wurde festgestellt, dass das Kassenwesen 

der im Berichtsjahr geprüften Gesellschaften rechtmäßig und wirtschaftlich ge-
führt wird sowie zuverlässig eingerichtet ist. Anhaltspunkte für wesentliche Be-
anstandungen haben sich nicht ergeben. 
 
Die im Rahmen der Buchprüfung durchgeführte generelle Auswertung der Be-
richte der externen Abschlussprüfer über die Prüfung des Jahresabschlusses 
zum 31. Dezember 2021 und des Lageberichts 2021 der im Berichtsjahr ge-
prüften Gesellschaften hat keine Tatbestände für wesentliche Beanstandun-
gen ergeben. Ergänzende Feststellungen hat das RPA nicht getroffen. 
 
Entsprechend der seit dem 1. Januar 2005 geltenden Rechtslage obliegen 
dem RPA unter den Voraussetzungen des § 158 Abs. 1 Satz 1 und 
Satz 2 NKomVG i. V. m. § 157 Satz 1 NKomVG grundsätzlich auch die Prü-
fungen der Jahresabschlüsse und der Lageberichte der kleinen Kapitalgesell-
schaften im Sinne des § 267 Abs. 1 HGB sowie der sog. Kleinstkapitalgesell-
schaften im Sinne des § 267a Abs. 1 Satz 1 HGB, an denen die Stadt in dem 
in § 53 HGrG bezeichneten Umfang beteiligt ist. Es kann mit der Durchführung 
der Prüfung auch einen Dritten beauftragen oder zulassen, dass die Beauftra-
gung mit dem Einvernehmen des RPA unmittelbar durch die Gesellschaft er-
folgt. 
 
Vereinbarungsgemäß erfolgten die entsprechenden Beauftragungen für das 
Geschäftsjahr 2021 an externe Abschlussprüfer im Einvernehmen mit dem 
RPA unmittelbar durch die Gesellschaften. 
 
Die Prüfung der Jahresabschlüsse zum 31. Dezember 2021 und der Lagebe-
richte 2021 der kleinen Kapitalgesellschaften sowie der Ordnungsmäßigkeit 
der Geschäftsführung, der wirtschaftlichen Verhältnisse und der wirtschaftli-
chen Führung der Gesellschaften hat seitens der Abschlussprüfer in keinem 
Fall zu Einwendungen geführt. Sie haben uneingeschränkte Prüfungsver-
merke nach § 322 HGB erteilt. Das RPA hat nach Auswertung der Prüfungs-
berichte der Abschlussprüfer in keinem Fall ergänzende Feststellungen für er-
forderlich gehalten und entsprechende Abschlussvermerke erteilt (§ 34 Abs. 1 
Satz 3 EigBetrVO). 
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Die Prüfung der Beschlussverfahren über die Feststellung der Jahresab-
schlüsse der Gesellschaften und über die Entlastung der Geschäftsführungen 
und Aufsichts- bzw. Verwaltungsräte gab zu Beanstandungen ebenfalls kei-
nen Anlass. 
 
Die Vorschriften zur Bekanntmachung der Ergebnisse der Prüfung und zur öf-
fentlichen Auslegung der Jahresabschlüsse zum 31. Dezember 2021 und der 
Lageberichte 2021 der kleinen Kapitalgesellschaften im Sinne des § 267 
Abs. 1 HGB wurden für die unmittelbaren Tochtergesellschaften der Stadt be-
achtet (§ 36 EigBetrVO). 
 

18.4 Führung von Betrieben gewerblicher Art 
 

18.4.1 Vorbemerkungen 
 
Die Prüfung der bei der Stadt geführten BgA erfolgt je nach den individuellen 
Gegebenheiten eines BgA. 
 
Bei den BgA, denen ein Miet- oder Pachtvertrag zugrunde liegt, wurde geprüft, 
ob die Zahlung der Mieten bzw. Pachten sowie ggf. die Erstellung der Jahres-
abrechnung vertragsgemäß erfolgte und die Buchungen der vom Vertrags-
partner geleisteten Zahlungen im Finanzwesenverfahren SAP ordnungsge-
mäß vorgenommen wurden. 
 
Bei den BgA, die Leistungen im Rahmen von Geschäftsbesorgungsverträgen 
erbringen und/oder Rechnungen stellen, waren die Einhaltung der Geschäfts-
besorgungsverträge sowie die erstellten Rechnungen für die gegenüber dem 
Vertragspartner erbrachten Leistungen Prüfungsgegenstand. Geprüft wurden 
die rechnerische und sachliche Richtigkeit der Rechnungen sowie die ord-
nungsmäßige Verbuchung der vom Vertragspartner geleisteten Zahlungen im 
Finanzwesenverfahren SAP. 
 
Bez. der Miet- und Pachtverträge, Geschäftsbesorgungsverträge und Rech-
nungen sowie der Betriebsabrechnung und Gebührenkalkulation wurden die 
nachfolgend aufgeführten BgA der Stadt für das Berichtsjahr geprüft: 
 
Miet- und Pachtverträge: 
 
• B201 Stadion Verpachtung, 
• B202 Tiefgaragen Verpachtung, 
• B203 Großmarkt Verpachtung, 
• B204 Gewandhauskeller Verpachtung, 
• B209 Stadthalle Verpachtung. 

 
 Geschäftsbesorgungsverträge und Rechnungen: 

 
• B101 Personalserviceleistungen, 
• B102 IT-Service für private Unternehmen im Konzern, 
• B103 Personalzuweisungen, 
• B200 Reisemobilstellplatz Nutzung, 
• B322 Feinstaubplaketten, 
• B323 Automaten, 
• B414 Sponsoring Kulturprojekte, 
• B514 Sponsoring Kinder- und Jugendprojekte, 
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• B671 Grünpflege städtische Gesellschaften. 
 

18.4.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 
Wesentliche Prüfungsfeststellungen haben sich bei der Prüfung der o. g. BgA 
der Stadt im Einzelfall nicht ergeben. 
 
Fehlerhafte Zuordnungen bei den Kostenstellen, PSP-Elementen und Sach-
konten wurden - sofern noch möglich - für den jeweiligen Prüfungszeitraum 
mit den entsprechenden Umbuchungen im Finanzwesenverfahren SAP korri-
giert. 
 
Bei den BgA, denen Miet- oder Pachtverträge zugrunde liegen, wurden den 
zuständigen Organisationseinheiten für den Fall anstehender Vertragsände-
rungen entsprechend der Prüfungsfeststellungen Aktualisierungen und Anpas-
sungen empfohlen. 
 

18.5 Steuererklärungen von Betrieben gewerblicher Art 
 

18.5.1 Vorbemerkungen 
 
Gegenstand der Prüfung waren die für die nachfolgend aufgeführten BgA der 
Stadt seitens des FB 20 erstellten Steuererklärungen. 
 
Die Anfertigung der Steuererklärungen erfolgte im Vorfeld teilweise durch be-
auftragte externe Prüfungseinrichtungen. 
 
Die Prüfung des RPA erfolgte anhand der vom FB 20 vorgelegten Unterlagen 
und der entsprechenden Steuerbescheide des Finanzamtes. In Klammern 
wird jeweils das Jahr genannt, für das die Prüfung erfolgt ist: 
 
• B101 Personalserviceleistungen (2021), 
• B102 IT-Service für private Unternehmen im Konzern (2021), 
• B201 Stadion Verpachtung (2020), 
• B202 Tiefgaragen Verpachtung (2019 und 2020), 
• B203 Großmarkt Verpachtung (2019 und 2020), 
• B204/B207 Gaststätten (2020 und 2021), 
• B209 Stadthalle Verpachtung (2020), 
• B321 Märkte (2020 und 2021), 
• B322 Feinstaubplaketten (2020 und 2021), 
• B611 Geoinformation (2020). 
 

18.5.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 
Wesentliche Prüfungsfeststellungen haben sich bei der Prüfung der o. g. Steu-
erklärungen der BgA der Stadt im Einzelfall nicht ergeben. 
 

18.6 Prüfung des Kinder- und Jugendzeltplatzes Lenste 
 

18.6.1 Vorbemerkungen 
 
Gegenstand der Prüfung im Bereich der Erträge des Kinder- und Jugendzelt-
platzes Lenste sind die geschlossenen Verträge mit den Nutzern. Geprüft wur-
den für das Haushaltsjahr 2021 die rechnerische Richtigkeit der vorgelegten 
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Abrechnungen, die vertragsgemäßen Einzahlungen sowie die ordnungsge-
mäße Verbuchung der von den Vertragspartnern geleisteten Zahlungen im Fi-
nanzwesenverfahren SAP. 
 
Die bei dem Kinder- und Jugendzeltplatz Lenste im Haushaltsjahr 2021 ge-
buchten Aufwendungen wurden anhand der vorgelegten Belege auf die rech-
nerische Richtigkeit sowie die ordnungsgemäße Verbuchung im Finanzwesen-
verfahren SAP geprüft. 
 

18.6.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 

B Entsprechend der im Prüfungszeitraum gültigen Dienstanweisung über das 
Anordnungswesen sind die Rechnungen so zu bearbeiten, dass ein Skontoab-
zug vor Fristablauf möglich ist (SDA 20/02 Tz. 8.3). Da nur einige Firmen 
überhaupt einen Skontoabzug gewähren, sollte dieses bei der Rechnungsbe-
arbeitung entsprechend berücksichtigt werden. 
 

B Bei den Vereinbarungen mit den Ehrenamtlichen ist es zwingend notwendig, 
den Zeitraum, in dem die Tätigkeit ausgeübt wurde, in der geschlossenen Ver-
einbarung über die nebenberufliche Tätigkeit in einer gemeinnützigen Einrich-
tung anzugeben. 
 
Die Vereinbarung ist von beiden Parteien zu unterschreiben, ebenso ist der 
Bearbeitungsvermerk auf der letzten Seite auszufüllen. Eine Unterzeichnung 
„i. A. für den ehrenamtlichen Helfer“ darf nicht erfolgen. 
 

B Bei drei Rechnungen sind im Prüfungszeitraum Mahngebühren und Verzugs-
zinsen in Höhe von 126,77 € durch verzögerte Zahlungen entstanden. Auf 
eine rechtzeitige Zahlung von Rechnungen ist zur Vermeidung von Zinsen und 
Mahngebühren verstärkt zu achten. 
 
Bezüglich der Prüfung des Kinder- und Jugendzeltplatzes Lenste für das 
Jahr 2021 werden keine weiteren Einwendungen erhoben. 
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19.1 Prüfungsauftrag 

 
Der Auftrag zur Prüfung von Zuwendungen ergibt sich aus § 155 Abs. 2 
Nr. 2 NKomVG i. V. m. § 4 Abs. 2 Nr. 2 RPO und bezieht sich hier auf 
 
• erhaltene und geleistete Zuwendungen und 
• Schenkungen, Spenden u. ä. Zuwendungen im Sinne des § 111 Abs. 7 

Satz 1 NKomVG. 
 

 Erhaltene und geleistete Zuwendungen sind Finanzhilfen eines Zuwendungs-
gebers an einen Zuwendungsnehmer zur Erfüllung von Aufgaben seitens des 
Empfängers, die für laufende Zwecke, für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen, als Schuldendiensthilfen o. ä. geleistet werden können, 
und umfassen Zuweisungen und Zuschüsse. Zuweisungen sind Übertragun-
gen innerhalb des öffentlichen Sektors und Zuschüsse sind Übertragungen 
vom öffentlichen Sektor an den privaten Sektor und umgekehrt. 
 
Eine Schenkung ist eine freiwillige Zuwendung einer Person, durch die je-
mand aus seinem Vermögen einen anderen bereichert und beide Teile dar-
über einig sind, dass die Zuwendung ohne Gegenleistung, d. h. unentgeltlich, 
erfolgt (vgl. § 516 Abs. 1 BGB). 
 
Eine Spende ist eine freiwillige Zuwendung einer Person an einen Empfänger 
ohne unmittelbare Gegenleistung seitens des Empfängers für einen bestimm-
ten Zweck und kann u. a. in einer Geld- oder Sachleistung bestehen. Sie ist 
bürgerlich-rechtlich eine Schenkung im Sinne des § 516 Abs. 1 BGB und wird 
unter bestimmten Voraussetzungen steuerrechtlich zu einer Sonderausgabe 
und damit eine Spende im Sinne des Einkommensteuerrechts. 
 
Unter ähnliche Zuwendungen fallen z. B. das Sponsoring und der Erwerb von 
Todes wegen. Sponsoring ist eine Zuwendung einer Person mit wirtschaftli-
chen Interessen an einen Empfänger und basiert grundsätzlich auf dem Prin-
zip von Leistung und Gegenleistung und kann in einer Geld-, Sach- oder 
Dienstleistung bestehen. Art und Umfang des Erwerbs von Todes wegen sind 
in § 3 ErbStG geregelt. 
 

19.2 Erhaltene Zuwendungen 
 

19.2.1 Vorbemerkungen 
 
Die Stadt erhielt im Berichtsjahr investive und erfolgswirksame Zuwendungen. 
 
Die Einzahlungen für investive erhaltene Zuwendungen (Investitionszuweisun-
gen und -zuschüsse) betrugen laut Finanzrechnung 3.203 TEUR (Vorjahr: 
7.764 TEUR). 
 

  

http://de.wikipedia.org/wiki/Verm%C3%B6gen_(Wirtschaft)
http://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__516.html
https://de.wikipedia.org/wiki/B%C3%BCrgerliches_Gesetzbuch
https://de.wikipedia.org/wiki/Schenkung
http://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__516.html
https://de.wikipedia.org/wiki/B%C3%BCrgerliches_Gesetzbuch
https://de.wikipedia.org/wiki/Sonderausgabe_(Steuerrecht)
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 Die bilanziell ausgewiesenen Investitionszuweisungen und -zuschüsse entwi-

ckelten sich ausweislich der entsprechenden Sachkonten buchwertmäßig wie 
folgt: 
 
 Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
Investitionszuweisungen und -zuschüsse TEUR TEUR TEUR % 
Anfangsbestand 1. Januar 199.704 205.168 -5.464 -2,7 
Zugänge 3.161 7.152 -3.991 -55,8 
Umbuchungen 4 -5 9 >-100,0 
Abgänge -228 -102 -126 123,5 
Auflösungen -12.307 -12.509 202 -1,6 
Endbestand 31. Dezember 190.334 199.704 -9.370  

  
Die bilanzielle Prüfung der unter den Sonderposten „Investitionszuweisungen 
und -zuschüsse“ ausgewiesenen investiven erhaltenen Zuwendungen erfolgt 
im Rahmen der rechnungslegungsbezogenen Jahresabschlussprüfung 
(vgl. Tz. 10). Für den Ausweis gilt § 44 Abs. 5 Satz 1 KomHKVO, wonach 
empfangene Investitionszuweisungen und -zuschüsse für abnutzbare Vermö-
gensgegenstände als Sonderposten ausgewiesen und entsprechend der Nut-
zungsdauer des Vermögensgegenstandes aufgelöst werden. 
 
Die erfolgswirksamen erhaltenen Zuwendungen (ertragswirksam) umfassen: 
 
  Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
  TEUR TEUR TEUR % 
311 Schlüsselzuweisungen 143.783 151.942 -8.159 -5,4 
313 sonstige allgemeine Zuweisungen 13.681 66.724 -53.043 -79,5 
314 Zuweisungen für lfd. Zwecke u. a. 27.079 22.500 4.579 20,4 
319 Aufgabenbezogene Leistungsbeteili-

gungen 33.979 34.304 -325 -0,9 
  218.522 275.470 -56.948  

  
Die korrespondierenden Zahlungen betragen: 
 
  Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
  TEUR TEUR TEUR % 
611 Schlüsselzuweisungen 143.783 151.942 -8.159 -5,4 
613 sonstige allgemeine Zuweisungen 13.681 66.724 -53.043 -79,5 
614 Zuweisungen für lfd. Zwecke u. a. 26.529 22.065 4.464 20,2 
619 Aufgabenbezogene Leistungsbeteili-

gungen 35.120 34.754 366 1,1 
 Summe 219.113 275.485 -56.372  

  
Geprüft wurde die Einhaltung der für erhaltene Zuwendungen maßgeblichen 
Vorschriften und sie ergänzende Bestimmungen. 
 
Für die Schlüsselzuweisungen (311/611) und die sonstigen allgemeinen Zu-
weisungen (313/613) sind dies 
 
• das NFAG vom 14. September 2007 (Nds. GVBl. 2007 S. 466), Stand: 

10. Dezember 2020 (Nds. GVBl. Nr. 45/2020 S. 477; Haushaltbegleitge-
setz 2021 Art. 1, Änderung des NFAG) und 
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• das NFVG vom 13. September 2007 (Nds. GVBl. 2007 S. 461), Stand: 
10. Dezember 2020 (Nds. GVBl. Nr. 45/2020 S. 477 Art. 3, Gesetz zur 
Änderung des NFVG). 
 

 Für die Zuweisungen für lfd. Zwecke (314/614) und die aufgabenbezogenen 
Leistungsbeteiligungen (319/619) sind dies u. a. die ANBest-P sowie die AN-
Best-Gk. 
 

19.2.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 

19.2.2.1 Investive erhaltene Zuwendungen 
 
Über Bemerkungen, die sich im Rahmen der bilanziellen Prüfung aufgrund 
von Beanstandungen ergeben, die seitens des RPA zu Einwendungen führen, 
wird - soweit zutreffend - unter Tz. 10 berichtet. 
 

19.2.2.2 Erfolgswirksam erhaltene Zuwendungen 
 
Die Schlüsselzuweisungen (311/611) und sonstigen allgemeinen Zuweisun-
gen (313/613) des Landes für das Berichtsjahr wurden seitens der Stadt vom 
FB 20 geprüft. Sie entsprachen der Höhe nach dem sog. Finanzausgleichsbe-
scheid 2021 (Bescheid vom 31. März 2021 des LSN) und formal den o. g. Vor-
schriften. 
 
Gegen die Finanzausgleichsbescheide 2019 und 2020 wurde vom FB 20 je-
weils Widerspruch eingelegt mit der Begründung, dass der Stadt höhere Fi-
nanzausgleichszahlungen zustehen, sofern ihr eine höhere Einwohnerzahl zu-
zurechnen ist (siehe Schlussberichte 2019 Tz. 20.2.2.2 und 2020 Tz. 
19.2.2.2). Zum Zeitpunkt des Eingangs des Finanzausgleichsbescheids 2021 
stand eine Klärung der betreffenden Angelegenheit für 2019 und 2020 seitens 
des LSN weiterhin aus. Aus diesem Grund hat der FB 20 mit Schreiben vom 
15. April 2021 auch Widerspruch gegen den Finanzausgleichsbescheid 2021 
erhoben. Am 4. November 2021 fand ein Gespräch zwischen Vertretern des 
LSN und der Stadt Braunschweig bezüglich der Abweichung amtlicher Ein-
wohnerzahlen des LSN von den Braunschweiger Melderegisterzahlen statt. 
Ein Austausch über Ergebnisse sollte in 2022 stattfinden. Bis Stand 21. No-
vember 2022 wurden weitere Versuche unternommen, die Fehlerursachen 
aufzuklären. Die Widerspruchsverfahren 2019, 2020 und 2021 sind bis zu ei-
nem abschließenden Ergebnis ruhend gestellt. 
 
Die vom Land erhaltenen Schlüsselzuweisungen (311/611) fielen im Berichts-
jahr um rd. 8.159 TEUR niedriger aus als im Vorjahr. Für die Verteilung der Fi-
nanzmasse für Schlüsselzuweisungen sind die jeweilige Steuerkraft, die zu 
erbringenden Sozialleistungen sowie die Einwohnerzahl der einzelnen Nieder-
sächsischen Kommunen im zugrundeliegenden Zeitraum maßgeblich. Hin-
sichtlich der Schlüsselzuweisungen für das Jahr 2021 ergab sich aufgrund hö-
herer Steuereinnahmen eine höhere Steuerkraftmesszahl für die Stadt als im 
Vorjahr, insbesondere bei der Gewerbesteuer. 
 
Die erhaltenen sonstigen allgemeinen Zuweisungen (313/613) fielen im Be-
richtsjahr um rd. 53.043 TEUR geringer aus als im Vorjahr. Sie betreffen ins-
besondere Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises, deren nicht durch 
Einnahmen gedeckten Kosten zu 75 v. H. pauschal erstattet werden. In den 
Zuweisungen des Vorjahres waren, im Gegensatz zum Berichtsjahr, Aus-
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gleichsleistungen für Gewerbesteuerausfälle und zur Abgeltung krisenbeding-
ter Mehraufwendungen enthalten. Die Höhe der Zuweisungen im Berichtsjahr 
entspricht nun in etwa wieder der Höhe der Vorvorjahre. 
 
Die erhaltenen Zuweisungen für lfd. Zwecke u. a. (314/614) betreffen im Be-
richtsjahr Zuweisungen vom Bund i. H. v. rd. 1.482 TEUR (Vorjahr: rd. 
1.379 TEUR) und Land i. H. v. rd. 23.607 TEUR (Vorjahr: rd. 19.986 TEUR) 
sowie weitere Zuweisungen insbesondere von sonstigen öffentlichen und pri-
vaten Bereichen i. H. v. rd. 1.990 TEUR (Vorjahr: rd. 1.135 TEUR). Die ent-
sprechenden Zuweisungen wurden vom RPA nur in den Fällen geprüft, in de-
nen vom Zuwendungsgeber eine Bestätigung der ordnungsmäßigen Verwen-
dung entsprechender Zuwendungen gefordert wurde. In den geprüften Fällen 
wurde vom RPA die ordnungsmäßige Verwendung der zur Verfügung gestell-
ten Mittel im Wesentlichen bestätigt. 
 
Die aufgabenbezogenen Leistungsbeteiligungen (319/619) betreffen im Be-
richtsjahr vom Nds. Landesamt für Soziales, Jugend und Familie geleistete 
Zuschüsse für Arbeitsuchende für Unterkunft und Heizung i. H. v. rd. 
33.979 TEUR (Vorjahr: rd. 34.304 TEUR). Die Höhe der verpflichtend zu leis-
tenden Zuschüsse wird regelmäßig durch die Stelle 50.02 auf Ordnungsmä-
ßigkeit geprüft. Beanstandungen haben sich grundsätzlich nicht ergeben. 
 

19.3 Geleistete Zuwendungen 
 

19.3.1 Vorbemerkungen 
 
Die Stadt leistete im Berichtsjahr investive und erfolgswirksame Zuwendun-
gen. 
 
Die Auszahlungen für investive geleistete Zuwendungen (Investitionszuwei-
sungen und -zuschüsse) betrugen 6.433 TEUR (Vorjahr: 5.802 TEUR) und 
stellen sich ausweislich der entsprechenden Sachkonten wie folgt dar: 
 
  Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
  TEUR TEUR TEUR % 
7811 Zuweisungen und Zuschüsse für In-

vestitionen an das Land 4.907 4.652 255 5,5 
7814 Investitionszuschüsse an sonstige 

Empfänger 409 204 205 100,5 
7815 Investitionszuschüsse an verbun-

dene Unternehmen, Sondervermö-
gen und Beteiligungen 436 294 142 48,3 

7818 Investitionszuschüsse an übrige Be-
reiche 681 652 29 4,4 

 Summe 6.433 5.802 631  
  

Sie betrafen insbesondere die Krankenhausumlage, einen Zuschuss an die 
Braunschweiger Verkehrs GmbH zur Umgestaltung des Verkehrsknotenpunk-
tes Berliner Straße/Bahnhof Gliesmarode, Förderung des Studentenwohn-
heims Langer Kamp und Zuwendungen an den MTV Braunschweig e. V. zur 
Errichtung eines Sportfunktionsgebäudes. Aktiviert werden diese Zuwendun-
gen auf dem Sachkonto 004100 „Immaterielle Vermögensgegenstände aus 
geleisteten Zuwendungen“. Die korrespondierenden Abschreibungen erfolgen 
über das Sachkonto 471101 „AfA immaterielle Vermögensgegenstände Inves-
titionszuweisungen“. Die bilanzielle Prüfung erfolgt im Rahmen der Jahresab-
schlussprüfung (vgl. Tz. 10). Für den Ausweis gilt § 44 Abs. 4 KomHKVO. 
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Die erfolgswirksamen geleisteten Zuwendungen (aufwandswirksam) umfas-
sen: 
 
  Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
  TEUR TEUR TEUR % 
4311 Zuweisungen an das Land 11.621 11.467 154 1,3 
4313 Zuweisungen an Zweckverbände 2.566 2.383 183 7,7 
4315 Zuschuss an verbundene Unterneh-

men, Beteiligungen und Sonderver-
mögen 59.836 83.367 -23.531 -28,2 

4316 Zuschuss an sonstige öffentliche 
Sonderrechnungen 12 0 12 100,0 

4317 Zuschuss an private Unternehmen 36 1.814 -1.778 -98,0 
4318 Zuschuss an übrige Bereiche 73.406 71.347 2.059 2,9 
4371 Entschuldungsumlage gemäß NFAG 1.292 1.290 2 0,2 
4373 Allgemeine Umlage an Zweckver-

bände 39 35 4 11,4 
 Summe 148.808 171.703 -22.895  

  
Darüber hinaus umfassen die Aufwendungen für Sozial- und Jugendhilfeleis-
tungen und sonstige soziale Leistungen (433) im Berichtsjahr 184.460 TEUR 
(Vorjahr: 176.205 TEUR) und die Aufwendungen für die Gewerbesteuerum-
lage (434) 13.289 TEUR (Vorjahr: 8.446 TEUR). Die Transferaufwendungen 
betragen im Berichtsjahr somit 346.557 TEUR (Vorjahr: 356.354 TEUR). 
 
Die korrespondierenden Zahlungen betragen: 
 
  Berichtsjahr Vorjahr Veränderungen 
  TEUR TEUR TEUR % 
7311 Zuweisungen an das Land 11.621 11.467 154 1,3 
7313 Zuweisungen an Zweckverbände 2.566 2.383 183 7,7 
7315 Zuschuss an verbundene Unterneh-

men, Beteiligungen und Sonderver-
mögen 60.293 87.708 -27.415 -31,3 

7316 Zuschuss an sonstige öffentliche 
Sonderrechnungen 12 0 12 100,0 

7317 Zuschuss an private Unternehmen 121 1.728 -1.607 -93,0 
7318 Zuschuss an übrige Bereiche 72.087 70.013 2.074 3,0 
7371 Entschuldungsumlage gemäß NFAG 1.292 1.290 2 0,2 
7373 Allgemeine Umlage an Zweckver-

bände 0 0 0 0,0 
 Summe 147.992 174.589 -26.597  

  
Die korrespondierenden Zahlungen für Sozial- und Jugendhilfeleistungen und 
sonstige soziale Leistungen (733) betragen im Berichtsjahr 181.875 TEUR 
(Vorjahr: 177.512 TEUR) und die Auszahlungen für die Gewerbesteuerumlage 
(734) 11.639 TEUR (Vorjahr: 6.458 TEUR). Die Transferauszahlungen betra-
gen im Berichtsjahr somit 341.506 TEUR (Vorjahr: 358.559 TEUR). 
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 Geprüft wurde die Einhaltung der für geleistete Zuwendungen maßgeblichen 

Vorschriften und sie ergänzende Bestimmungen. Dies sind u. a.: 
 
• der Staatstheatervertrag vom 1. September 1955 bzw. 19. März 1956 und 

die ergänzende Klarstellungsvereinbarung vom 3. Februar 2011 (Land) 
bzw. 10. Februar 2011 (Stadt), 

• die städtischen Zuwendungsrichtlinien in der Fassung vom 14. Juli 1998, 
• die Sportförderrichtlinien in der Fassung vom 2. April 2014, 
• die Richtlinien zur Förderung der Kinder- und Jugendarbeit Freier Träger 

in Braunschweig Teil 1 bis 3, Stand: 1. Januar 2018, 
• die Richtlinie der Stadt Braunschweig zur Förderung von Investitionen in 

kleineren und mittleren Unternehmen (KMU Richtlinie) vom 23. Septem-
ber 2009, 

• die Richtlinie der Stadt Braunschweig für die Gewährung von Zuschüssen 
an Existenzgründer in Braunschweig vom 1. Oktober 2012, 

• die Förderrichtlinien der Stadt Braunschweig für den FB Kultur in der Fas-
sung vom 1. Januar 2008, 

• das Nds. Gesetz zum Bundesgesetz zur wirtschaftlichen Sicherung der 
Krankenhäuser und zur Regelung der Krankenhauspflegesätze (Nds. 
Krankenhausgesetz) in der Fassung vom 19. Januar 2012 
(Nds. GVBl. 2012 S. 2), Stand: 15. Juli 2020 (Nds. GVBl. 27/2020 S. 246 
Art. 4, S. 104; Änderung des Niedersächsischen Krankenhausgesetzes), 

• die Bekanntmachung des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und 
Gleichstellung vom 18. November 2020 (Nds. MBl. 52/2020 S. 1.277 bez. 
der für 2021 aufzubringenden Krankenhausumlage). 
 

19.3.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 

19.3.2.1 Investive geleistete Zuwendungen 
 
Über Bemerkungen, die sich im Rahmen der bilanziellen Prüfung aufgrund 
von Beanstandungen ergeben, die seitens des RPA zu Einwendungen führen, 
wird - soweit zutreffend - unter Tz. 10 berichtet. 
 

19.3.2.2 Erfolgswirksam geleistete Zuwendungen 
 
Mit Inkrafttreten der Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen aus 
Haushaltsmitteln der Stadt Braunschweig vom 14. Juli 1998 (städtische Zu-
wendungsrichtlinien) entfiel ab 1. Januar 1999 für die FB und Ref. die gene-
relle Pflicht, dem RPA eine Übersicht über die gewährten Zuwendungen zu 
übersenden. Unter Hinweis auf § 5 Abs. 2 RPO wurde daraufhin mit Beginn 
des Haushaltsjahres 1999 mittels Verfügung des RPA vom 21. Dezem-
ber 1998 (für die FB und Ref.) eine Berichtspflicht für Zuwendungen, die (um-
gerechnet) mindestens 1.000,00 EUR betragen, eingeführt. Die Einhaltung 
dieser Berichtspflicht für Zuwendungen aus Haushaltsmitteln der Stadt an 
Dritte und die Einhaltung der städtischen Zuwendungsrichtlinien wurde für die 
einzelnen FB und Ref. geprüft. Beanstandungen, die sich dabei ggf. ergeben, 
werden der jeweiligen Organisationseinheit mitgeteilt. Bemerkungen aufgrund 
von Beanstandungen ergaben sich u. a. bez. der folgenden Sachverhalte: 
 

B Im Rahmen der Prüfung der vom Ref. 0103 im Haushaltsjahr 2021 an Dritte 
gewährte Zuwendungen wurde u. a. festgestellt, dass: 
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• bei bestimmten Vorgängen der Vermerk zur Antragsprüfung gemäß § 6 
Abs. 2 der städtischen Zuwendungsrichtlinien fehlte, 

• zwei Vorgänge nicht die Vorgaben der städtischen Zuwendungsrichtlinien 
erfüllten, da kein Zuwendungsbescheid gemäß § 8 erstellt wurde, in ei-
nem dieser beiden Fälle außerdem kein schriftlicher Antrag auf Zuwen-
dung vorlag, der Stadtbezirksrat selbst als Antragsteller angegeben wurde 
und die Zahlung der Zuwendung schlussendlich direkt an den Rech-
nungssteller erfolgte und in dem anderen der beiden Fälle der schriftliche 
Antrag erst nach Auszahlung der Zuwendung eingereicht wurde, 

• der Hinweis an einen Zuwendungsempfänger, die vollständigen Angaben 
über Einnahmen und Ausgaben einer Maßnahme seien eine dringende 
Vorgabe des Rechnungsprüfungsamtes, nicht zutreffend ist, da es sich 
vielmehr um Vorgaben handelt, die sich aus den grundlegenden Vor-
schriften für die Zuwendungsgewährung ergeben (siehe hierzu Ziffer 5.4 
Anlage 2 „Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projekt-
förderung“ der städtischen Zuwendungsrichtlinien), 

• in einem Prüfungsvermerk nicht festgestellt wurde, dass die Vorlage des 
Verwendungsnachweises verfristet erfolgte, die im zahlenmäßigen Nach-
weis aufgeführten Ausgaben außerhalb des Bewilligungszeitraums lagen 
und die Mittel nicht innerhalb von zwei Monaten nach Mittelabruf veraus-
gabt wurden. 
 

B Im Rahmen der Prüfung der vom FB 40 für das Haushaltsjahr 2021 an Dritte 
gewährten Zuwendungen wurde u. a. festgestellt, dass 
 
• bei einer Zuwendung an einen Bildungsträger der Umfang der zuwen-

dungsfähigen Ausgaben gemäß § 8 der Zuwendungsrichtlinien im Zuwen-
dungsbescheid nicht benannt wurde. Weiterhin wurden im Zuwendungs-
bescheid vom 23. Juni 2020 die ANBest-I für Zuwendungen der institutio-
nellen Förderung zum Bestandteil des Zuwendungsbescheids erklärt. Es 
handelt sich hier jedoch nicht um eine institutionelle Förderung, sondern 
um eine Projektförderung, der die ANBest-P zugrunde liegt. Lt. Ziffer 5.4 
der ANBest-P sind in dem zahlenmäßigen Nachweis die Einnahmen und 
Ausgaben in zeitlicher Folge und voneinander getrennt entsprechend der 
Gliederung des Finanzierungsplans auszuweisen. Der Nachweis muss 
alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (Zu-
wendungen, Leistungen Dritter, eigene Mittel) und Ausgaben enthalten. 
Aus dem entsprechenden Nachweis müssen Tag, Empfänger/Einzahler 
sowie Grund und Einzelbetrag jeder Zahlung ersichtlich sein. Der Bericht 
des Buchprüfers weist lediglich Gesamtsummen aus, 

• bei Zuwendungen aus dem sog. städtischen Corona-Bildungsfond, aus 
dem Bildungsprojekte und Bildungsvorhaben der non-formalen und infor-
mellen Bildung gefördert werden, in mehreren Fällen die entsprechende 
Voraussetzung „Teilnehmer aus Braunschweig“ nicht dokumentiert und 
damit prüfbar war. Außerdem hätten bei der Aufstellung zu dem Rats-Be-
schluss 21-16859 über die Gewährung von Zuwendungen aus dem städti-
schen Corona-Bildungsfond die Maßnahmen an städtische Einrichtungen 
(Kindertagesstätte bzw. Jugendzentrum) nicht aufgeführt werden dürfen, 
da hier keine tatsächlichen Zahlungen durch den FB 40 geleistet wurden 
und Zuwendungen innerhalb der Stadtverwaltung nicht möglich sind. 
 

B Im Rahmen der Prüfung der vom FB 51 für das Haushaltsjahr 2021 an Dritte 
gewährten Zuwendungen wurde u. a. festgestellt, dass 
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• bei einer Zuwendung an einen Freien Träger in 2021 keine Überprüfung 
des sog. Besserstellungsverbots i. S. d. § 3 Abs. 6 der städtischen Zu-
wendungsrichtlinien bzw. der Ziffer 1.3 der ANBest-I im Rahmen der An-
tragsprüfung erfolgt ist. Die vom FB 51 vorgenommene Gesamtbetrach-
tung der Personalkosten ist aus Prüfungssicht nicht mit der zugrundelie-
genden ANBest-I vereinbar. Weiterhin wird beanstandet, dass der FB 51 
bez. dieser Zuwendung keine entsprechende Belegprüfung durchgeführt 
hat und vom FB 51 die gesamten Antragsunterlagen (Kosten- und Finan-
zierungsplan) nicht mehr aufgefunden und beim RPA zur Prüfung vorge-
legt werden konnten, 

• bei einer Zuwendung an einen Verein für eine Sprachförderung eine Pau-
schale für Verwaltungs- bzw. Bürokosten i. H. v. 7 v. H. der zuwendungs-
fähigen Sachausgaben anerkannt und gewährt wurde. Nach § 9 Abs. 2 
der städtischen Zuwendungsrichtlinien kann eine Bürokostenpauschale 
(für laufende Kosten, insbesondere Telefonkosten, Büromaterial etc.) bis 
zu 3 v. H. der zuwendungsfähigen Sachausgaben, höchstens jedoch bis 
zu 1.533,88 EUR ohne Einzelbeleg anerkannt werden, 

• einem Jugendverband ein Zuschuss i. H. v. 33.500,00 EUR in Form einer 
Festbetragsfinanzierung zu den Organisations- und Raumkosten nach der 
Jugendhilferichtlinie Teil 1 gewährt wurde. Für die Einstufung der entspre-
chenden Förderhöhe nach Ziffer 1.4.2 dieser Richtlinie wurde nicht der 
Durchschnittsbetrag der in den letzten drei Kalenderjahren vor der Antrag-
stellung durchgeführten Maßnahmen als Bezugsgröße verwendet, son-
dern das Jahr 2020 wurde als Bezugsjahr aufgrund fehlender bzw. nicht 
durchgeführter Maßnahmen während dieser sog. Coronazeit außer Acht 
gelassen. Sofern die zugrunde zu legenden Maßnahmenzahlen der sog. 
Coronajahre als nicht repräsentativ erachtet werden, ist aus Prüfungssicht 
eine Ergänzung oder Abänderung von Ziffer 1.4.2 dieser Richtlinie vom 
Rat zu beschließen. 
 

B Bei der Prüfung der vom Ref 0670 für das Haushaltsjahr 2021 gewährten Zu-
wendungen wurde u. a. festgestellt, dass 
 
• bei einer Zuwendung an einen Verband zur Ausrichtung einer Deutschen 

Meisterschaft entgegen des Zuwendungsbescheids des Ref. 0670 i. V. m 
Ziffer 5.5 der ANBest-P der Zuwendungsempfänger keine maßnahmenbe-
zogenen Belege vorgelegt hat und diese auch nicht vom Ref. 0670 zur 
Kontrolle angefordert wurden, 

• bei einer Zuwendung an einen Sportverein die im Zuwendungsbescheid 
festgesetzte zu fördernde Gesamtsumme i. H. v rd. 207 TEUR nicht be-
achtet wurde. Verfügt der Zuwendungsnehmer über ausreichende Eigen-
mittel (hier rd. 200 TEUR) sowie entsprechende weitere Einnahmen (hier 
rd. 22 TEUR), um die Gesamtausgaben der zur fördernden Maßnahme zu 
realisieren (hier rd. 207 TEUR), entsteht somit auch kein Fehlbedarf und 
eine Zuwendung darf in solch einem Fall im Hinblick auf den Subsidiari-
tätsgrundsatz nicht gewährt werden. Der Kosten- und Finanzierungsplan 
vom 19. Februar 2021, der dem Zuwendungsbescheid zugrunde liegt, ist 
hinsichtlich der Höhe der Gesamtausgaben verbindlich (Ziffer 1.2. AN-
Best-P). Werden zur Erreichung des Zuwendungszwecks des Projekts da-
her zusätzliche Ausgaben über die festgelegte Höchstsumme (hier von rd. 
207 TEUR) notwendig, so ist auch insoweit eine Anzeige und die Einrei-
chung eines aktualisierten Kosten- und Finanzierungsplans notwendig. 
Andernfalls handelt es sich bei den Mehrausgaben um zweckwidrige Ver-
wendungen, die bei der abschließenden Berechnung des tatsächlichen 
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Fehlbedarfsanteils unberücksichtigt bleiben müssten. Weiterhin wird be-
anstandet, dass aufgrund der hier gewährten Projektförderung Rücklagen 
wie auch Rückstellungen nicht zuwendungsfähig und aus der eingereich-
ten Einnahme-Ausgabe-Liste herauszurechnen sind. Dies ist unterblie-
ben, 

• auch bei einer anderen Zuwendung an einen Verein eine Anzeige und die 
Einreichung eines aktualisierten Kosten- und Finanzierungsplans unter-
blieben ist. Die lt. dem Verwendungsnachweis höheren Gesamtausgaben 
führen nicht wie im Prüfungsvermerk des Ref. 0670 angegeben zu höhe-
ren zuwendungsfähigen Gesamtausgaben, da der Finanzierungsplan hin-
sichtlich des Gesamtergebnisses verbindlich ist, 

• für ein Projekt eines Sportvereins eine Zuwendung in Form einer Projekt-
förderung mit Vollfinanzierung i. H. v. 52.000,00 EUR beschlossen und 
mit Bescheid vom 17. März 2021 eine entsprechende Festbetragsfinan-
zierung bewilligt wurde. Gemäß des zugrundeliegenden Kosten- und Fi-
nanzierungsplans erfolgt die Durchführung dieses Projekts mittels eines 
Honorarvertrags. Dem zur Prüfung vorgelegten Verwendungsnachweis 
waren die entsprechenden Honorarverträge nicht beigefügt. Ein prüffähi-
ger Stundennachweis für die Vergütung der beauftragten Honorarkraft 
war nicht erstellt worden. Aus Prüfungssicht ist es erforderlich, dass für 
entsprechend aufgewandte Stunden aussagekräftige und prüffähige Ver-
gütungslisten vorgelegt werden können. 
 

B Aufgrund auch anderweitiger jährlich wiederkehrender Beanstandungen des 
RPA bei der Gewährung von Zuwendungen an Dritte besteht bei den bewilli-
genden FB und Ref. aus Prüfungssicht ein dringender Handlungs- und Kon-
trollbedarf zur Sicherstellung der Einhaltung der für Zuwendungen maßgebli-
chen Rechtsvorschriften. 
 
Die Entschuldungsumlage gemäß NFAG (4371/7371) für 2021 i. H. v. 
1.292 TEUR (Vorjahr: 1.290 TEUR) wurde vom FB 20 überprüft. Sie entsprach 
der Höhe nach dem Festsetzungsbescheid und den maßgeblichen Vorschrif-
ten. 
 

  



- 155 - 
 
19 Zuwendungen   
 
19.4 Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 

 
19.4.1 Vorbemerkungen 

 
Die Stadt darf gemäß § 111 Abs. 7 Satz 1 NKomVG zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben Spenden, Schenkungen u. ä. Zuwendungen einwerben und annehmen 
oder an Dritte vermitteln, die sich an der Erfüllung von (kommunalen) Aufga-
ben beteiligen. Über die entsprechende Annahme oder Vermittlung von Spen-
den, Schenkungen u. ä. Zuwendungen im obigen Sinne entscheidet entspre-
chend § 111 Abs. 7 NKomVG und § 26 KomHKVO bei der Stadt zurzeit 
 
• bis 100,00 EUR der OBM, 
• über 100,00 EUR bis 2.000,00 EUR der VA und 
• über 2.000,00 EUR der Rat. 

 
 Bei sog. Kettenzuwendungen, die mehrere Einzelzuwendungen eines Zuwen-

dungsgebers umfassen, entscheidet vom Zeitpunkt der Überschreitung einer 
Wertgrenze das unter Zugrundelegung der Höhe des Gesamtwerts der Zu-
wendung zuständige Organ über die entsprechende Annahme oder Vermitt-
lung einer Zuwendung (§ 26 Abs. 3 KomHKVO). 
 
Zu prüfen ist die Einhaltung der maßgeblichen Vorschriften und sie ergän-
zende Bestimmungen über eine ggf. gebotene Bilanzierung von Spenden, 
Schenkungen u. ä. Zuwendungen sowie das Verfahren zur Einwerbung und 
zur Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen u. ä. Zuwendun-
gen entsprechend § 111 Abs. 7 NKomVG und § 26 KomHKVO. 
 

19.4.2 Feststellungen und Erläuterungen 
 
Soweit die Bilanzierung von Spenden, Schenkungen u. ä. Zuwendungen - die 
auch den Erwerb von Todes wegen im Sinne des § 3 ErbStG umfassen - ge-
boten ist, werden diese nach Meldung durch die Organisationseinheiten zent-
ral vom FB 20 in die Anlagenbuchhaltung übernommen. In Höhe des Werts 
einer aktivierungspflichtigen Spende, Schenkung u. ä. Zuwendung wird  
- soweit geboten - korrespondierend ein entsprechender Sonderposten gebil-
det. Die Bewertung ist an § 47 Abs. 2 i. V. m. § 49 KomHKVO anzulehnen und 
für den Ausweis gilt § 44 Abs. 5 KomHKVO. Über Bemerkungen, die sich im 
Rahmen der bilanziellen Prüfung aufgrund von Beanstandungen ergeben, die 
seitens des RPA zu Einwendungen führen, wird unter Tz. 10 berichtet. 
 
Zu den maßgeblichen Vorschriften hinsichtlich der Spenden, Schenkungen 
u. ä. Zuwendungen und den zu beachtenden Vorschriften zur Rechnungsle-
gung hat die Verwaltung die SDA II 20/10 (DA Zuwendungen) erlassen. Die 
DA Zuwendungen ist Ende November 2018 in Kraft getreten. 
 
Die Stadt hat gemäß § 111 Abs. 7 Satz 4 NKomVG jährlich einen Bericht zu 
erstellen, in dem die Zuwendungsgeber, die Zuwendungen und die Zuwen-
dungszwecke anzugeben sind, und ihn an die Kommunalaufsichtsbehörde zu 
übersenden. Auf Basis einer dafür vom FB 20 eingerichteten Datenbank erge-
ben sich für eingeworbene und angenommene oder vermittelte Spenden, 
Schenkungen u. ä. Zuwendungen zusammengefasst für das Berichtsjahr fol-
gende Ergebnisse: 
 

  



- 156 - 
 
19 Zuwendungen   
 

 Summe 
davon 

x ≤ 100,00 
davon 

100,00 < x ≤ 2.000,00 
davon 

x > 2.000,00 
davon 

Sachspenden 

FB 10 1 10,00 1 10,00 0 0,00 0 0,00 0 0,00 

FB 37 98 58.076,64 50 3.032,25 43 22.431,39 5 32.613,00 7 9.710,00 

FB 40 221 371.011,21 48 2.684,95 148 75.835,16 25 292.491,10 139 293.842,70 

Ref. 0100 2 2.050,94 0 0,00 2 2.050,94 0 0,00 1 415,00 

Ref. 0412 4 9.893,00 0 0,00 1 1.150,00 3 8.743,00 1 2.993,00 

Ref. 0413 3 2.700,00 0 0,00 3 2.700,00 0 0,00 3 2.700,00 

Ref. 0414 4 6.734,00 2 120,00 1 614,00 1 6.000,00 0 0,00 

Ref. 0500 45 59.691,93 0 0,00 41 33.121,91 4 26.570,02 0 0,00 

FB 41 23 55.896,98 2 200,00 15 8.698,98 6 46.998,00 14 5.948,98 

FB 50 7 25.390,00 0 0,00 4 5.400,00 3 19.990,00 2 12.790,00 

FB 51 33 78.322,70 6 355,83 23 13.916,87 4 64.050,00 16 4.503,87 

FB 61 1 33.300,00 0 0,00 0 0,00 1 33.300,00 0 0,00 

FB 67 117 45.340,00 2 130,00 114 42.810,00 1 2.400,00 1 300,00 

Summe 559 748.417,40 111 6.533,03 395 208.729,25 53 533.155,12 184 333.203,55 
  

Die in der obigen Tabelle in der Zeile Summe aufgeführten Werte teilen sich 
bez. der eingeworbenen und angenommenen Zuwendungen an die Stadt und 
vermittelte Zuwendungen an Dritte wie folgt auf: 
 

 Summe 
davon 

x ≤ 100,00 
davon 

100,00 < x ≤ 2.000,00 
davon 

x > 2.000,00 
davon 

Sachspenden 

Stadt 475 524.427,80 97 5.725,80 338 168.537,70 40 350.164,30 154 261.113,82 

Dritte 84 223.989,60 14 807,23 57 40.191,55 13 182.990,82 30 72.089,73 

Summe 559 748.417,40 111 6.533,03 395 208.729,25 53 533.155,12 184 333.203,55 
  

Die in der obigen Tabelle in der Zeile „Stadt“ aufgeführten Werte teilen sich 
bez. Geld- und Sachspenden wie folgt auf: 
 

 Summe 
davon 

x ≤ 100,00 
davon 

100,00 < x ≤ 2.000,00 
davon 

x > 2.000,00  
Geldspen-
den 321 263.313,98 64 3.939,68 236 114.925,90 21 144.448,40   
Sachspen-
den 154 261.113,82 33 1.786,12 102 53.611,80 19 205.715,90   
Summe 
Stadt 475 524.427,80 97 5.725,80 338 168.537,70 40 350.164,30   

  
Für die Buchung von erhaltenen Geldspenden und anderweitig erhaltenen Zu-
schüssen sind seitens des FB 20 die nachfolgend aufgeführten Ertrags- und 
Einzahlungskonten vorgesehen, die zum Ende des Berichtsjahres folgende 
Salden ausweisen: 
 
Konto Kontenbezeichnung Saldo   

314710 Zuschüsse von privaten Unternehmen 31.656,54   

314810 Zuschüsse von übrigen Bereichen 301.520,17   

614710 Zuschüsse von privaten Unternehmen 14.224,47   

614810 Zuschüsse von übrigen Bereichen 509.407,46   
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B Die jeweils korrespondierenden Ertrags- und Einzahlungskonten müssen 

grundsätzlich, d. h. abgesehen von zeitlichen bzw. von periodenbezogenen 
Abweichungen, nach Abschluss eines Haushaltsjahres in etwa die gleichen 
Salden ausweisen. Dies ist hier nicht der Fall. Außerdem war ein vollständiger 
Abgleich bzw. eine Prüfung zwischen den Daten in der vom FB 20 eingerich-
teten Datenbank und den Buchungen auf den vom FB 20 für Spenden, Schen-
kungen u. ä. Zuwendungen vorgesehenen Konten für das Berichtsjahr wiede-
rum nicht möglich. Die in der DA Zuwendungen zusätzlich geforderten Bu-
chungshinweise in der Zuwendungsdatenbank wurden für 2021 von den Orga-
nisationseinheiten FB 40, 41 und Ref. 0412, 0414 nicht eingetragen. Der 
FB 20 hat in seiner Stellungnahme zum Schlussbericht 2020 mitgeteilt, alle 
Organisationseinheiten nochmals nachdrücklich auf die ordnungsmäßige Er-
fassung der notwendigen Buchungsdaten hinzuweisen. 
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20.1 Regionalverband Großraum Braunschweig 

 
20.1.1 Vorbemerkungen 

 
Durch das Gesetz vom 27. November 1991 ist der Zweckverband Großraum 
Braunschweig (ZGB) gebildet worden (seit 22. März 2017: Regionalverband 
Großraum Braunschweig [Regionalverband]). 
 
Nach § 11 Abs. 2 der Verbandsordnung vom 28. September 2017 bzw. § 11 
Abs. 1 der Verbandsordnung vom 6. Oktober 2022 erfolgt die örtliche Prüfung 
des Regionalverbands nach Maßgabe der §§ 155 und 156 NKomVG durch 
das RPA der Stadt. 
 

20.1.2 Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2020 
 
Gegenstand der Prüfung war der seitens des Regionalverbands entsprechend 
§ 128 Abs. 1 NKomVG unter Beachtung der GoB aufzustellende Jahresab-
schluss zum 31. Dezember 2020 mit seinen Bestandteilen gemäß § 128 
Abs. 2 und 3 NKomVG. 
 
Nach dem Ergebnis der Prüfung hat das RPA gegen die Buchführung und den 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2020 des Regionalverbands keine Ein-
wendungen erhoben und dazu mit Datum vom 23. November 2022 dem Regi-
onalverband einen Bericht mit der Prüfungsaussage vorgelegt, dass seitens 
des RPA keine Bedenken bestehen, dass die Verbandsversammlung des Re-
gionalverbands entsprechend § 129 Abs. 1 Satz 3 NKomVG i. V. m. § 5 der 
Verbandsordnung den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2020 beschließt 
und dem Verbandsdirektor Entlastung erteilt. 
 
Auf dieser Basis hat die Verbandsversammlung des Regionalverbands am 
8. Dezember 2022 den Jahresabschluss 2020 beschlossen und dem Ver-
bandsdirektor Entlastung erteilt. 
 

20.1.3 Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2021 
 
Gegenstand der Prüfung war der seitens des Regionalverbands entsprechend 
§ 128 Abs. 1 NKomVG unter Beachtung der GoB aufzustellende Jahresab-
schluss zum 31. Dezember 2021 mit seinen Bestandteilen gemäß § 128 
Abs. 2 und 3 NKomVG. 
 
Nach dem Ergebnis der Prüfung hat das RPA gegen die Buchführung und den 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 des Regionalverbands keine Ein-
wendungen erhoben und dazu mit Datum vom 16. Juni 2023 dem Regional-
verband einen Bericht mit der Prüfungsaussage vorgelegt, dass seitens des 
RPA keine Bedenken bestehen, dass die Verbandsversammlung des Regio-
nalverbands entsprechend § 129 Abs. 1 Satz 3 NKomVG i. V. m. § 5 der Ver-
bandsordnung den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 beschließt und 
dem Verbandsdirektor Entlastung erteilt. 
 
Auf dieser Basis hat die Verbandsversammlung des Regionalverbands am 
6. Juli 2023 den Jahresabschluss 2021 beschlossen und dem Verbandsdirek-
tor Entlastung erteilt. 
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20.2 Regionalbahnfahrzeuge Großraum Braunschweig GmbH 

 
20.2.1 Vorbemerkungen 

 
Die Regionalbahnfahrzeuge Großraum Braunschweig GmbH (RGB) ist han-
delsrechtlich am 16. April 2012 durch Eintragung in das Handelsregister 
(Amtsgericht Braunschweig, HRB 203530) gegründet worden. Alleiniger Ge-
sellschafter der RGB ist der Regionalverband. 
 
Eine Pflicht zur Prüfung des Jahresabschlusses der RGB, die in die Zustän-
digkeit des RPA der Stadt fällt, ergibt sich aus § 8 Abs. 3 Satz 2 i. V. m. Satz 1 
des Gesellschaftsvertrags sowie § 158 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 157 NKomVG. 
Danach ist die Jahresabschlussprüfung bei der RGB nach den Vorschriften 
über die Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben durchzuführen. 
 
Von der Prüfpflicht durch einen Abschlussprüfer im Sinne des § 319 HGB ist 
die RGB nach § 316 Abs. 1 HGB befreit, da sie entsprechend der Vorgaben 
des § 267 Abs. 1 HGB eine kleine Kapitalgesellschaft ist. 
 

20.2.2 Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2021 
 
Die Jahresabschlussprüfung 2021 entsprechend § 30 EigBetrVO erfolgte in 
Anwendung der in den §§ 18 bis 26 EigBetrVO genannten handelsrechtlichen 
Vorschriften und sie ergänzenden Bestimmungen. 
 
Nach dem Ergebnis der Jahresabschlussprüfung 2021 hat das RPA gegen die 
Buchführung, den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie die Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung, die wirtschaftliche Führung und die wirt-
schaftlichen Verhältnisse für das am 31. Dezember 2021 endende Geschäfts-
jahr keine Einwendungen erhoben. 
 
Mit Bericht vom 27. Juni 2022 hat das RPA einen uneingeschränkten Prü-
fungsvermerk entsprechend § 33 Abs. 2 EigBetrVO in Anlehnung an 
§ 322 HGB erteilt. 
 

20.3 Jüdel-Stiftung in Braunschweig 
 
Entsprechend § 11 Abs. 3 Satz 2 der Satzung der Jüdel-Stiftung vom 1. Feb-
ruar 1995 hat das RPA die Jahresrechnung 2021 der Jüdel-Stiftung 
geprüft. 
 
Beanstandungen haben sich bei der Prüfung der Jahresrechnung 2021 der 
Jüdel-Stiftung nicht ergeben. 
 
Mit Bericht vom 8. März 2022 hat das RPA die Ordnungsmäßigkeit und Rich-
tigkeit der Jahresrechnung 2021 der Jüdel-Stiftung bestätigt. 
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 Entsprechend § 156 Abs. 3 NKomVG fasst das RPA die Ergebnisse der Prü-

fungen des Jahresabschlusses 2021 wie folgt zusammen: 
 
Prüfungsvermerk zum Jahresabschluss 2021: 
 
„Der seitens der Stadt im Sinne des § 128 Abs. 1 NKomVG nach den Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung klar und übersichtlich aufgestellte Jah-
resabschluss mit seinen Bestandteilen gemäß § 128 Abs. 2 NKomVG, beste-
hend aus Ergebnisrechnung, Finanzrechnung und Bilanz, entspricht nach den 
bei der zuvor dargelegten pflichtgemäßen Prüfung gewonnenen Erkenntnis-
sen den geltenden kommunalrechtlichen haushalts- und rechnungslegungsbe-
zogenen Vorschriften (NKomVG und KomHKVO) und die sie ergänzenden 
Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen. 
 
Es bestehen keine Bedenken, dass der Rat der Stadt gemäß § 129 Abs. 1 
Satz 3 NKomVG über den Jahresabschluss beschließt und dem Oberbürger-
meister Entlastung erteilt.“ 
 

 
 
Braunschweig, 31. Januar 2025 
 
 
Stadt Braunschweig 
-Rechnungsprüfungsamt- 

 
Ehlert 
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